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Ein  Beitrag 

zur  Frage  der  soziaien  Beiastung  im  Hinblick 
auf  die  Konknrrenzfähigkeit,  mit  besonderer  Be> 
rücksichtigung  von  Deutschland  und  pgland 


Inaugural-Dissertation 

zur  Erlangung  der  Doktorwürde  der 
hohen  philosophischen  Fakultät  der 
Großherzoglich  Badischen  Ruprecht- 
Karls-Universität  zu  Heidelberg 

vorgelegt  von 

t 

Friedrich  Riedei  - 


Jieidelberg 

Buch-  und  Kunstdruckerei  Rößler  & Herbert  (Inhaber  Paul  Braus) 

"19  18 


Einleitung. 


Kurzer  geschichtlicher  Überblick,  Wesen  und  Ziele 

der  Sozialpolitik. 

Mit  der  Erweiterung  und  Vertiefung  der  sozial- 
politischen Gesetzgebung  hat  der  Begriff  Arbeiter- 
schutz im  Laufe  der  Zeit  klarere  Umrisse  bekommen. 
Unter  Arbeiterschutz  versteht  man  heute  alle  jene 
Normen  und  Einrichtungen,  alle  jene  wirtschafts-  und 
sozialpolitischen  Massnahmen,  die  im  Wege  der  Ge- 
. * setzgebung  oder  der  Verordnung  geschaffen  wurden 
und  die  geeignet  sind,  Schädigungen  irgendwelcher 
Art,  denen  der  unselbständige  Arbeiter  durch  seine 
berufliche  Beschäftigung  oder  in  seiner  Berufsstellung 
ausgesetzt  ist,  vorzubeugen  oder  zu  verhindern. 

Der  Arbeiterschutz,  eine  soziologische  Erschei- 
nung des  19.  Jahrhunderts,  ist  in  der  Hauptsache  in 
jenen  Kulturkreisen  entwickelt  worden,  die  an  den 
raschesten  Fortschritten  der  Vergesellschaftung  be- 
teiligt gewesen  sind.  Die  schnelle  Entwicklung 
unserer  Industrie,  die  Schaffung  iind  Erweiterung 
der  Berufsbildung  und  Arbeitsteilung,  eng  verbunden 
damit  der  Ausbau  des  Erwerbsprinzipes  in  allen  Teilen 
der  Bedürfnisbefriedigung  und  damit  eine  immer 

\* 
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grösser  werdende  Abhängigkeit  des  einzelnen  von 
der  Wirtschaftsarbeit  aller  übrigen,  ein  ständiges  An- 
wachsen der  unselbständigen  Existenzen,  kurz  diese 
Neugestaltung  des  Wirtschaftslebens,  Hand  in  Hand 
mit  bisher  nicht  gekannter  starker  Betonung  der 
Freiheit  des  Arbeitsvertrages  zum  Vorteil  des  Mäch- 
tigeren, auf  diesem  Boden  konnte,  durch  das  Eintreten 
der  Gesamtheit  zum  Schutze  des  Individuums  gegen 
die  einzelnen,  die  Sozialpolitik  gedeihen.  Das  Rechts- 
bewusstsein des  Volkes  war  geweckt  worden,  und  nach 
und  nach  sehen  wir  das  entstehen,  was  wir  heute  unter 
dem  Namen  Sozialgesetzgebung  als  etwas  Selbstver- 
j ständliches  hinnehmen,  was  sich  längst  eingelebt  hat, 

ohne  der  erbitterten  Kämpfe  vielfach  zu  gedenken,  die 
in  ihrer  Hauptsache  durchgekämpft  werden  mussten 
und  auch  heute  noch  nicht  abgeschlossen  worden 
sind,  um  das  zu  erreichen,  was  erreicht  worden  ist. 

Die  heute  noch  mit  gewissen  Einschränkungen 
fortbestehenden  (Reichsversicherungsordnung  § 495 
und  502)  landesrechtlichen  Knappschaftskassen  (knapp- 
schaftliche  Kranken-  und  Pensionskassen)  bilden  den 
bedeutsamsten  Vorläufer  der  reichsgesetzlichen  Sozial- 
versicherung h Eine  umfassende  Arbeiterversicherung 
wurde  durch  die  Allerhöchste  Kaiserliche  Botschaft 

^ Über  die  Vorarbeit  der  Wissenschaft  vgl.  F.  Zahn,  „Die 
wissenschaftlichen  Ansichten  über  das  soziale  Versicherungs- 
wesen“, Beitrag  zu  dem  Jubiläumswerk  zu  Ehren  von  G. 
Schmoller,  „Die  Entwicklung  der  deutschen  Volkswirtschafts- 
lehre im  19.  Jahrhundert“.  Leipzig  1900. 

I 
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vom  17.  November  1881  inauguriert.  Das  durch  die 
Arbeiterversicherung  geschaffene  neue  Recht  ist  in 
seiner  Gesamtheit  als  originales  Gebilde  anzusprechen, 
wie  es  vordem  noch  nie  und  nirgends  vorhanden  war. 
Allerdings  knüpft  es  an  gewisse  Rechtsideen  und 
Rechtsformen  früherer  Zeiten  an.  Drei  Grundelemente 
sind  es,  welche  die  sozialpolitische  Gesetzgebung  vor- 
nehmlich kennzeichnen:  einmal  das  Eingreifen  des 
Staates,  sowohl  mittels  Versicherungszwang,  als  auch 
organisatorisch  und  mit  eigenen  materiellen  Eei- 
stungen;  ferner  die  Heranziehung  der  Arbeitgeber 
zur  Verwirklichung  der  Fürsorge  für  die  von  ihnen 
beschäftigten  Personen;  endlich  die  korporative  Zu- 
sammenfassung, das  berufsgenossenschaftliche  Prin- 
zip. Für  jedes  dieser  Elemente  aber  finden  sich 

• 

Vorläufer  in  den  älteren  Rechtszuständen,  gleichsam 
Keime  und  Ansätze,  die  die  neuere  Entwicklung 
fortentwickelt  hat. 

Im  Anfang  der  achtziger  Jahre  bietet  der  Zustand 
auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterversicherung  noch  ein 
ziemlich  verworrenes  Bild.  Immer  fühlbarer  wurde 
das  Bedürfnis  nach  einer  durchgreifenden  Neuordnung. 
Auf  der  einen  Seite  trat  man  für  die  Ausdehnung 
des  Knappschaftswesens  auf  die  gesamte  Arbeiterschaft 
ein  (Antrag  Stumm),  auf  der  anderen  Seite  erstrebte' 
man  ein  dem  Hilfskasseugesetz  entsprechendes  Nor- 
mativgesetz als  Grundlage  freier  genossenschaftlicher 
Pensionskassen.  Hinsichtlich  der  Betriebsunfälle 
wurde  einerseits  eine  Ausdehnung  der  Haftpflicht  be- 
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fürwortet,  andererseits  tauchte  hier  zuerst  die  Idee 
eiuer  öffentlich-rechtlichen  Zwangsversicherung  auf. 
Diese  Idee  machte  sich  schliesslich  die  Reichsregierung, 
die  bis  dahin  eher  gegen  den  Zwang  eingenommen  war, 
und  mehr  dem  Ausbau  des  Haftpflichtgesetzes  zuueigte, 
zu  eigen,  und  von  diesem  Schritt  an  datiert  die  neue 
deutsche  Sozialpolitik.  Sie  steht  in  innerem  Zusammen- 
hang mit  der  Sozialdemokratie  und  den  dagegen  er- 
griffenen Repressivmassregeln,  mit  Bismarcks  Abkehr 
von  der  liberalen  Wirtschaftspolitik,  mit  seinem  Über- 
gang zum  Schutzzoll  und  seinen  auf  eine  Steuerreform 
gerichteten  Bestrebungen. 

Die  Reichsversicherung  begann  die  Krankenver- 
sicherung mit  dem  Gesetz  vom  15.  Juni  1883,  die 
Unfallversicherung  mit  dem  Gesetz  vom  6.  Juli  1884, 
die  Invaliden-  und  Altersversicherung  mit  dem  Gesetz 
vom  22.  Juni  1889.  Diese  Stammgesetze  haben  eine 
mehrfache  Erweiterung  erfahren.  Für  die  Kranken- 
versicherung galt  zuletzt  das  Reichsgesetz  vom  25.  Mai 
1903,  für  die  Unfallversicherung  das  vom  30.  Juni 
1900,  und  für  die  Invaliden-  und  Altersversicherung 
das  Gesetz  vom  13.  Juli  1909.  Neu  kodifiziert  sind 
die  bisherigen  Arbeiterversicherungsgesetze  durch  die 
Reichsversicherungsordnung  vom  19.  Juli  1911.  Nach 
■wie  vor  umfasst  sie  die  Kranken-,  Unfall-,  Invaliden- 
und  Altersversicherung.  Neben  einer  Reihe  von  Einzel- 
bestimmungep,  die  die  bisherigen  Bestimmungen  ein- 
ander nähern  und  ausgestalten,  tritt  noch  eine  vierte 
Versicherung  hinzu,  nämlich  die  Hinterbliebenen- 


Versicherung.  In  Kraft  getreten  ist  von  der  RVO. 
die  Invaliden-  und  Hinterbliebenenversicherung  am 
1.  Januar  1912,  die  Unfallversicherung  am  1.  Januar 
\ 1913,  die  Krankenversicherung  am  1.  Januar  1914. 

■ Die  Fürsorgeversicherung  für  minderbemittelte 

1 Angestellte,  betreffend  Berufsinvalidität  und  Hinter- 

bliebenenfürsorge, bildet  durch  das  am  1.  Januar  1913 

i in  Kraft  getretene  Versicherungsgesetz  für  Angestellte 

' vom  20.  Dezember  1911  eine  bedeutsame  Erweiterung 

*.  der  deutschen  Sozialgesetzgebung. 

Wie  schon  oben  ausgeführt,  qualifiziert  sich  die 

■ deutsche  Sozialversicherung  auch  in  ihrem  Ausbau  zur 

) Reichsversicheruugsordnung  als  Zwangsversicherung 

I von  Reichs  wegen,  jedoch  ohne  staatssozialistischen 

l Charakter  auf  öflfentlich-rechtlicher  Grundlage.  Sie 

beruht  auf  gesunder  Mischung  von  Zwang  (Versiche- 
rungspflicht und  Beitragspflicht)  und  Freiheit,  von 

i 

i Staatshilfe  und  Selbsthilfe.  Das  Prinzip  der  Gegen- 

seitigkeit und  Selbstverwaltung  tritt  demgemäss  in 
der  Hauptsache  in  den  Vordergrund.  Daneben  ist 
auch  die  freiwillige  Versicherung  für  gewisse 
Personenkreise  zugelassen  worden. 

Die  zwangsweise  Unfallversicherung  erstreckt  sich 
auf  alle  Arbeiter  und  Betriebsbeamte,  letztere  mit  einem 
Jahresgehalt  bis  5000  M.  in  Gewerbe,  Eandwirtschaft 
und  Seeschiffahrt  und  kann  durch  besondere  Satzungen 
auch  auf  Betriebsbeamte  mit  Jahresgehalt  von  über 
5000  M.,  z,  B.  Kleinunternehmer  und  Hausgewerbe- 
treibende, ausgedehnt  werden.  Die  freiwillige  Unfall- 
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Versicherung  besteht  für  die  Unternehmer  und  das 

nicht  versicherungspflichtige  Personal. 

Die  zwangsweise  Krankenversicherung  erstreckt 
sich  auf  alle  Lohnarbeiter  und  Angestellten  (letztere 
mit  einem  Jahresgehalt  bis  2500  M.)  sowie  auf  Haus- 
gewerbetreibende. Eine  freiwillige  Versicherung  ist 
ermöglicht  den  nicht  oder  nicht  mehr  versicherungs- 
pflichtigen Arbeitern,  Angestellten,  Familienange- 
hörigen des  Arbeitgebers  und  den  Kleinunterneh- 
mern 

Die  zwangsweise  Invaliden-,  Alters-,  und  Hinter- 
bliebeneuversicherung  umfasst  alle  Lohnarbeiter  und 
Angestellten,  letztere  mit  Jahresgehalt  bis  2000  M., 
ferner  Kleinunternehmer  und  Hausgewerbetreibende 
durch  Beschluss  des  Bundesrats.  Daneben  können 
sich  freiwillig  versichern  nicht  oder  nicht  mehr  ver- 
sicherungspflichtige Arbeiter,  Angestellte  und  Klein- 
Unternehmer. 

Zum  Schluss  besteht  noch  eine  Zwangsversiche- 
rung  für  Angestellte  mit  Jahresgehalt  bis  5000  M., 
sowie  eine  freiwillige  Angestelltenversicherung  in 
beschränktem  Umfang  für  nicht  mehr  versicherungs- 
pflichtige (Weiterversicherung),  gewisse  Angestellte 
mit  5000  M.  bis  unter  10000  M.  Jahresverdienst  und 
für  selbständige  Personen. 

Nach  dieser  kurzen  zusammenfassenden  Ein- 
kitung,  die  skizzenhaft  Begrifif,  Wesen,  Ziel  und 
m groben  Zügen  die  Geschichte  der  Sozialgesetz- 
gebung bis  zur  Reichsversicherungsordnung  wieder- 
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gibt,  kämen  wir  zum  ersten  Hauptteil  unserer  Dar- 
legungen, der  sich  ausschliesslich  mit  der  Literatur 
befasst,  die  sowohl  gegen  wie  für  eine  Erweiterung 
und  Vertiefung  unserer  Sozialgesetzgebung  eiuge- 
treten  ist.  Aufgabe  dieser  Untersuchung  ist  es, 
einmal  die  vielverbreitete  Anschauung,  dass  die 
deutsche  Sozialversicherung  die  Konkurrenzfähigkeit 
der  deutschen  Industrie,  im  besonderen  Hinblick  auf 
England,  auf  dem  Weltmarkt  gefährde,  auf  ihre 
Richtigkeit  hin  zu  untersuchen,  und  zu  diesem  Zwecke 
wird  die  sehr  umfangreiche  einschlägige  Literatur 
kritisch  besprochen,  und  zum  anderen  Mal  wird  im 
zweiten  Hauptteil  die  bei  eingehendem  Studium  mit 
der  Literatur  gewonnene  Erkenntnis,  möglichst  jede 
einseitige  Verwendung  des  höchst  unvollständig  vor- 
handenen Materials  zuvermeiden,  praktisch  angewandt, 
indem  wir  an  Hand  der  grundlegenden  Darstellungen 
von  Dr.  Erd.  Zahn^  den  von  diesem  beschrittenen 
Weg  zur  Feststellung  der  Wirkung  der  deutschen 
Sozialversicherung  weitergehen  und  ausbauen.  Zwi- 
schen dem  ersten  und  dem  zweiten  Hauptteil  wird 
an  Hand  dreier  übersichtlicher  Tabellen  die  deutsche 
und  grossbritannische  Sozialgesetzgebung  verglichen 
und  erläutert.  Im  Charakter  der  Arbeit  liegt  es  nicht, 
grundlegende  Neuerungen  zu  bringen,  und  wir  glauben, 
dass  sie  ihren  Zweck  vollkommen  erfüllt,  wenn  es 
ihr  gelingt,  eine  klare  Antwort  auf  die  Frage  zu  finden : 

^ F.  Zahn,  „Wirkung  der  deutschen  Sozialversicherung“. 
München,  Berlin,  Leipzig  1915. 
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„Ist  durch  die  Sozialgesetzgebung  unsere  Konkurrenz- 
fähigkeit bedroht?“  und  zum  anderen,  wenn  unsere 
Darlegungen  zur  Erkenntnis  beitragen,  dass  Freunde 
wie  Feinde  einer  erweiterten  Sozialpolitik  in  ihrer 
Beweisführung  falsche  Wege  gegangen  sind,  und  dass 
in  Zukunft  zur  Erlangung  eines  möglichst  objektiven 
Urteils  die  auf  diesem  Gebiete  noch  höchst  lücken- 
hafte  vergleichende  Statistik  vermieden  werden  muss. 


ft 


1 


i 


/.  Hauptteil. 


Besprechung  der  Literatur  für  und  gegen  die  Sozial- 
politik, einschliesslich  ihres  weiteren  Ausbaues. 

Im  Prinzip  sind  sich  heute  Arbeitgeber  wie  Arbeit- 
nehmer über  die  Notwendigkeit  der  Arbeiterschutz- 
politik in  ihren  verschiedenartigen  Formen  einig. 
Der  Kampf  um  die  Sozialgesetzgebung  geht  heute 
nicht  mehr  um  das,  was  geschaffen  worden  ist,  sondern 
um  die  weitere  Ausgestaltung,  auf  die  die  beiden  Eeit- 
I gedanken  der  Sozialpolitik,  die  Ethik  und  die  wirt- 

schaftliche Zweckmässigkeit,  freilich  nicht  immer  in 
gleichem  Ausmass  hindrängen. 

V Besonders  in  den  letzten  Jahren  mehren  sich  im 

I Hinblick  auf  den  weiteren  Ausbau  unserer  Sozial- 

j Versicherung  die  Stimmen  aus  dem  gegnerischen 

i Lager  bedeutend.  Von  Interesse  sind  eine  Reihe 

' von  Veröffentlichungen,  die  in  den  Jahren  1910 — 1913 

« 

in  der  Deutschen  Industriezeitung,  dem  Organ  des 
Zentralverbandes  Deutscher  Industrieller  zur  Förde- 

j 

rung  und  Wahrung  nationaler  Arbeit,  erschienen  sind. 

i In  einem  Artikel,  betitelt  „Die  Belastung  der  Indu- 

j strie^“  wird  folgendes  ausgeführt:  „Die  Handels- 

1 

i 1 Deutsche  Industriezeitung,  29.  Jahrg.,  Nr.  7,  „Die  Be- 

f lastung  der  Industrie“. 


{ 

1 


i t 


■ 


— 12  — 

kammer  zu  Düsseldorf  stellt  in  ihrem  soeben  erschie- 
nenen Jahresbericht  für  1909  ausserordentlich  interes-  ’ 

sante  Betrachtungen  über  die  Lasten  an,  die  der  ] 

Industrie,  dem  Verkehr  und  dem  Handel  durch  die  | 

Steuer-  und  Sozialpolitik  aufgebürdet  werden,  und  j 

gibt  über  die  Belastung  der  Aktiengesellschaften  ihres  1 

Bezirks  eine  Übersicht,  aus  der  wir  entnehmen,  dass 
23  Aktiengesellschaften  der  Hisen-  und  Maschinen-  j 

industrie  bei  etwa  / Mill.  Dividende  im  Durchschnitt  J 

der  drei  letzten  Geschäftsjahre  mehr  als  2,1  Mill.  M.  | 

für  Steuern  und  soziale  Fürsorge  aufgewendet  haben;  jj 

12  Aktiengesellschaften,  die  anderen  Industriezweigen  \ 

angehören,  haben  bei  2,4  Mill.  M.  Dividende  rund  \ 

900000  M.  für  diese  Zwecke  aufgewendet.  Am  gröss- 
tcn  war  im  Düsseldorfer  Bezirk  die  Belastung'  der 
2 bestehenden  Verkehrsaktiengesellschaften,  die  bei  j 

.132000  M.  Dividende,  was  nur  1,13  % des  Akten-  . 'S 

kapitals  gleichkommt,  etwa  110  000  M.  für  Steuern 
und  soziale  Fürsorge  ausgaben,  also  mehr  als  zwei 
Drittel  der  Summe,  die  an  die  Kapitaleigner  verteilt 
werden  konnte.“  Wenn  auch  hier  die  sozialen  Kasten 
und  die  Steuern  zusammengezogen  worden  sind,  so 
ergeben  doch  obige  Zahlen  ein  Bild  von  der  Höhe  | 

der  Belastung.  Die  Düsseldorfer  Handelskammer  | 

äussert  sich  hierzu  nun  folgendermassen : „Die  Be-  | 

lastung  ist  ausserordentlich  hoch  und  wächst  dabei  i 

geradezu  beängstigend  weiter.“  Nachdem  dann  die  i 

Steuern  einzeln  erwähnt  werden,  heisst  es  weiter:  i 

„Rund  19®/o  des  den  Aktionären  zugeflossenen  Rein-  I 
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gewinns  betrugen  die  sozialen  Aufwendungen  der 
Aktiengesellschaften  der  Eisenindustrie“,  an  anderer 
Stelle  lesen  wir,  dass  die  Steuern  und  Lasten  des 
Bochumer  Vereins  49,1  ^lo  der  Dividende,  und  bei 
Harpen  sogar  73,8%  des  Reingewinns  betrugen; 
Krupp  A.-G.  wendete  93  o/o  der  Dividende  und  die 
GutehofFnungshütte800/o,  unter  Berechnung  der  Jubi- 
läumsstiftung sogar  100  o/o  auf.  Dann  fährt  der  Artikel 
fort:  „Gewiss  soll  damit  nicht  gesagt  sein,  dass  solche 
Teile  der  Dividende  aufgezehrt  worden  wären,  sondern 
nur,  dass  für  die  steuerlichen  und  sozialen  Lasten 
Summen  haben  aufgewendet  werden  müssen,  die  so 
grossen  Teilen  des  zur  Verteilung  verfügbaren  Ge- 
winns  gleichkamen.  Aber  das  bedeutet  auch  gerade 
genug.  Wenn  kürzlich  an  ähnliche  Betrachtungen 
eine  angesehene  Zeitung  die  Bemerkung  knüpfte,  die 
Belastung  sei  zwar  unbestritten  hoch,  aber  es  könne 
doch  nicht  behauptet  werden,  dass  die  Industrie 
ihretwegen  darbe,  so  ist  zu  betonen,  dass  die  Belastung 
die  Wettbewerbstätigkeit  der  deutschen  Industrie 
mit  der  ausländischen  untergräbt.  Darin  liegt  die 
grosse  Gefahr  der  viel  zu  hohen  Belastung,  die  gar 
nicht  unterschätzt  werden  kann.“  Aber  auch  hier 
wieder  auf  der  einen  Seite  die  „hohe  Belastung“  und 
auf  der  anderen  Seite  die  Gefährdung  unserer  Kon- 
kurrenzfähigkeit dem  Ausland  gegenüber.  Etwas 
sonderbar  mutet  es  allerdings  an,  wenn  es  in  besagtem 
Artikel  an  anderer  Stelle  heisst:  „Aus  unseren  Zahlen- 
reihen ist  auch  zu  ersehen,  welche  sehr  hohe  Summen 
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die  Industrie  trotz  der  überaus  grossen  gesetzlichen 
Belastung  doch  noch  für  freiwillige  Wohltätigkeit 
stets  aufgeweudet  hat.“  Wie  verträgt  sich  diese  Tat- 
sache mit  der  Klage  über  die  „überaus  grosse  gesetz- 
liche Belastung“?  Vielleicht  gibt  ein  Artikel,  betitelt 
„Die  Vertretung  der  industriellen  Interessen“  von 
H.  A.  Bueck  1 nähere  Auskunft.  Es  handelt  sich  um 
den  wesentlichen  Inhalt  eines  von  dem  Reichstags- 
abgeordneten Dr.  Stresemann  in  der  Hauptversamm- 
lung  Sächsischer  Industrieller  gehaltenen  Vortrags, 
der  unter  dem  Titel  „Industrie  und  Gesetzgebuno-“ 
m der  National-Zeitung  Nr.  80  vom  17.  Februar 
1910  erschienen  ist.  In  dem  Artikel  von  Bueck  heisst 
es  an  einer  Stelle:  „Mit  dem  Grundgedanken  der 
deutschen  Sozialpolitik  sei  die  Industrie  einverstanden 
(sagt  Dr.  Stresemann),  sie  müsse  sich  jedoch  gegen 
die  Bureaukratisierung  der  Sozialreformer  wenden 
und  die  Autorität  der  Industriellen  in  den  Betrieben 
wahren.“  Eine  interessante  Ergänzung  hierzu  bietet 
die  Stelle  eines  im  Volksblatt  Bochum  Nr.  892  er- 
schienenen Artikels  mit  der  Überschrift  „Der  Sozial- 
lastenjammer. Ein  grober  Unfug“,  die  folgendermassen 
lautet:  „Weiter  wollte  die  rheinisch-westfälische  Gross- 
industrie zur  Krankenversicherung  die  Hälfte  der 
Beiträge  statt  des  bisherigen  Drittels  zahlen,  um 

^ „Die  Vertretung  der  industriellen  Interessen“  von  H.  A. 
Bueck.  Deutsche  Industriezeitung,  29.  jahrg.,  Nr.  10,  S.  14ff. 

2 „Der  Soziallasten jammer.  Ein  grober  Unfug.“  Volksblatt 
Bochum,  17.  4.  14.,  Nr.  89. 
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allerdings  den  Einfluss  der  Arbeiter  ganz  auszuschal- 
ten.“ Von  den  sozialdemokratischen  Tendenzen  dieses 
Blattes  ganz  abgesehen,  wird  die  Tatsache  erhellt, 
dass  es  sich  bei  der  Bekämpfung  der  Sozialversiche- 
rung für  die  Industriellen  nicht  lediglich  um  die  Be- 
lastungsfrage handelt,  sondern  dass  die  Stellungnahme 
beider  Teile,  d.  h.  Arbeitgeber  wie  Arbeitnehmer,  durch 
parteipolitische  Erwägungen  vielfach  fixiert  wird. 
Diese  Erkenntnis  ist  zweifellos  sehr  wesentlich,  da 
es  sich  hier  darum  handelt,  möglichst  objektiv  die 
Frage  zu  entscheiden,  ob  die  Sozialversicherung  unsere 
Konkurrenzfähigkeit,  in  der  Hauptsache  England 
gegenüber,  bedroht.  Auch  die  Ausführungen  Stellers  * 
vertreten  ganz  den  Standpunkt  der  Industriellen. 

„Die  öffentlichen  Lasten  der  deutschen  Industrie“, 
so  heisst  es  in  dieser  Schrift,  „sind  im  Laufe  der 
letzten  Jahrzehnte  ausserordentlich  stark  gestiegen. 
Sie  werden  allmählich  neben  der  immer  unerquick- 
licher sich  gestaltenden  Arbeiterfrage  zu  einer  wirt- 
schaftlichen Gefahr,  indem  sie  auf  die  Unternehmungs- 
lust und  die  Ertragsfähigkeit  der  Industrie  in  einem 
Grade  einzuwirken  drohen,  dass  dadurch  die  bisher 
so  erfreuliche  Entwicklung  unserer  grossgewerblichen 
Tätigkeit  ernstlich  in  Frage  gestellt  wird.“  In  weiterer 

^ „Das  Übermass  der  öffentlichen  Lasten  der  Industrie  in 
Deutschland.  Ein  Merkblatt  für  den  Gesetzgeber.“  Von  Paul 
Steller,  Geschäftsführer  des  Vereins  der  Industriellen  des  Re- 
gierungsbezirks Köln.  Köln  1910.  Kölner  Verlagsanstalt  und 
Druckerei  A.-G. 
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Entwicklung  dieses  Gedankenganges  heisst  es  dann: 
„Ganz  besonders  gilt  dies  von  Industriebetrieben,  die 
im  In-  oder  Auslande  stärker  mit  fremdem  Wettbe- 
werb rechnen  müssen,  der  gleichen  Steuern  oder 
sozialpolitischen  Auflagen  nicht  unterliegt“  Um  nun 
durch  ziflfermässige  Angaben  ein  möglichst  zuver- 
lässiges und  zutreffendes  Bild  über  die  öffentliche 
Belastung  der  Industrie  zu  bekommen,  greifen  wir 
zu  den  Berichten  derjenigen  gewerblichen  Betriebe, 
die  über  ihre  Geschäftsergebnisse  öffentlich  Rechnung 
legen  müssen.  Hier  kommen  vor  allem  die  Aktien- 
gesellschaften in  Betracht,  die  hauptsächlich  im  Berg- 
werks- und  Hüttenwesen,  in  der  Elektrotechnik,  im 
Maschinenbau  und  im  Eisen-  und  Stahlwerksbetriebe 
eine  hervorragende,  das  ganze  Wirtschaftsleben  be- 
stimmende Rolle  spielen.  Entsprechend  verhält  es 
sich  auch  mit  den  im  Privatbesitz  befindliehen  Unter- 
nehmen, deren  Zahl  die  der  Aktiengesellschaften  bei 
weitem  übersteigt,  die  als  Einzelfirmen,  offene  Handels- 
gesellschaften, Gesellschaften  mit  beschränkter  Haf- 
tung, eine  gleiche  Inanspruchnahme  durch  die  öffent- 
liche Belastung  zeigen.  Steller  führt  nun  in  seiner 
Schrift  eine  Reihe  von  Geschäftsberichten  mit  ein- 
schlägigem Zahlenmaterial  an.  Es  seien  hier  einige 
statistische  Angaben  gebracht*. 

* „Das  Übermass  der  öffentlichen  Lasten  der  Industrie  in 
Deutschland.  Ein  Merkblatt  für  den  Gesetzgeber.“  Von  Paul 
Steller,  Geschäftsführer  des  Vereins  der  Industriellen  des  Re- 
gierungsbezirks Köln.  Köln  1910.  Kölner  Verlagsanstalt  und 
Druckerei  A.-G. 
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Die  Aktiengesellschaft  der  Gerresheimer 
Glashüttenwerke  vorm.  Ferd. Heye  gibt  folgende 
vergleichende  Aufstellung  ihrer  bisherigen  öffentlichen 
Rasten. 

Tabelle  /. 


1906 

1907 

1908 

( 

1909 

Staatssteuern 

16000 

16200 

20800 

49200 

Gemeindesteuern  .... 

85202 

89594 

104704 

103589 

Beiträge  zur  Krankenvers. . 

62272 

67153 

69558 

61207 

Beiträge  zur  Invaliditätsvers. 

32899 

34124 

35269 

31957 

Beiträge  zur  Unfallvers. . . 

36476 

37806 

42540 

43746 

Zusammen 

232849 

244877 

272871 

289699 

Staats-  und  Gemeindesteuern  fallen  für  diese 
Untersuchung  nicht  ins  Gewicht;  sonderbar  bleibt 
nur  das  verhältnismässig  starke  Abnehmen  der  Quote 
für  Krankenversicherung  und  Invaliditätsversicherung 
im  Jahre  1909  gegen  das  Vorjahr,  was  vielleicht  mit 
einer  Verminderung  der  Arbeiterzahl  in  Zusammen- 
hang steht. 

„Der  Bochunier  Verein  für  Bergbau  und  Guss- 
stah Fabrikation  in  Bochum  i.  W.  verzeichnet  eine 
Erhöhung  der  öffentlichen  Lasten  von  1 433874  M. 
auf  1502488  M in  dem  am  30.  Juni  1909  beendeten 
Rechnungsjahre  und  bemerkt  ferner  noch  dazu,  dass 
diese  Steuern  und  Lasten  ergeben:  5,96%  des  Aktien- 
kapitals, 41,82%  des  erzielten  Reingewinnes  und 

2 
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49,100/o  der  vorgeschlagenen  Dividende.  Die  Gesamt- 
ausgaben für  Arbeiterversicherung  haben  sich  un- 
geachtet einer  erheblichen  Verringerung  der  Zahl 
der  Arbeiter  um  32600  M.  vermehrt.“  Die  Ausfüh- 
rungen gipfeln  wieder  in  folgendem  Satze:  „Die 
fortgesetzte  Erhöhung  der  öffentlichen  Lasten  biete 
für  die  Zukunft  eine  sehr  bedeutende  ernste  Seite, 
da  die  Überschreitung  der  zulässigen  Grenze  mit  der 
Vernichtung  der  Wettbewerbsfähigkeit  der  inländi- 
schen Industrie  auf  dem  Weltmarkt  gleichbedeutend 
sein  würde.“ 

Ferner  bringt  Steller  eine  sehr  anschauliche 
Statistik,  die  er  mit  folgenden  Worten  erläutert: 
Von  einer  sehr  grossen  Industrie-Atiengesellschaft 
geht  uns  folgende  Zusammenstellung  über  ihre  Auf- 
wendungen an  Steuern,  für  Arbeiterversicherungs- 
beiträge und  Wohlfahrtseinrichtuugen  im  letzten 
Jahrzehnt  zu.  Bei  dieser  Gesellschaft  ist  im  Laufe  der 
Zeit  der  Reingewinn  um  58  (>/(,,  das  werbende  Kapital 
um  80%  gestiegen,  dagegen  sind  gleichzeitig  die 
Staats-  und  Gemeindesteuern  um  fast  400%,  die  ge- 
samten öffentlichen  Lasten  um  300%  und  die  frei- 
willigen sozialen  Aufwendungen  um  150%,  also  alle 
diese  Ausgaben  in  viel  höherem  Masse  als  der  Ge- 
winn gestiegen.“  Siehe  Tabelle  II. 

Weiter  sucht  Steller  durch  vergleichende  Zu- 
sammenstellung der  Steuern  und  Lasten  der  Aktien- 
gesellschaften der  verschiedensten  Branchen  die  Höhe 
der  Belastung  zu  zeigen,  und  es  dürfte  von  Interesse 
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sein,  diese  vergleichende  Statistik  hier  einzuschalten. 
Siehe  Tabelle  III. 

Ein  grosser  Teil  der  öffentlichen  Easten,  die  die 
Industrie  zu  tragen  hat,  entfällt  auf  die  Sozialver- 
sicherung. Obige  vergleichende  Statistik  zeigt,  dass 
die  Industrieunternehmungen  zwar  im  ganzen  stark 
belastet  sind,  aber  doch  nicht  gleichmässig.  Dies 
findet  seine  Erklärung  in  der  Hauptsache  aus  dem 
Unterschied  in  der  Art  des  Betriebes  und  der  Ge- 
winnerträgnisse. Deutlich  tritt  dies  zutage  bei  den 
grossen  Bergwerks-  und  Hüttengesellschaften,  bei 
denen  die  Belastung  50 — 75®/o  des  Reingewinns  be- 
trägt. Bei  der  Firma  Friedrich  Krupp  A.-G.  sogar 
mehr  wie  80<>/o  und  der  Dortmunder  Union  über  90<>/o. 
Ganz  im  Gegensatz  hierzu  bieten  die  mit  ausseror- 
dentlich hohem  Gewinnerträgnis  arbeitenden  chemi- 
schen Fabriken  ein  anderes  Bild,  nur  die  Wohlfahrts- 
eiurichtungen  machen  auch  hier  eine  ansehnliche 
Summe  des  Reingewinns  aus,  so  bei  den  Elberfelder 
Farbenfabriken  fast  14  o/o  des  Reingewinns.  Die 
Werke  der  mechanischen  Industrie  und  die  Stoff- 
fabriken bewegen  sich  zwischen  den  beiden  erst- 
genannten Gruppen.  Bei  letzteren  ist  zu  beachten, 
dass  die  Fabriken,  die  Wolle  verarbeiteten,  infolge 
glänzender  Konjunktur  die  öffentliche  Belastung 
bedeutend  leichter  tragen  konnten  als  die  Baum  Woll- 
industrie, wo  die  Marktverhältnisse  (es  handelt  sich 
im  wesentlichen  um  das  Jahr  1909)  bedeutend  nn- 
günstiger  lagen.  Auch  die  freiwilligen  Wohlfahrts- 


Tabelle  III. 


Vergleichende  Zusammenstellung  der  Steuern  und  Lasten  der  Aktiengesellschaften. 


Name 

• 

Reingewinn 

Summe 

M. 

Divi- 

dende 

"/o 

Steuer 

Summe 

M. 

*n 

0/0  des 
Reingew. 

Soziale  L 

i 

Summe 

M. 

asten 

°to  des 
Reingew. 

Soziale  Las 
Wohlfahrts« 

Summe 

M. 

ten  und 
;inricht. 

o|o  des 
Reingew. 

Steuern 
u.  soz. 
Last.u. 
Wohlf.- 
Einrich- 
tungen 
in  0/0  des 
Rein- 
gew. 

' 

a)  Bergbau-  und  Hüttengesellschaften: 

1 

1 

1 

1 

Bergwerks- Aktiengesellschaft  Consolidation, 

Gelsenkirchen 

3373000 

20 

782000 

23 

879885 

966428 

29 

52 

Bergwerksgesellschaft  Hibernia,  Herne  . . 

5460000 

8 

2434000 

30 

2434000 

44,6 

— 

— 

74,6 

Bochumer  Verein  für  Bergbau  und  Gußstahl- 

fabrikation,  Bochum 

3592800 

12 

608600 

16,8 

894000 

25 

— 

— 

41,8 

Dortmunder  Union,  Aktiengesellschaft  für 

Bergbau,  Stahl-  und  Eisenindustrie  . . 

1757487 

3u.5 

334796 

19 

1131902 

64,4 

1257696 

71,5 

90,5 

Eisen- und  Stahlwerk  Hoesch,A.-G.,  Dortmund 

3266111 

14 

589000 

18 

909124 

27,% 

1313538 

40 

58 

Harpener  Bergbau-Aktienges.,  Dortmund 

6742000 

8 

1706000 

25,3 

3444000 

51 

3957000 

58,7 

84 

Friedrich  Krupp,  A.-G.,  Essen-Ruhr  . . . 

15607624 

8 

3551608 

22,8 

3954277 

25,3 

9238564 

59 

81,8 

„Phoenix",  Aktiengesellschaft  für  Bergbau 

und  Hüttenbetrieb,  Laar  bei  Ruhrort  . 

10844000 

9 

2115776 

19,5 

3018285 

28 

3440263 

31,7 

51,2 

Vereinigte  Stahlwerke  van  der  Zypen  und 

Wissener  Eisenhütten,  A.-G.,  Köln-Deutz 

1 091 765 

10 

242767 

22,3 

191632 

17,6 

— 

— 

39,9 

Westfälische  Drahtindustrie,  Hamm  . . . 

448500 

6 

175233 

39 

91055 

20 

— 

— 

59 

b)  Metallindus 

itrie  (Masch 

inenfa 

briken  und 

sonstige 

1 

Metallverarbeitung) 

• 

• 

Berlin-Anhalt,  Maschinenbau-Aktiengesellsch. 

1569394 

12 

161075 

10,26 

198261 

12,6 

263261 

17 

27,26 

Berliner  Maschinenbau  - Aktiengesellschaft, 

vorm.  L.  Schwartzkopff,  Berlin  .... 

2324050 

16 

172153 

7.4 

182874 

7,9 

384972 

16,4 

24 

Felten  & Guilleaume-Lahmeyerwerke,  A.-G., 

Mülheim-Rhein 

3624035 

6 

778364 

21,5 

355745 

9,8 

387970 

10,7 

32,3 

Gasmotorenfabrik  Deutz,  Köln-Deutz  . . . 

1274000 

5 

173310 

13,6 

177886 

13,96 

238  436 

18,71 

• 32,31 

Maschinenbauanstalt  „Humboldt“,  Köln-Kalk 

1796201 

8 

152942 

8,5 

135809 

7,6 

243  747 

13,6 

22,1 

C)  W 

'ebstoffabrik 

en : 

Braunschweigische  Aktiengesellschaft  für 

Jute-  und  Flachsindustrie,  Braunschweig 

460787 

12 

46447 

10 

43795 

9,5 

— 

— 

19,5 

Gladbacher  Spinnerei  und  Weberei,  M.-Glad- 

bach 

200776 

8 

35544 

17,7 

16979 

8,5 

— 

— 

26,2 

Kammgarnspinnerei,  Leipzig 

602073 

13  Vs 

31025 

5,15' 

19001 

3,15 

— 

— 

8,3 

Kölnische  Baumwollspinnerei  und  Weberei, 

Köln 

40785 

2^/2 

■ 37977 

93 

21698 

53,2 

— 

— 

146,2 

d)  c 

Themis 

che  Farben 

abriken : 

Badische  Anilin-  und  Sodafabrik 

10535267 

24 

9 

• 

9 

• 

351 520 

3,35 

1731284 

16,40 

— 

Farbenfabriken  vorm.  Friedrich  Bayer  & Co., 

Elberfeld 

12276015 

24 

1234025 

10 

225344 

1,8 

1890086 

15,5 

25,5 

Farbwerke,  vorm.  Meister  Lucius  & Brüning, 

Höchst-Main 

12323000 

27 

705215 

5,7 

293256 

2,4 

907579 

7,4 

13,1 

e) 

Sonsl 

tige  Industri 

en: 

Aktiengesellschaft  der  Gerresheimer  Glas- 

hüttenwerke,  vorm.  Ferd.  Heye  . . . 

1233289 

14 

152789 

12,4 

136910 

11 

181933 

14,75 

27,15 

Anglo-Continentale,  vorm.  Ohlendorff’sche 

Guano -Werke,  Hamburg 

1273384 

6 1/2 

97509 

7,7 

11684 

0,9 

75591 

5,9 

13,6 

Gebr.  Stollwerck,  A.-G.,  Köln 

1360116 

7V2 

120464 

8,9 

46701 

3,4 

— 

— 

12,3 

— 21  — 

einrichtungen  machen  einen  nicht  unbedeutenden 
Prozentsatz  des  Reingewinns  aus,  ein  Zeichen,  dass  die 


der  Konkurrenzfähigkeit  doch  noch  zulässt.  — Steller 
schliesst  dann  seine  Ausführungen  mit  folgenden 
Worten:  „Jedenfalls  geht  aus  den  mitgeteilten  Ziffern 
hervor,  dass  die  auf  der  Industrie  ruhenden  öffent- 
lichen Lasten  so  ausserordentlich  hoch  sind,  dass 
eine  weitere  Erhöhung  der  Steuern  und  Arbeiter- 
versicherungsbeiträge die  Leistungsfähigkeit  der  aller- 
meisten Industriebetriebe  entschieden  übersteigen 
und  höchst  unbillig  sein  würde  gegenüber  der  viel 
mässigeren  Heranziehung  anderer  Zweige  des  Erwerbs- 
lebens, die  dazu  in  steuerlicher  Hinsicht  viel  leistungs- 
fähiger sind  als  die  grosse  Mehrzahl  der  Industrie- 
triebe.“ 

Eine  weitere  Abhandlung  ^ in  der  Deutschen 
Industrie-Zeitung  ist  hier  von  Interesse.  Es  handelt 
sich  um  zwei  Reden,  die  in  der  Öffentlichkeit  lebhaft 
besprochen  worden  sind.  Die  eine  dieser  Reden  hat  der 
Handelsminister  Sydow  am  25.  Oktober  1910  bei  der 
Einweihung  des  neuen  Oberbergamtsgebäudes  in 
Dortmund  gehalten.  Die  Deutsche  Industrie-Zei- 
tung lässt  in  dieser  Abhandlung  die  Kölnische 
Zeitung  zu  Wort  kommen,  die  sich  zur  Rede  des 

1 Deutsche  Industriezeitung,  29.  Jahrg.,  Nr.  45,  Rundschau, 
„Wirkungen  unserer  Sozialpolitik  auf  die  politischen  und  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse“.  Rede  des  Handelsministers  Sydow 
und  Vortrag  von  Professor  Bernhard. 
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Handelsministers  Sydow  unter  anderem  folgender- 
massen  äussert:  „Nicht  so  wie  den  Philanthropen 
ist  es  den  Politikern  geglückt,  wie  ja  auch  der  Minister 
Sydow  offen  zugestand,  dass  unsere  soziale  Gesetz- 
gebung den  erhofften  Ausgleich  und  die  Annäherung 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  nicht  herbei- 
geführt hat.  Eine  zielbewusste  Agitation  der  Sozial- 
demokratie hat  es  verstanden,  den  Arbeitern  die  ihnen 
gebotenen  Vorteile,  die  sie  in  keinem  anderen  Lande 
der  Welt  geniessen,  als  minderwertig  und  nichtssagend 
hinzustellen  und  sie  ihnen  zu  verekeln.  Der  sozial- 
demokratische Politiker  hat  dem  bürgerlichen  Aus- 
gleichspolitiker mit  Erfolg  entgegengearbeitet,  und 
man  darf  wohl  leider  sagen,  dass  die  Klassengegen- 
sätze heute  schärfer  sind  als  je,  und  jedenfalls  schärfer 
als  damals,  als  die  moderne  Fürsorgepolitik  noch 
nicht  bestand.“  Es  wird  aber  hier  der  sozialdemo- 
kratischen Organisation  vorgeworfen,  dass  sie  die 
Stellungnahme  von  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer 
verschärft  habe.  Dann  wird  betont,  dass  man  auch 
weiterhin  entschlossen  sei,  „wenn  auch  ohne  den 
hochfliegenden  Optimismus  früherer  Zeiten,  an  dem 
Ausbau  unserer  sozialen  Gesetzgebung  weiterzu- 
arbeiten“. An  anderer  Stelle  heisst  es  dann;  „Eine 
Schranke  allerdings  gibt  es  auf  diesem  Gebiet,  die 
nicht  übersprungen  werden  kann,  und  man  konnte  sich 
der  Überzeugung  nicht  verschliessen,  dass  wir  ganz 
dicht  bei  ihr  angekommen  sind.  Der  gewaltige  Mecha- 
nismus des  staatlichen  Versicherungswesens  gegen 
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Arbeiternöte  aller  Art  ist  zu  einer  ungeheueren  Aus- 
dehnung gelangt  mit  unausgesetzt  steigenden  Aus- 
gaben. Heute  schon  darf  man  sagen,  dass  nur 

durch  die  besondere  Tüchtigkeit  des  deutschen 

Unternehmertumes  die  Folgen  dieser  Bela- 
stung sich  noch  nicht  erdrückend  für  den 
internationalen  Wettbewerb  dargestellt 
haben.“  Und  weiter  heisst  es  dann  an  anderer 
Stelle:  „Noch  ein  Weniges  und  die  steuermäs- 
sige  Belastung  der  Industrie  wird  so  hoch 
gestiegen  sein,  dass  das  Erträgnis  der  Unter- 
nehmungen vermin dert  un d der  internationale 
Wettbewerb,  auf  den  wir  zum  grossen  Teil 
angewiesen  sind,  ernstlich  gefährdet  wird. 
Hier,  ist  der  Punkt,  über  den  wir  nicht  hinaus- 
gehen können,  wenn  wir  nicht  die  Henne 
schlachten  wollen,  die  die  goldenen  Eier 
legt.“  Auch  hier  wieder  die  Betonung,  dass  die 
Industrie  an  der  Grenze  der  Belastungsfähigkeit  an- 
gekommen ist,  und  dass  eine  weitere  Spannung  des 
steuerlichen  wie  sozialsteuerlichen  Bogens  zu  einer 
Überspannung  und  damit  zu  einer  ernstlichen  Gefähr- 
dung unserer  Konkurrenzfähigkeit  dem  Ausland  ge- 
genüber führen  könne.  Die  anderen  Ausführungen  i 
befassen  sich  mit  einem  Vortrag,  den  Prof.  Dr.  L. 
Bernhard  am  28.  Oktober  1910  in  der  „Vereinigung 
für  staatswissenschaftliche  Fortbildung“  in  Berlin 
über  das  Thema  „Die  Stellung  des  Staatsbeamten 
‘ Deutsche  Industriezeitung,  29.  Jahrg.,  Nr.  45,  S.  698. 
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zum  modernen  Wirtschaftsleben“  gehalten  hat.  Auch 
Bernhard  stimmt  den  Äusserungen  Sydows  zu  und 
verweist  auf  die  Gefahren  einer  sozialen  Überbe- 
lastung. Neu  an  seinen  Ausführungen  ist,  dass  er 
auch  den  Industriellen  einen  Teil  Schuld  au  der 
hohen  Belastung  zuschiebt.  Er  wirft  diesen  Kreisen 
nämlich  ein  zu  passives  Verhalten  der  inneren  Po- 
litik  gegenüber  vor.  Sie  „hielten  sich  bewusst  von 
der  Politik  fern,  die  zu  treiben  fast  als  Bummelei  gelte. 
In  England  dagegen  wisse  man  sehr  gut,  dass  die 
politische  Arbeit  ,rentabeP  ist,  weil  ein  einziges 
fehlerhaftes  Gesetz  die  Früchte  vieler  technischer 
und  kommerzieller  Bemühungen  zunichte  machen 
kann.“  Die  Deutsche  Industriezeitung  erkennt 
diesen  Vorwurf  zum  Teil  an.  indem  sie  schreibt: 
„Wenn  auch  diesen  Aussetzungen  eine  gewisse  Be- 
rechtigung nicht  abzustreiten  ist,  ganz  so  schlimm 
ist  es  bei  uns  nicht  bestellt.“  Diese  Abschweifung 
vom  eigentlichen  Thema  sei  gestattet,  um  zu  zeigen, 
welche  Momente  bei  einer  Überbelastung  der  Industrie 
eine  Rolle  spielen  können.  Also,  wie  schon  oben 
ausgeführt:  einmal  die  sozialdemokratische  Organi- 
sation, die  mit  Hilfe  ihrer  Agitation  die  Arbeiter  zu 
weiteren  Forderungen  treibt,  das  andere  Mal  die 

mangelnde  Fühlungnahme  der  Industriellen  mit  den 
Gesetzgebern. 

Natürlich  sind  die  Schriften  Paul  Stellers  und 
andere  nicht  unerwidert  geblieben,  und  auch  akade- 
mische Kreise  haben  sich  lebhaft  an  der  Diskussion 


beteiligt.  Vor  allen  sind  es  Professor  Ballod  und 
Herkner,  die  den  Standpunkt  Stellers,  wie  Professor 
Bernhards  angreifen.  Herkner  ^ geht  im  Dezember- 
heft der  Preussischen  Jahrbücher  davon  aus,  dass 
es  sehr  sinnverwirrend  sei,  Ausgaben,  wie  Steuern, 
Beiträge  für  Gewerbegerichte  und  Handelskammern, 
Arbeiterversicherung,  freiwillige  Leistungen  für  wirt- 
schaftliche Vereine  und  Wohlfahrtseinrichtungen 
einheitlich  zusammenzufassen  2.  Weiter  behauptet 
Herkner,  dass  die  Soziallasten  von  den  Unternehmern 
durch  entsprechende  Preisgestaltung  abgewälzt  würden. 
Dies  ist  lediglich  eine  Behauptung,  für  die  noch  der 
Beweis  zu  führen  wäre.  Ein  weiterer  Einwand  Herkners 
richtet  sich  dagegen,  dass  immer  nur  die  Aktiengesell- 
schaften erwähnt  würden.  In  steuerlicher  Hinsicht 
ständen  sie  ungünstiger  wie  andere  Unternehmungs- 
formen. Hierzu  bemerkt  die  Deutsche  Industriezei- 
tung „Ausserdem  ist  noch  zu  bedenken,  dass,  wenn 
die  Aktiengesellschaften  auch  nur  ein  Teil  der  gewerb- 
lichen Unternehmungen  sind,  in  ihnen  doch  immer 
ein  Kapital  von  über  13  Milliarden  Mark  investiert 
ist.“  Ferner  macht  Herkner  geltend,  dass  zwischen  der 
absoluten  Steigerung  der  Arbeiterversicherungsbei- 
träge und  dem  Lohne  eine  enge  Beziehung  bestehe 

1 Herkner,  Preussische  Jahrbücher.  Dezemberheft  1912. 

2 Dem  gegenüber  stehen  die  Ausführungen  von  Dr.  Jüngst, 
Essen,  „Die  öffentlichen  Lasten  des  Ruhrbergbaues“,  in  denen 
er  ausdrücklich  eine  Berücksichtigung  dieser  freiwilligen  Bei- 
träge ablehnt. 

ä Deutsche  Industriezeitung,  30.  Jahrg.,  Nr.  8,  S.  138. 
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und  deswegen  hierauf  kein  zu  grosses  Gewicht  zu  legen 
sei.  Die  Deutsche  Industriezeitung  i schreibt  hierzu 
folgendes:  „Nun  ist  die  Entwicklung  der  zur  Sozial- 
versicherung gezahlten  Beiträge,  auf  den  Kopf  der 
versicherten  Arbeiter  berechnet,  folgende  gewesen : 


Tabelle  IV. 


Kranken- 

versicherung 

M. 

I Unfall- 

I Versicherung 

1 M. 

Invaliden- 
1 Versicherung 

' M. 

1 Insgesamt 
1 M. 

1888 

1898 

1908  ! 

1 

13,87 

17,06 

26,62 

2,63 

4,11 

7,67 

9,41 

12,11 

16,50 

'30,68 

46,40 

Daraus  ergibt  sich,  dass  unter  Berücksichtigung 
der  Erweiterung  des  Kreises  der  Versicherten  durch 
die  Invalidenversicherung  die  Belastung  auf  den  Kopf 
des  Versicherten  sich  in  20  Jahren  mehr  als  ver- 
doppelt hat.  Um  lOOo/o  sind  aber  die  Löhne  in 
Deutschland  nicht  gestiegen,  sondern  seit  1885  nach 
Berechnungen  von  Calcer  nur  um  36— 3?o/o.  Weiter 
meint  Herkner,  durch  Schutzzölle  die  Kartellbildung 
und  damit  auch  die  Konkurrenzfähigkeit  dem  Ausland 
gegenüber  zu  erleichtern,  denn  er  sagt : „Selbst  wenn 
England  geringere  soziale  Lasten  hätte,  so  wäre  damit 
noch  nicht  eine  ungünstigere  Stellung  der  deutschen 
Industrie  erwiesen.“  Durch  eine  Kartellbildung  würde 
eine  Preiserhöhung  eintreten,  die  dann  die  soziale 
Belastung  zu  tragen  hätte.  Auf  diese  Gedankengänge 
1 Deutsche  Industriezeitung,  30.  Jahrg.,  Nr.  8,  S.  138. 
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entgegnet  die  Deutsche  Industriezeitung  i : „Darauf 
ist  zu  erwidern,  dass  unsere  deutsche  Industrie  zu 
einem  sehr  grossen  Teil  eine  Exportindustrie  ist  und 
daher  die  Preisgestaltung  vom  Wettbewerb  des  Aus- 
landes, also  auch  \von  dessen  Produktionskosten,  ab- 
hängig ist.“  Der  Streit  geht  weiter.  Was  die  eine 
Seite  mit  „beweiskräftigem“  Material  bewiesen  zu 
haben  glaubt,  wird  von  der  anderen  Seite  mit  ebenso 
„beweiskräftigen“  Statistiken  widerlegt.  Damit  ist 
nicht  zum  Ziel  zu  kommen,  und  wir  sprechen  dem 
Satze:  „Nur  an  der  Hand  genauer  zahlenmässiger 
Darlegungen  lässt  sich  ein  derartiges  Urteil  gewinnen2“ 
entschieden  nicht  zu ; denn  einmal  besitzen  wir  über- 
haupt kein  amtliches  statistisches  MateriaP,  auf  eine 
Anfrage  Stellers  an  amtlicher  Stelle  traf  folgender 
Bescheid  ein: 

„Amtliche  statistische  Aufschlüsse  darüber,  wie 
hoch  die  Industrie  in  Deutschland  und  im  konkur- 
rierenden Ausland  belastet  wird: 

a)  durch  soziale  Lasten : Arbeiterversicherung, 

Armenpflege,  Wohlfahrtseiurichtungen, 

b)  durch  direkte  Steuern:  Staats-,  Gemeinde-,  Ge- 
werbesteuern, 

1 Deutsche  Industriezeitung,  30.  Jahrg.,  Nr.  15,  S.  262. 

2 „Die  Belastung  der  deutschen  Industrie  durch  die  Ar- 
beiterversicherung.“ Frankf.  Zeitung  Nr.  7,  Erstes  Morgen blatt, 
7.  Januar  1911. 

3 Deutsche  Industriezeitung,  30.  Jahrg.,  Nr.  17,  S.  294,  „Zum 
Vergleich  der  öffentlichen  Lasten  der  Industrie  in  Deutschland 
und  im  Ausland.“ 
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lassen  sich  nicht  geben,  da  ausreichende  statistische 
Unterlagen  dafür  fehlen,  auch  nach  dem  gegenwär- 
tigen Stand  international  vergleichbarer  Statistik  nicht 
zu  beschaffen  sind. 

Zu  a lässt  sich  nicht  einmal  der  jährliche  Ge- 
samtaufwand für  Arbeiterversicherung  in  den  einzel- 
nen Ländern  geben,  weil  überall  da,  wo  keine  Zwangs- 
versicherung besteht,  die  Statistik  versagt.  Mehr 
als  die  Sonderbeilage  zum  Reichsarbeitsblatt  1910, 

Nr.  7 bietet,  ist  zurzeit  (1911)  nicht  zu  beschafTeiiL 

• • 

Uber  den  Jahresaufwaud  an  Armenlasten  geben 
die  amtlichen  Statistiken  noch  viel  weniger,  über 
den  Aufwand  an  Wohlfahrtseinrichtungen  überhaupt 
keine  Aufschlüsse. 

Zu  b liegen,  zumal  bei  der  Verschiedenheit  und 
Mannigfaltigkeit  der  Steuergesetzgebung  in  den  ein- 
zelnen Ländern,  gleiche  Mängel  vor,  und  selbst  die 
Ermittlung  der  Belastung  auf  den  Kopf  der  Bevöl- 
kerung würde  noch  keinen  Aufschluss  über  die  Ver- 
teilung dieser  Belastung  auf  die  verschiedenen  Er- 
werbsgruppen (Landwirtschaft,  Industrie,  Handel  und 
Verkehr)  geben. 

Diese  an  sich  bedauerliche  Tatsache  darf  nicht 
wundernehmen,  aber  unserer  Ansicht  nach  wäre 
uns  auch  mit  einer  ausführlichen  amtlichen  Statistik 
nicht  gedient,  denn  die  hier  behandelte  Materie  ist 

1 Hat  sich  auch  bis  heute  wenig  geändert.  International 

vergleichbares  Material  ist  auch  heute  noch  nicht  vorhanden. 
(Der  Verfasser.) 
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viel  zu  subtil,  dass  sie  je  von  nackten  statistischen 
Zahlen  voll  erfasst  werden  kann,  besonders  aber  dann, 
wenn  es  auf  vergleichende  Statistik  ankommt;  hier 
liegt  der  Fehler,  der  von  beiden  Seiten  gleich  häufig 
gemacht  worden  ist.  Es  ist  nach  Ballod  und  Herkuer 
sehr  gewagt,  die  Verteilung  der  Belastung  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  auszurechiieii,  da  hier  das 
Verhältnis  dieser  Lastenverteilung  auf  Allgemeinheit 
und  Industrie  nicht  scharf  genug  in  die  Augen  springt, 
andererseits  ist  es  ebenfalls  ungenau,  und  das  Bild  • 
wird  getrübt,  wenn  die  Soziallasten  berechnet  werden 
im  Verhältnis 

a)  zum  Grund-,  Aktienkapital; 

b)  zu  den  gesamten  Betriebsausgaben,  von  denen 
sie  einen  Teil  bilden,  oder  zu  anderen  Teilen 
der  Betriebsausgaben,  z.  B.  den  Löhnen; 

c)  zu  anderen  Betriebsfaktoren,  wie  Arbeiterzahl, 
Produktiousziffern  (Menge,  Wert,  Preis); 

d)  zum  Rohertrag,  Reingewinn,  der  Dividende. 

Diese  Vergleichsmassstäbe  sind  indessen  nicht 

gleichwertig'.  Wir  möchten  nun  im  weiteren  Verlauf 
unserer  Ausführungen  einen  anderen  Weg  einschlagen, 
d.  h.  den  von  Zahn  beschrittenen  weiterverfolgen, 
der,  unabhängig  von  vergleichbarer  Statistik,  die 
Wirkungen  der  Sozialversicherung  auf  das  Budget 
des  Arbeitgebers  feststellt  und  so  den  Nachweis  führt, 
dass  die  soziale  Belastung  keineswegs  zu  einer  Ge- 

1 Nach  Dr.  Fr.  Zahn,  „Wirkungen  der  deutschen  Sozial- 
versicherung“. München,  Berlin,  Leipzig  1915. 
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fährdung  unserer  Wettbewerbsfähigkeit  dem  Ausland 
gegenüber  führt.  Doch  erst  möchten  wir  die  Blüten- 
lese  der  Literatur,  die  für  und  die  wider  die  Sozial- 
versicherung agitiert,  vervollständigen,  ehe  wir  den 
von  Zahn  begangenen  Weg  betreten.  Vorher  aller- 
dings möchten  wir  noch  eine  kurze  vergleichende 
Tabelle  der  deutschen  und  grossbritannischen  Sozial- 
versicherung mit  kurzer  Erläuterung  einschalten,  weil 
diese  Gegenüberstellung  wesentlich  bei  Beurteilung 
der  strittigen  Materie  ist. 

In  weiterer  Vervollständigung  der  Literatur  kämen 
hier  in  der  Hauptsache  zwei  Schriften  in  Betracht,  die 
eine  wiederum  von  Steller  als  „Antwort  an  Herrn 
Professor  Dr.  H.  Herkneri“,  die  sehr  viel  einschlägiges 
Material  enthält,  und  als  zweite  Schrift  die  Aus- 
führungen von  Albert  Kern,  einem  Aachener  Indu- 
striellen 2.  Steller  bringt  in  seiner  Schrift  eine  Reihe 
von  Stimmen  aus  Unternehmerkreisen,  von  denen 
einige  hier  angeführt  sein  mögen.  Eines  der  grössten 
industriellen  Werke  in  den  östlichen  Provinzen  Preus- 
sens  schrieb  bezugnehmend  auf  einige  einschlägige 
Aufsätze  in  den  Elbinger  Nachrichten  Nr.  298  und 
308  im  Jahre  1910  an  Steller  folgendes:  „Es  kann 
daher  von  der  weiteren  Überlastung  der  Industrie 
nach  dieser  Richtung  hin  und  vor  ihrer  immer  mehr 

* „Erhöhung  der  Gestehungskosten  der  deutschen  In- 
dustrie durch  die  sozialen  Lasten“  von  Paul  Steller. 

2 „Die  Industrie,  ihre  Bedeutung  und  ihre  Lasten“  von 
Albert  Kern. 
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zunehmenden  Beunruhigung  durch  die  unaufhörliche 
Gesetzmacherei  nicht  genug  gewarnt  werden,  wenn 
wir  nicht  schliesslich*  doch  einer  zunehmenden  Kon- 
kurrenz Unfähigkeit  und  grosser  Verarmung  entgegen- 
gehen wollen.“ 

Ferner  wurde  von  Regierungsrat  Dr.  Schweig- 
hofifer  in  der  Delegiertenversammlung  des  Zentral- 
verbands deutscher  Industrieller  am  9.  Dezember  1910 
über  die  Reichsversicherungsordnung  referiert,  in  der 
Referent  u.  a.  etwa  folgendes  ausführt:  „Die  Belastungs- 

t 

proben,  die  in  allen  Kostenerhöhungen  zutage  treten, 
müssten  eines  Tages  für  unsere  Industrie  verhängnis- 
voll werden.  Für  Kranken-,  Unfall-  und  Invaliden- 
versicherung seien  im  Deutschen  Reiche  von  Anfang 
des  Bestehens  der  Reichsversicherung  bis  zum  Schluss  '' 
des  Jahres  1908  6^/4  Milliarden  Mark,  bis  Ende  1909 
rund  8V2  Milliarden  Mark  verausgabt.  Die  jährlichen 
Kosten  beliefen  sich  gegenwärtig  auf  800  Millionen 
Mark;  sie  würden  sich  durch  die  in  der  neuen  Reichs- 
versicherungsordnung vorgesehene  Erweiterung  noch 
mindestens  um  200  Millionen  Mark  für  das  Jahr  steigern. 
Man  würde  dann  also  mit  Ausgaben  von  einer  Mil- 
liarde für  das  Jahr  oder  3 Millionen  Mark  für  den 
Tag  zu  rechnen  haben.  Wie  gering  demgegenüber 
die  tatsächlichen  Leistungen  in  anderen  Ländern  seien, 
zeige  sich  nach  der  amtlichen  Statistik  über  die  Kran- 
kenversicherung. Die  Leistungen  für  diese  Versiche- 
rungsart machen  in  Deutschland  350^/2  Millionen 
Mark,  in  Östereich-Ungarn  621/2  Millionen  Mark  und 


32 


in  Belgien  3,6  Millionen  Mark  aus.  Bei  derartigen 
Verhältnissen  sei  es  wohl  an  der  Zeit,  dass  die  führenden 
Sozialpolitiker  im  Reichstag  sowohl  als  in  den  zustän- 
digen Reichsstellen  bei  allen  weiteren  sozialpolitischen 
Massnahmen  auch  die  Belastuugsfrage  berücksichtigen, 

damit  nicht  bei  uns  eines  schönen  Tages  die  Quellen, 
aus  denen  bisher  geschöpft  wurde,  versagen.  Neben 
dem  Arbeiter  sei  es  doch  in  erster  Reihe  der  Arbeit- 
geber, der  die  Lasten  der  sozialen  Gesetzgebung  zu 
tragen  habe;  und  der  Gesetzgeber,  der  ohne  Rücksicht 
auf  die  bisherigen  Lasten  dem  Unternehmer  immer 
neue  zumute,  solle  sich  bewusst  sein,  dass  eine  jede 
in  blindem  Eifer  über  das  Ziel  hinausgehende  Sozial- 
politik in  ihrem  Enderfolge  das  Gegenteil  der  Absicht 
herbeiführen  und  die  den  wirtschaftlich  Schwachen 
zugedachten  Segnungen  in  Verderben  uniwandeln 
müsse.  Falls  durch  ein  Übermass  der  sozialen 
Gesetzgebung  die  Ertragsfähigkeit  der  Arbeit 

heruntergesetzt  und  die  Wettbewerbsfähigkeit 

mit  dem  Ausland  lahmgelegt  würde,  so  sei  ein 

Rückgangderdeutschenlndustrieunausbleib- 

lich,  und  ein  solcher  Rückgang  müsse  am 
letzten  Ende  seinen  stärksten  Niederschlag 
in  der  Lage  der  arbeitenden  Klassen  finden. 

Der  Zentralverband  fasste  dann  in  der  von  ihm 
angenommenen  EntscliHessung  seine  Stellungnahme 
zur  Reichsversicherungsördnung  ausdrücklich  dahin 
zusammen,  dass  die  Erhaltung  der  Leistungsfähigkeit 
der  deutschen  Erwerbstätigkeit  der  oberste  Gesichts- 
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punkt  auch  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsversicherung 
bleiben  müsse.“ 

Weiterhin  bringen  die  Jahresberichte  der  Handels- 
kammern für  das  Jahr  1911  eine  Reihe  einschlägigen 
Materials. 

In  einem  vom  Vorsitzenden  der  Handelskammer 
zu  Plauen  i.  V.  am  1.  Febr.  1911  erstatteten  Bericht 
heisst  es  unter  anderm: 

„Die  Bewegungsfreiheit  der  deutschen  Industrie 
wird  aber  anderseits  erschwert  durch  die  Lasten  der 
sozialen  Gesetzgebung Durch  eine  zu  weit  ge- 

triebene und  den  übrigen  Industriestaaten  voraus- 
eilende Sozialpolitik  wird  aber  die  Exportfähigkeit 
der  Industrie  gemindert  und  kann  eine  Verringerung 
der  Arbeitsgelegenheit  herbeigeführt  werden,  deren 
ungünstige  Wirkung  selbst  durch  die  schönsten  Vor- 
schriften sozialpolitischer  Natur  für  die  Arbeiter  nicht 
ausgeglichen  werden  können.“ 

In  ähnlicher  Weise  äusserte  sich  der  Vorsitzende 
der  Handelskammer  zu  Chemnitz  in  seinem  am 
14.  Januar  1911  vorgetrageuen  Bericht;  er  sagte  dort; 

„Mit  ernster  Sorge  muss  uns  auch  die  immer  mehr 
zunehmende  Beschwerung  unserer  gewerblichenTätig- 
keit  mit  öffentlichen,  insbesondere  sozialpolitischen 
Lasten  erfüllen.  Dazu  kommt  noch  das  in  der  Gesetz- 
gebung schon  seit  langer  Zeit  verfolgte  Bevormundungs- 
system des  gewerblichen  Unternehmertums “ 

Ebenfalls  beschäftigt  sich  die  Handelskammer 
zu  Essen  a.  d.  Ruhr  mit  der  Frage;  sie  sagt  u.  a.: 
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„Ein  weiteres  Hemmnis,  welches  sich,  trotz  An- 
spannung aller  wirtschaftlichen  Kräfte,  einem  raschen 
Vorwartskommen  auf  der  Bahn  der  wirtschaftlichen 
Gründung  entgegenstellt,  ist  zweifellos  die  in  raschem 
Tempo  zunehmende  Beschwerung  unserer  gewerb- 
lichen Tätigkeit  mit  öffentlichen  Lasten  aller  Art. 
Fassen  wir  in  Absehung  von  der  steuerlichen  Belastung 
die  Belastung  unserer  Gewerbetätigkeit  lediglich  mit 
sozialen  Auflagen  ins  Auge,  so  ergibt  sich,  dass  heute 
schon  die  Belastung  allein  durch  sozialpolitische  Ver- 
sicherungsbeiträge jährlich  zirka  800  Millionen  Mark  be- 
trägt. Dass  derartige  gewaltige  Auflagen,  insbesondere 
nach  Krisen  und  in  Perioden  des  Niederganges,  ein 
schweres  Hindernis  für  die  Wiedergründung  unseres 
Wirtschaftslebens  bilden  müssen,  liegt  auf  der  Hand. 
Unbestritten  dürfte  auch  sein,  dass  sich  dieses  Hemmnis 
in  Zukunft  mit  der  in  sicherer  Aussicht  stehenden  Steige- 
rung der  Lasten  immer  stärker  geltend  machen  wird.“ 

Auch  die  Handelskammer  in  Berlin  schreibt  in 

ihrem  Bericht  für  das  Jahr  1910  über  diesen  Punkt 

folgendes: 

• • 

„Überhaupt  scheint  es  uns,  als  ob  in  der  allgemeinen 
Anschauung,  sowohl  der  Gesetzgeber  als  des  Publikums, 
die  Tragfähigkeit  der  Industrie  überschätzt  wird,  indem 
von  ihr  immer  ohne  weiteres  angenommen  wird,  dass 
sie  der  stetig  zunehmenden  Aufwendung  für  fis- 
kalische Abgaben  und  sozialpolitische  Massnahmen 
durch  die  Verbesserung  der  Technik  und  durch  die 
Herabsetzung  der  Produktionskosten  gewachsen  sei. 
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Der  schwierigen  Übergangszeiten  wird  dabei  überhaupt 
nicht  gedacht.  In  den  Berichten  i unserer  Aktiengesell- 
schaften wird  auf  diese  Vorgänge  öfters  hingewiesen, 
ohne  dass  solchen  Klagen  der  Effektenmarkt  eine 
wesentliche  Beachtung  schenkt.“  Steller  sucht  die 
Herknerscheu  Ausführungen  weiter  zu  entkräften, 
indem  er  sich  auf  einen  Vortrag  von  Prof.  Dr.  Bern- 
hard beruft,  der  in  der  Kölnischen  Zeitung^  unter 
dem  Titel  „Staatssozialismus  und  Industrie“  eine  Be- 
sprechung erfahren  hat.  Hier  heisst  es  u.a.:  Prof.  Bern- 
hard fasst  seine  Meinung  in  folgender  Ausführung 
zusammen:  „Hemmt  man  die  deutsche  Industrie  und 
Unternehmungslust  mehr  und  mehr  durch  staats- 
sozialistische Massnahmen  und  Kontrollen,  so  wird 
die  nahe  bevorstehende  Weltentwicklung  aus  Deutsch- 
land Menschen  und  Kapital  heraussaugen  und  uns 
aushöhlen.  Lässt  man  hingegen  der  Industrie  freien 
Spielraum,  um  die  Formation  zu  erlangen,  die  für 
grosse  Leistungen  erforderlich  ist,  so  wird  Deutsch- 
land beherrschend  in  die  Weltentwicklung  eingreifen 
können.“ 

Wiederum  von  Interresse  sei  eine  Zusammen- 
stellung der  sozialen  Lasten  deutscher  Industrie- 
Aktiengesellschaften,  die  der  Stellerschen  Schrift  ent- 
nommen sind. 

1 Vgl.  die  Tabellen  der  „Zusammenstellung  der  sozialen 
Lasten  deutscher  Industrie-Aktiengesellschaften“  (Tabelle  lll). 

2 Kölnische  Zeitung,  Abendblatt  vom  31.  Oktober  1910. 
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Tabelle  V. 


Zusammenstellung  der  sozialen  Lasten 
deutscher  Industrie-Aktiengesellschaften. 


a)  Berlin-Anhaltische  Maschinenbau-Aktiengesellschaft, 
Abteilung  Köln-Bayenthal. 


Jahr 


1888 

1893 

1898 

1903 

1908 

1909 


Zahl  der  ver- 
sicherten 
Personen 

Soziale 

Summe 

M. 

: Lasten 

fUr  die  einzelne 
Person 

M. 

920 

20779,20 

22,58 

980 

35281,17 

36,- 

1050 

34000,- 

32,38 

1260 

60261,99 

47,83 

1273 

57595,— 

45,24 

1302 

63765,— 

48,97 

b)  Kölnische  Gummifädenfabrik 
vorm.  Ferd.  Kohlstadt  & Co.  in  Köln-Deutz. 


Jahr 

m 

1 Ver- 
1 sicherte 
! Personen 

1 

Soziale 

Summe 

M. 

Lasten 
auf  die 
Person 

M. 

Summe 
der  Löhne 

M. 

Soziale 
Lasten 
in  o/o  der 
Lohn- 
summe 

1907 

1 

116 

2752,74 

23,84 

82722,96 

3,33 

1908  1 

105 

2830,96 

26,99 

69047,09 

3,58 

1909 

105 

3162,33 

30,11 

77733,92 

j 

4,19 

Für  das  Jahr  1910  stehen  die  Zahlen  noch  nicht  fest  abei 
soviel  ist  heute  schon  sicher,  dass  die  Zahlen  für  die  Persor 
auch  in  diesem  Jahre  höher  sind  als  in  dem  vorhergehenden 
Unter  den  in  dem  Betrieb  beschäftigten  Personen  befindet  sich 
eine  grosse  Anzahl  weiblicher  Arbeitskräfte. 
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c)  Mechanische  Jute-Spinnerei  und  -Weberei  in  Bonn  a.  Rh. 


Jahr 


Versicherte 

Personen 


Summe 

M. 


Soziale  Lasten 

auf  die  einzelne 
Person 

M. 


1888 

443 

6932,33 

15,65 

1893 

541 

7833,60 

14,48 

1898 

454 

7106,96 

15,65 

1903 

505 

9943,- 

19,69 

1908 

483 

1 1 351 ,39 

23,50 

1909 

489 

11817,92 

24,17 

1 

Ausserdem  hat  das  Unternehmen  für  Kapitalhinterlegungen 
für  sämtliche  Arbeiter,  die  über  15  Jahre  ununterbrochen  in 
seinen  Diensten  gestanden  haben  oder  noch  stehen,  98586  M. 
aufgewandt. 


d)  Land-  und  Seekabelwerke,  Aktiengesellschaft  in  Köln-Nippes, 


Jahr 

1900 

1910 


Beiträge  für  die  Arbeiterversicherung 
Summe 

der  erzielten  Lasten 
M. 


auf  den  Arbeiter 
M. 


1 1 790,46 
23106,58 


24,60 

40,45 


t 


e)  Rheinische  Aktiengesellschaft  für  Braunkohlenbergbau  mit 

Brikettfabrikation  in  Köln. 


Ver- 

Gehälter  und 
Löhne  einschl. 
Gratifikation. 

Soziale  Lasten 

Dazu  Unter- 
stützungen 

M. 

Geschäfts- 

jahr 

sicherte 

Per- 

sonen 

Summe 

M. 

für  die 
einz. 
Person 
M. 

in  o/o 
des 

Lohnes 

1907108 

2692 

1 

139453,75 

51,80 

— 

14062,75 

1908109 

2538 

2460691,74 

131 078,01 

51,64 

5,33 

19137,39 

1909110 

2185 

2266580,31 

131 244,17 

60,07; 

5,79 

24734,03 

i 


1 

I 


Jahr 


1893 

1898 

1903 


1909 


1908  i 


I 


Versicherfe 

Personen 


190 

650 

640 


Summe 

M. 


Soziale  Lasten 

auf  die  einzelne 
Person 

M. 


8298,07 
8130,06 
12071,03 
41 060,93 
38470,09 


63,53 

63,18 

60,11 


g)  Vereinigte  Stahlwerke  van  der  Zypen  & Wissener 
Eisenhutten-Aktiengesellschaft  in  Köln-Deutz. 


Jahr 

! 

1 Personen 

i 

■ 

1 

i 

Löhne 

1 

1 

1 M. 

Soziale  Lasten 

^ 1 auf  den 

! Kopf 

1 M.  1 M. 

In  % des 
Lohnes 

1904 

1 2138 

1 

2306963 

1 ' 

! 100284 

( 

46,90 

[ 

4,35 

1905 

i 

! 2201 

2450680 

112848 

: 51.27 

4,60 

1906 

2520 

3102218  1 

136559 

54,19 

4,40 

1907  1 

2778 

3880008 

159963 

57,58 

4,12 

1908  j 

2821 

3972441  1 

180718  j 

64,06 

4,55 

1909  1 
1 

2537  ' 

3292734  I 

189882 

i 

74,84 

5,77 

Beiträge  zur  Pensionskasse,  Witwen-  und  Waisenfürsorge: 

41926  M, 

61434  „ 

111676  „ 

86168  „ 

30501  „ 


1 ^ 


39 


h)  Westfälische  Drahtindustrie  in  Hamm  i.  W 


Sozialpolitische  Ausgfaben 

ahr 

Arbeiter- 

zahl 

1 

Summe 

M. 

auf  den  Kopf 
M. 

in  o/o  der 
Lohnsumme 

1900101 

1706 

40468,37 

23,72 

2,161 

1901102 

1847 

46852,80 

25,37 

2,113 

1902/03 

1879 

61 264,70 

32,60 

2,748 

1903/04 

1906 

62596,09 

32,84 

2,732 

1904/05 

1960 

64583,51 

32,95 

• 2,722 

1905/06 

2026 

64151,37 

31,66 

2,464 

1906/07 

2084 

74396,55 

35,69 

2,683 

1907/08 

2142 

78796,50 

36,79 

2,663 

1908/09 

2128 

91 055,— 

42,79 

3,258 

1909/10 

2169 

93322,33 

44,87 

2,228 

i)  Maschinenbauanstalt  Humboldt  in  Köln-Kalk. 


Jahr 

Lohn- 

summe 

M. 

Ver- 

sicherte 

Per- 

sonen 

Soziai 

Summe 

M. 

e Lastei 

für  die 
einz. 

I Person 
1 M. 

1 

auf  je 
1000  M. 
Lohn 
M. 

Wohifah 

cinrichtu 

Summe 

M. 

irts- 

ngen 

auf  die 
Person 

M. 

1888 

709707 

676 

13533 

20,— 

19,07 

7000 

10,35 

1893 

946039 

980 

34414 

35,10 

36,37 

22000 

22,45 

1898 

1505802 

1326 

42132 

31,17 

27,98 

40000 

30,17 

1903 

1975225 

1818 

82950 

45,62 

42,- 

33929 

18,66 

1908 

3714729 

3065 

137958 

45,- 

{ 37,13 

108741 

35,48 

1909 

3573453 

3075 

150072 

48,90 

42,- 

107398 

34,98 

I 


k)  Vereinigte  Königs-  und  Laurahütte. 
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m)  Farbenfabriken  vorm.  Friedrich  Bayer  4 Co.  in  Elberfeld 
f^sefzliche  un^freiwillige  Wohlfahrfseinrichtungen. 


1907 


Zahl  der  beschäft.  Arbeiter.  I 6274 

Gesetzliche  Wohlfahrtsein-  I m 

I 194314,- 

Auf  den  Kopf __ 

In  Prozent  der  Löhne.  . . 2 8 

Freiwillige  Wohlfahrtsein-  m 

I 1033657,- 

I 164,80 

In  Prozent  der  Löhne.  . . j 

I 

Gesetzliche  und  freiwillige  I m. 
Wohlfahrtseinrichtungen  . j 1927971  

j 195,80 

In  Prozent  der  Löhne.  17  7 

I 

Zahl  der  beschäft.  Beamten  1537 

Freiwillige  Wohlfahrtsein-  m 

539693,- 

351,- 

In  Prozent  der  Löhne ...  I i6,e 


1908 

6087 

M. 

208742,- 

34,30 


1909 


6511 


M. 

225344,- 

34,6 


17,7 


1537 


M. 

1037435,— 

170,50 

14,8 

M. 

1246177,— 

204,80 

17,8 

1746 

M. 

549575,- 

314,80 

15,7 


! M. 
1044560,- 

160,4 

14.1 

M. 

1269904,- 

195,- 

17.1 

1818 

M. 

620182,— 

341,10 

15,9 


nach  Leverkusen  sfaftgefuX'i^^hät'^und  sich  h von  EIberf( 

usw.  die  hohen  freiwilligen  Wohlfahrtskosr'^^  '^''‘’®'le'‘koloni 

Ähnlich  liegen  die  Verha.inisse  auch  hei  ein^ra^dlttSSn.*'^'''^^" 
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Steuern  u. 

Beiträge 
zusammen 
auf  den 
Kopf 

M. 

44,70 

111,67 

94,92 

122,41 

173,12 

255,56 

Rasse  mit 
1,  die  aus 

£ « 

•5  de 

E - ^ 

(0 

31,21 

76,55 

49,47 

68,62 

107,01 

165,64 

i-Pensions 
. enthalter 

1 

Gesctzl. 

Beiträge 

M. 

1 

28,47 

40,97 

41,75 

61,51 

90,— 

91,89 

r Beamten 
300  000  M 

Freiw. 

Beitr. 

M. 

2,47 
35,58 
7,72 
7,11 
17,01  1 
73,75 

iing  ZU1 
sind  1 

Steuern 
auf  den 
Kopf 

M. 

13,49 

35,12 

45,45 
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66,11 

89,92 
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Dies  Entweder-Oder  ist  unser  politisches  Schick- 
sal! Hierzu  nun  eine  kurze  Bemerkung.  Im  letzten 
Satze  gipfelt  die  ganze  Polemik  Prof.  Bernhards,  und 
man  wird  gut  tun,  sehr  vorsichtig  in  der  Bewertung 
seiner  Äusserungen  zu  sein,  die  alles  andere  als 
den  Charakter  wissenschaftlich  einwandsfreier  Beweis- 
führung tragen;  ebenso  ist  seine  Schrift  „Uner- 
wünschte Folgen  der  deutschen  Sozialpolitik^“  sehr 
zurückhaltend  zu  beurteilen;  denn  einmal  ist  es  für 
den  Staatswissenschaftler  sehr  schwierig,  die  medizi- 
nische Literatur  richtig  einzuschätzen,  und  es  ist  ver- 
kehrt, den  Gegenstand  nur  von  einer  Seite  zu  be- 
leuchten; was  Professor  Bernhard  über  die  Renten- 
und  Unfallpsychosen  sagt,  mag  auf  den  einzelnen  Fall 
anwendbar  sein,  aber  zu  einer  Verallgemeinerung  liegt 
an  Hand  der  Tatsachen  kein  Grund  vor.  Zahlreiche 
Widerlegungen  des  Bernhardschen  Pamphlets  sind 
erschienen.  Aus  allen  Lagern,  so  aus  den  Arbeitergewerk- 
schaften jeder  Richtung,  von  Spezialreformern,  Parla- 
mentariern, besonders  von  Prof.  Hitze  und  seinen  Freun- 
den, sind  gegen  die  Bernhardschen  Ausführungen  Ein- 
spruch erhoben  worden.  Auch  in  der  sozialen  Praxis^ 
finden  seine  Ausführungen  eine  kritische  Ablehnung. 
Ferner  wird  seinBuch  in  einemArtikel  von  Regierungs- 


1 „Unerwünschte  Folgen  der  deutschen  Sozialpolitik“  von 
Prof.  Ludwig  Bernhard,  Berlin  1913. 

2 Soziale  Praxis  und  Archiv  für  Volkswohlfahrt,  13.  Jahrg., 
Oktober  1913  bis  September  1914,  Nr.  14,  Spalte  403  f. 
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rat  Dr.  Fritz  Kestner  abgelehnt  b Nach  dieser  kurzen 
Auseinandersetzung  mit  den  Bernhardschen  Schriften, 
möchte  ich  zu  den  Stellerschen  Ausführungen  zurück- 
kehren. Steller  schreibt  dort  2 in  einer  Schrift  gegen 
Prof.  Herkner  u.  a. : „Gegenüber  diesen  zustimmenden 
und  ergänzenden  Äusserungen  fehlt  es  auch  nicht 
an  gegenteiligen  Kundgebungen  aus  wirtschaftswissen- 
schaftlichen Kreisen,  nämlich  von  National-  oder  Sozial- 
ökonomen, die  einen  andern  Standpunkt  zu  der  deut- 
schen Sozialpolitik  einnehmen.“  Dann  setzt  Steller 
sich  mit  den  Professor  C.  Ballodschen  Ausführungen 
auseinander^.  Professor  C.  Ballod  in  Berlin  hatte  am 
1.  November  1910  in  der  Täglichen  Rundschau  sich 
mit  Prof.  Bernhard  auseinandergesetzt  und  die  Be- 
hauptung aufgestellt,  dass  unser  Hauptkonkurreut 
England  mehr  soziale  Lasten  habe  wie  Deutschland. 
Zum  Beweise  führt  Prof.  C.  Ballod  u.  a.  folgendes 
aus^:  „In  England  sind  an  Prämien  für  die  private 
Volksversicherung  1908  bezahlt  worden  etwa  272  Mill. 
Mark,  was  auf  eine  Kopfquote  von  6,1  M.^  schliessen 
lässt.  Der  Unterschied  ist  dabei,  dass  die  englische 
private  Volksversicherung  mit  ungeheuren  Spesen 

^ Regierungsrat  Dr.  Fritz  Kestner  in  den  Preuß.  Jahr- 
büchern, Septemberheft  1913,  S.  537  ff.. 

2 P.  Steller,  „Erhöhung  der  Gestehungskosten  der  deutschen 
Industrie  durch  die  sozialen  Lasten“.  Köln  1911. 

3 Siehe  dortselbst. 

^ Tägliche  Rundschau  vom  l.Nov.  1910. 

^ Vgl.  meine  Äusserungen  zu  dieser  Berechnung  der  Kopf- 
quote. 
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arbeitet,  welche  bis  zu  50  v.  H.  der  Prämien  betragen, 
während  bei  der  deutschen  staatlichen  Invaliditäts- 
versicherung die  Summen  aller  Verwaltungskosten 
kaum  8 v.  H.  ausmacht.  Die  weitere  Belastung  des 
deutschen  Unternehmertums  durch  die  Unfallversiche- 
rung, die  im  Jahre  1908  einen  Beitrag  von  181,6  Mil- 
lionen Mark  erfordert  hat,  gleich  etwa  3 M.  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung,  findet  in  England  ihr  Seiten- 
stück in  der  englischen  Unfall-  und  Haftpflichtver- 
sicherung, die  im  Jahre  1908  183  Millionen  Mark  oder 
etwa  4,1  M.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  ausmachte, 
dabei  31,1  v.  H.  Spesen  erfordert  hat.  Aber  die  un- 
geheuren Lasten  der  Krankenversicherung!  Gewiss, 
zu  diesen  Lasten  Laben  die  Arbeitgeber  im  Jahre  1908 
115  Millionen  beigetragen,  die  Versicherten  aber 
236  Millionen.  Dass  auch  in  England  die  Friendly 
Societies  gewaltige  Mittel  für  die  Krankenfürsorge 
aufbringen,  dürfte  bekannt  sein.  Allein  14  der  grös- 
seren dieser  Societies  verwenden  dafür  über  50  Mil- 
lionen Mark.  Nun  aber  die  ungeheure  englische  Armen- 
last. Diese  beträgt  1906/07  über  353  Millionen,  oder 
etwa  8 M.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  was  sicher 
mehr  als  das  Doppelte  der  deutschen  Kopfquote  (die 
1885  erst  knapp  92  Millionen,  oder  rund  2 M.  auf  den 
Kopf  ausmachte)  beträgt.  Wir  haben  aber  die  Gegen- 
überstellung (siehe  Tabelle  VI). 

Daraus  ergibt  sich  aber,  dass  die  deutsche  In- 
dustrie an  sozialen  Lasten  nicht  mehr,  sondern  weniger 
zu  tragen  hat  als  unser  Hauptkonkurrent  England. 
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Tabelle  VI. 


Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung^  M. 

Deutschland  1 

England 

Volks-  bzw.  Invalidenversich.  . 

5,0 

1 

6,1 

Unfallversicherung 

3,0 

4,1 

Krankenversicherung  .... 

5,8  • 

• 

Armenlast 

3,(?) 

1 

8,0 

Zusammen 

1 

16-17 

18,2 

ohne  Kranken- 
versicherung 

Es  kommt  hinzu,  dass  die  deutsche  soziale  Versicherung 
infolge  ihrer  besseren  Organisation  wirksamer  ist  und 
in  England  ein  grosser  Teil  der  ausrangierten  Arbeiter 
infolge  des  Mangels  ausreichender  Zwangsversicherung 
dem  Elend,  der  Bettelei  und  Armenfürsorge  verfallt.  Bei 
einem  Vergleich  mit  England  kann  aber  von  einer  so- 
zialpolitischen Überlastung  der  deutschen  Industrie 
nicht  gesprochen  werden,  und  eine  ostasiatische 
Sozialpolitik  kann  man  doch  wohl  nicht  zum  Vergleich 
heranziehen.“  Weiter  setzt  sich  dann  Steller^  aus- 
einander mit  Prof.  Herkner,  der  in  dem  „Politische 

1 „Erhöhung  der  Gestehungskosten  der  deutschen  Industrie 
. durch  die  sozialen  Lasten.“  Eine  Antwort  an  Herrn  Prof. 
H.  Herkner,  von  Paul  Steller,  Geschäftsführer  des  Vereins  der 
Industriellen  des  Regierungsbezirks  Köln.  Köln  1911.  Komissions- 
verlag  von  Paul  Neubner  in  Köln.  Druck  von  M.  Du  Mont  Schaüberg. 
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Korrespondenz“  betitelten  Abschnitt  der  Preussischen 
Jahrbücher  1 zu  der  Schrift  von  Steller  „Das  Übermass 
der  öffentlichen  Lasten  der  Industrie  in  Deutschland“ 
Stellung  genommen  hatte.  Die  weiteren  Ausführungen 
bieten  kein  Interesse,  da  ein  schlüssiger  Beweis  nicht 
geführt  wird.  Vergleiche  hierzu  auch  den  Artikel 
^Belastung  der  Industrie“  in  der  Deutschen  Industrie- 
zeitung 2.  Hier  findet  man  auch  eine  Besprechung 
der  bereits  erwähnten  Kernschen  Schrift  „Die  Indu- 
strie, ihre  Bedeutung  und  ihre  Lasten“.  Im  übrigen 
vertritt  Kern,  der  selbst  Industrieller,  den  Stellerschen 
Standpunkt,  an  dessen  Ausführungen  er  sich  stark 
anlehnt.  Als  Gegensatz  zu  Kern  muss  hier  die  Ar- 
beit des  Fabrikdirektors  Greissl  aus  München  erwähnt 
werden  3,  der  in  sehr  klaren  und  sachlichen  Aus- 
führungen die  strittige  Frage  behandelt  und  zu  dem 
Ergebnis  kommt,  dass  von  einer  Überbelastung  und 
Gefährdung  unserer  Wettbewerbsfähigkeit,  namentlich 
dem  Ausland  gegenüber,  nicht  die  Rede  sein  könne. 
Leider  liegt  die  Arbeit  schon  zu  weit  zurück  (1899), 
so  dass  das  angeführte  statistische  und  sonstige  Zahlen- 

1 Preussische  Jahrbücher,  Dezember  1910,  Heft  3. 

2 Deutsche  Industriezeitung,  30.  Jahrg.  Nr.  15,  S.  262  ff. 

3 Fabrikdirektor  Greissl  (München),  „Wirtschaftliche  Unter- 
suchungen über  die  Belastung  der  deutschen  Industrie  durch  die 
Arbeiter-Versicherungs  und  -Schutzgesetzgebung“,  im  23.  jahrg. 
des  Jahrbuches  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft 
im  Deutschen  Reich,  herausgegeben  von  Gustav  Schmoller, 
3.  Heft,  Seite  93  ff. 
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material  veraltet  ist.  Ein  Artikel  von  Prof.  Dr.  E.  Cahn^ 
greift  weitgehend,  wie  es  dort  heisst,  auf  die  Darle- 
gungen von  Fabrikdirektor  Greissl  zurück.  Wenn 
wir  uns  auch  aus  den  oben  angeführten  Gründen  mit 
der  Verwendung  des  Zahlenmaterials  nicht  einver- 
standen erklären  können,  so  birgt  der  Aufsatz  doch 
viel  interessante  Einzelheiten  und  fallt  natürlich  als 
Stimme,  die  dem  Ausbau  unserer  Sozialversicherung 
das  Wort  redet,  ins  Gewicht.  Zur  Frage  der  Wett- 
bewerbsfähigkeit sagt  Prof.  Cahn  treffend : „Besonders 
umstritten  ist  die  Frage  der  Belastung  der  Industrie 
durch  die  Beiträge  zur  Arbeiterversicherung  in  den 
Industriezweigen,  die  für  den  Weltmarkt  produzieren 
und  dort  mit  der  Industrie  anderer  Länder  konkurrieren 
müssen.  Es  darf  dabei  vorausgeschickt  werden,  dass 
die  Produktion  unserer  Industrie  für  den  Weltmarkt 
nur  einen  kleinen  Teil  der  Gesamtproduktion,  etwa  ein 
Fünftel,  ausmacht.  Hat  hier  nachweisbar  die  Last  der 
Arbeiterversicherung  zu  einer  Aufliebung  oder  w'esent- 
lichen  Erschwerung  der  Konkurrenzfähigkeit  geführt? 
Es  leuchtet  ein,  dass  hier  eine  Abwälzung  der  Lasten 
der  Arbeiterversicherung  auf  den  Konsumenten,  wie 
sie  bei  den  nur  für  den  inländischen  Markt  arbeitenden 
Industrien  möglich  ist,  ausgeschlossen  ist.  Die  Lasten 
der  Arbeiterversicherung  werden  sich  also  hier  durch- 
weg in  einer  Verringerung  der  Gewinnchancen  zeigen. 

1 Frankfurter  Zeitung,  Nr.  7,  Erstes  Morgenblatt,  Samstag 
den  7.  Januar  1911,  „Die  Belastung  der  deutschen  Industrie  durch 
die  Arbeiterversicherung“  von  Dr.  Ernst  Cahn. 
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Aber  diese  Schmälerung  der  Gewinnchancen  ist,  wie 
Greissl^  nachdrücklich  hervorhebt,  viel  zu  gering, 
um  irgendwie  auf  das  Gedeihen  unserer  Export- 
industrie einen  massgebenden  Einfluss  auszuüben.  Wird 
überhaupt  der  Export  unternommen,  so  geschieht  das 
bei  der  grossen  Masse  von  Mühe,  Weitsicht,  Opfer, 
Risiko  und  Tatkraft,  die  dazu  nötig  ist,  um  auf  dem 
Weltmärkte  ein  lohnendes  Absatzgebiet  zu  finden, 
niemals,  um  einen  so  minimalen  Nutzen  zu  erzielen, 
wie  er  den  Lasten  der  Arbeiterversicheruug  gleich- 
käme. Ein  Export,  der  sich  innerhalb  so  enger  Grenzen 
bewegen  würde,  wie  es  die  Lasten  der  Arbeiterver- 
sicherung tun,  würde  überhaupt  nicht  unternommen, 
und  ebensowenig  würde  er  um  dieser  Lasten  willen 
nachher  aufgehoben.  Ein  Export  ist  nur  dann  lebens- 
fähig, wenn  er  wesentlich  grössere  Gewinne  abwirft, 
als  die  Ziffern  darstellen,  die  in  den  Lasten  der  Ar- 
beiterversicherung zum  Ausdruck  kommen,  andernfalls 
ist  er  überhaupt  nicht  existenzfähig  und  würde  es 
auch  ohne  die  Lasten  der  Arbeiterversicherung  nicht 
sein.  Freilich  wird  es  auch  da  Fälle  geben,  wo  etwa 
unter  dem  Druck  der  ausländischen  Konkurrenz  der 
Nutzen  minimal  geworden  ist  und  die  Last  der  Ar- 
beiterversicherung gerade  die  letzte  Gewinnmöglich- 
keit wegnimmt.  Aber  auch  da  wird  man  wegen  Er- 

^ Siehe  Note  3,  Seite  48. 

^ Siehe  auch  Frankfurter  Zeitung  vom  26.  Juli  1901,  „In- 
dustriebelastung durch  die  Arbeiter-Versicherungs-  und  -Schutz- 
gesetzgebung.“ 
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haltung  einiger  leistungsschwacher  Betriebe  nicht  auf 
den  ungeheuren  Vorteil  verzichten  dürfen,  den  die 
soziale  Versicherungsgesetzgebung  der  Arbeiterschaft 
bringt,“  Soweit  Prof.  Dr.  E.  Cahn.  Ich  lasse  hier 
eine  Tabelle  von  Fabrikdirektor  GreissD  folgen.  Es 
würden  nämlich  bei  doppelt  so  grosser  Belastung  wie 
heute  — also  1899  — also  eine  Belastung  wie  wir  sie 
heute  etwa  seit  1914  haben  — bei  den  von  ihm  be- 
rücksichtigten Unternehmungen  die  Unteruehmer- 
gewinne  in  Prozenten  des  investierten  Kapitals  — 
immer  nach  Abzug  von  5 o/o  — folgendermassen  ge- 
schmälert werden: 


Tabelle  VII. 


0,90  o/o 

um 

0,40  o/o 

und  betrüge  dann  0,50 o/o 

1,20  „ 

» 

0,88  „ 

99 

99 

99 

0.32  „ 

2,08  „ 

n 

1-  » 

99 

99 

99 

1,08  „ 

5,40  „ 

n 

0,50  „ 

99 

99 

99 

4,90  „ 

7.15  „ 

n 

0,47  „ 

99 

99 

99 

6,70  „ 

7.30  „ 

9) 

0,50  „ 

99 

99 

99 

6,80  „ 

13,40  „ 

9) 

1,90  „ 

99 

99 

99 

11,50  „ 

14,-  „ 

99 

0,90  „ 

99 

99 

99 

13,10  „ 

Von  Interesse  sind  hier  noch  zwei  gegenteilige 
Äusserungen.  Die  erste  betrifft  eine  Resolution  des 
Deutschen  Handelstags,  die  durch  seine  Kommission 

1 Fabrikdirektor  Greissl  (München),  „Wirtschaftliche  Unter- 
suchungen über  die  Belastung  der  deutschen  Industrie  durch  die 
Arbeiter-Versicherungs-  und  -Schutzgesetzgebung“,  im  23.  Jahrg. 
des  Jahrbuches  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft 
im  Deutschen  Reich,  herausgegeben  von  Gustav  Schmoller,  3.  Heft 
Seite  93  ff. 
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für  Sozialpolitik  und  Kleinhandel  abgegeben  worden 
ist.  Es  heisst  dort^:  „Angesichts  der  unaufhörlich 
steigenden  Lasten,  die  Deutschlands  Industrie  und 
Handel  infolge  der  fortschreitenden  sozialpolitischen 
Gesetzgebung  auf  sich  zu  nehmen  haben,  wird  die 
Frage  immer  brennender,  wie  bei  dieser  wachsenden 
Verteuerung  der  Produktion  (durch  Versicherungs- 
beiträge und  Betriebsbeschränknngen)  die  deutsche 
Ausfuhriudustrie  auf  dem  Weltmarkt  den  Wettbewerb 
der  sozialpolitisch  noch  zurückbleibenden  Völker 
aushalten  soll.  Der  Deutsche  Haudelstag  hat  auf 
die  drohende  Gefahr  schon  seit  Jahren  nachdrücklich 
hingewiesen.  Zur  schärferen  Beleuchtung  der  Lage, 
und  um  sachlich  unbegründete  sozialpolitische  Be- 
strebungen in  Zukunft  wirksam  bekämpfen  zu  können, 
ist  aber  eine  authentische  vergleichende  Darstellung 
der  sozialpolitischen  Belastung  in  den  wichtigsten 
Exportindustriestaaten  dringend  notwendig.  Diese 
Darstellung  muss  namentlich  die  Verhältnisse  in  den 
Ländern  aufdecken,  deren  Industrie  ohnehin  schon 
mit  Hilfe  billigerer  Lebenshaltung  und  niedrigerer 
Löhne  unsere  Stellung  auf  dem  Weltmarkt  gefährdet. 
Die  vereinigten  Kommissionen  des  Deutschen  Handels- 
tages, betreffend  Sozialpolitik  und  betreffend  Klein- 
handel, wollen  im  Anschluss  an  seine  Stellungnahme 

1 Siehe  Deutsche  Industriezeitung,  30.  Jahrg.,  Nr.  16,  S.  276, 
in  der  Rubrik  „Rundschau“  unter  „Warnung  vor  der  weiteren 
Belastung  der  deutschen  Industrie  durch  sozialpolitische  Aus- 
gaben“. 
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zum  Entwurf  eines  Versichern ugsgesetzes  für  Ange- 
stellte die  Bearbeitung  und  Veröflfentlichung  einer 
solchen  vergleichenden  Darstellung  der  internationalen 
sozialpolitischen  Belastung  bei  der  Reichsverwaltung 
beantragen.  Die  Kommission  beantragt  ferner,  der 
Deutsche  Handelstag  möge  der  Reichsverwaltung 
gegenüber  aufs  schärfste  betonen,  dass  neuen  sozial- 
politischen Plänen  nicht  eher  nähergetrefen 
werden  dürfe,  als  bis  der  Ausgleich  zwischen 
unserer  sozialpolitischen  Belastung  und  der- 
jenigen unserer  Konkurrenzstaaten  hergestellt 
ist.“  Die  zweiten  Ausführungen  befassen  sich  mit 
der  Steigerung  der  Gestehungskosten  im  deutschen 
Wirtschaftsleben  k Der  Artikel  weist  auf  eine  andere 
Belastungsquelle  — ausser  Steuern,  Arbeiter-  und 
Angestelltenversicheruug  — hin,  die  mitbestimmend 
auf  die  Herstellungs-  oder  Gestehungskosten  einwirkt. 
Es  handelt  sich  um  Gehälter  und  Löhne,  die  indirekt 
durch  die  Sozialversicherung  eine  Erhöhung  erfahren 
haben.  Es  wird  auf  einen  Artikel  in  der  Zeitschrift  für 
Werkzeugmaschinen  und  Werkzeuge  verwiesen  2. 
Hiernach  haben  sich  von  1899  bis  1909  durchschnitt- 
lich erhöht:  „a)  Auf  das  Unternehmen  berechnet:  die 

1 Deutsche  Industriezeitung,  31.  Jahrg.,  1912,  Nr. 47,  S.SlOf., 
„Die  Steigerung  der  Gestehungskosten  im  deutschen  Wirtschafts- 
leben“. 

2 Zeitschrift  für  Werkzeugmaschinen  und  Werkzeuge,  in 
Nr.  4 vom  5.  Nov.  1912,  „Die  Bedeutung  von  Kapital,  Arbeit 
und  Wirkungsgrad  für  Industriebetriebe“  von  W.  Heym. 


Zahl  der  Lohnarbeiter  um  8®/o,  die  Zahl  der  Beamten  um 
68%,  die  Gehälter  um  90%,  die  Löhne  um  33%, 
der  Wert  der  Erzeugnisse  um  40%.  b)  Auf  den 
Lohnarbeiter  berechnet:  die  Zahl  der  Beamten  Um 
55%,  die  Gehälter  um  75%,  die  Löhne  um  21,5%, 
der  Wert  der  Erzeugnisse  um  29%.“  Der  Artikel 
schliesst  mit  folgenden  Sätzen : „Zugleich  zeigt  die 
Bewegung,  welchen  Nutzen  die  Arbeitskräfte  aus 
der  Unternehmertätigkeit  ziehen,  ganz  abgesehen  von 
dem  Vorteil  der  sozialen  Versicherung,  die  doch  auch 
die  Beschäftigung  von  Angestellten  und  Arbeitern 
durch  Unternehmer  zur  Voraussetzung  hat.  Wieweit 
und]  wielange  das  Unternehmertum  diese  Lasten 
alle  wird  aushalten  können,  wie  dabei  auf  die  Dauer 
das  deutsche  Wirtschaftsleben  wird  bestehen  können, 
das  sind  Fragen  von  grossem  Ernst,  deren  Erwägung 
unseren  Sozialpolitikern  und  Gesetzgebern  dringend 
zu  empfehlen  ist.“  Diese  Ausführungen  zeigen,  dass 
nicht  allein  Soziallasten  im  allgemeinen,  sondern  auch 
Beamtenvermehrung,  Erhöhung  der  Gehälter  und 
Löhne  u.  a.  m.  eine  Rolle  bei  der  Konkurrenzfähig- 
keit spielt,  und  dass  es  verkehrt  ist,  die  Soziallasten 
für  alles  verantwortlich  zu  machen.  Ein  anderer 
Artikel  der  Deutschen  Industriezeitung  ist  hier  eben- 
falls von  grossem  Interesse  b Der  Verfasser  beschäftigt 
sich  mit  der  Preissteigerung,  hervorgerufen  durch  die 

1 Deutsche  Industriezeitung,  30.  Jahrg.  191 1,  Nr.  47,  S.  821  f., 
„Soziallast  der  Unternehmer  und  Preisbildung“  von  Herbert 
Heitz,  Berlin. 
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Sozialbelastung.  Er  widerspricht  der  Herknerschen 
Auffassung  im  Dezemberheft  1910  der  Preussischen 
Jahrbücher,  dass  die  Soziallasten  ganz  oder  wenigstens 
zu  einem  erheblichen  Teile  anf  die  Konsumenten 
abgewälzt  werden.  Er  stellt  sich  vielmehr  auf  den 
Stellerschen  Standpunkt,  dass  eine  Abwälzung  der 
sozialen  Lasten  auf  die  Verbraucher  der  industriellen 
Erzeugnisse  selbst  im  Inlande  nur  nach  Massgabe 
der  geschäftlichen  Verhältnisse  der  einzelnen  Industrie- 
zweige möglich  ist.  Der  Artikel  schliesst  mit  folgenden 
Sätzen:  „Was  die  Industrien  betrifft,  bei  denen  eine 
nationale  Begrenzung  nicht  vorhanden  ist,  so  wären 
gerade  bei  ihnen,  da  sie  sich  fast  durchgehends  als 
Zweige  der  Gross-  und  Schwerindustrie  charakteri- 
sieren, geringe  Dezentralisation  und  ausserdem  viel- 
fach eine  weitgehende  Syndizierung  aufweisen,  all- 
gemeine Preisverschiebungen  an  sich  unschwer  ins 
Werk  zu  setzen ; aber  es  wird  derartigen  Operationen 
eben  dadurch  ein  Riegel  vorgeschoben,  dass  der  inter- 
nationale Markt  sehr  wesentlich  als  Absatzfeld  in 
Frage  steht,  und  dass  auf  die  Konkurrenz  des  Aus- 
landes und  auf  die  internationale  Preisgestaltung, 
die  sich  nicht  nach  den  sozialpolitischen  Massnahmen 
eines  einzelnen  Landes  richtet,  Bedacht  genommen 
werden  muss.  Zieht  man  weiter  in  Betracht,  dass 
die  sozialpolitische  Belastung  der  Unternehmer  in 
den  Konkurrenzländern  Deutschland  an  die  unserer 
Arbeitgeber  bei  weitem  nicht  heranreicht,  dass  bei- 
spielsweise hinsichtlich  der  Kranken-  und  Unfallfür- 
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sorge  nur  Österreich-Ungarn  und  zu  einem  geringen 
Teile  auch  Frankreich  und  Italien  gleiche  oder  ähn- 
liche Bahnen  wie  das  Deutsche  Reich  beschritten 
haben,  und  dass  bezüglich  der  Invalidenversicherung 
Deutschland  fast  einzig  dasteht,  so  muss  es  als  aus- 
geschlossen gelten,  dass  hier  eine  Abwälzung  der 
Soziallast  auf  die  Preise  stattfindet.  Im  Gegenteil 
müssen  die  deutschen  Unternehmer  den  Vorsprung, 
den  das  Ausland  infolge  des  teilweisen  oder  gänzlichen 
Fortfalls  dieser  Lasten  hat,  auf  andere  Weisen  wieder 
hereinbringen,  und  es  zeugt  von  der  enormen  Be- 
deutung, der  intensiven  Tätigkeit  und  der  gewaltigen 
Spannkraft  unseres  Unternehmertums,  dass  es  bisher 
möglich  gewesen  ist,  trotz  dieses  Nachteils  im  Kon- 
kurrenzkämpfe auf  dem  Weltmarkt  zu  bestehen. 
Wenn  sich  aber  heute  mehr  als  je  die  Stimmen 
erheben,  die  auf  die  Grenzen  hinweisen,  welche  hin- 
sichtlich der  Anforderungen  an  die  finanzielle  Lei- 
stungsfähigkeit des  Unternehmertums  gezogen  sind, 
so  haben  die  gesetzgebenden  Körperschaften  um  so 
mehr  die  Pflicht,  auf  dieselben  zu  hören,  und  es 
dürfte  bei  der  Beratung  neuer  sozialpolitischer  Ge- 
setzentw’'ürfe  nicht  parteitaktische  oder  agitatorische 
Rücksichten  massgebend  sein.  Die  Sozialpolitik  ist 
immer  ein  Teil  der  Wirtschaftspolitik  und  findet 
ihre  Grenze  in  den  wirtschaftlichen  Möglich- 
keiten.“  Erwähnen  möchten  wir  noch  zwei  Arbeiten, 
die  in  der  Deutschen  Industriezeitung  erschienen 
sind.  Die  eine  befasst  sich  mit  einer  Entgegnung 
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Herkners  i auf  die  offene  Antwort  Stellers^.  Steller  ver- 
teidigt hier3  seine  offene  Antwort  an  Prof.  Herkner,  zu 
einem  klaren  Beweis  kommt  keine  derbeidenSeiten.da, 
wie  schon  öfters  angedeutet  wurde,  das  Zahlenmaterial, 
mit  dem  operiert  wird  und  auf  dem  sich  die  gesamte 
Beweisführung  grundlegend  aufbaut,  nicht  sachlich 
gewählt  ist,  und  das  jeweilige  Bild  nie  eine  objektive 
Wiedergabe  der  Wirklichkeit  ist  und  sein  kann  kann. — 
Die  andere  Arbeit  in  der  Deutschen  ludustriezei- 
tung^  setzt  sich  mit  einem  Artikel  des  Vorwärts 
vom  7.  Juli  1912  auseinander.  Der  Vorwärts  nimmt 
hier  Stellung  gegen  die  Behauptungen  von  Prof. 
Ludwig  Bernhard,  der  auf  der  Hauptversamluug  des 
Vereins  deutscher  Eisenhüttenleute  im  Frühjahr  1912 
vor  einem  Überniass  der  sozialen  Arbeiterfürsorge 
gewarnt  hatte,  „weil  sie  dem  Arbeiter  Tüchtigkeit  und 
Selbstvertrauen,  dem  Unternehmer  die  Konkurrenz- 
fähigkeit auf  dem  Weltmärkte  iind  damit  die  Existenz 
nehmen  könne“,  und  stützt  sich  auf  eine  Untersu- 
chung ^ des  Berliner  Statistikers  Professor  Ballod,  der 

1 „Das  Überniass  der  öffentlichen  Lasten  der  deutschen 
Industrie.“  Preussische  Jahrbücher,  April  1911,  Bd.  144,  Heft  1. 

2 „Erhöhung  der  Gestehungskosten  der  deutschen  Industrie 
durch  die  sozialen  Lasten.“  Eine  Antwort  an  Herrn  Prof.  Dr. 
H.  Herkner  von  Paul  Steller. 

3 Deutsche  Industriezeitung,  30.  Jahrg.  1911,  Nr.  16,  S.  277  f., 
„Nochmals  die  öffentlichen  Lasten  der  deutschen  Industrie“ 
von  Paul  Steller. 

^ Deutsche  Industriezeitung,  30.  jahrg.  1912,  Nr.  28,  S.  477  f. 

^ Tägl.  Rundschau,  1.  Nov.  1910. 


den  Nachweis  zu  erbringen  sucht,  dass  England  eine 
höhere  sozialpolitische  Belastung  habe  als  Deutschland. 

In  der  Deutschen  Industriezeitung  vom  2.  August 
1913  finden  wir  wiederum  einen  Artikel^  der  über 
die  Belastung  der  Industrie  durch  die  Sozialversiche- 
rung handelt.  Regierungsrat  a.  D.  Dr.  Schweighoffer, 
der  Geschäftsführer  des  Zentralverbaudes  Deutscher 
Industrieller,  hat  in  dem  Fortbildungskursus,  der  an 
der  Kölner  Hochschule  für  kommunale  und  soziale 
Verwaltung  für  Kommunal-  und  Sozial  beamte  einen 
Vortrag  gehalten,  in  dem  er  nach  der  Deutschen 
Industriezeitung  u.  a.  folgendes  ausführte:  „Die 

Gesamtbelastung  der  Industrie  setzt  sich  zunächst 
zusammen  aus  der  sozialen  Versicherung  und  der 
Arbeiterschutzgesetzgebung.  Auf  dem  Gebiete  des 
Arbeiterschutzes  werden  immer  neue  Forderungen 
erhoben,  die  durch  keine  Wirtschaftsleistung  gedeckt 
werden.  Würde  z.  B.  das  Verbot  der  Sonntags-  und 
Nachtarbeit  in  den  Glashütten  durchgesetzt,  so  würde 
das  einen  Rückgang  der  Arbeitsleistung  um  ein  Drittel, 
die  Notwendigkeit  der  Vermehrung  der  Belegschaft 
um  die  Hälfte  und  eine  Eohnherabsetzung  um  ein 
Drittel  bedeuten.  Die  Einführung  der  Achtstunden- 
schicht in  der  Grosseisenindustrie  würde  ein  Mehr 
von  85 — 90000  Arbeitern  erforderlich  machen  und 
eine  Belastung  von  jährlich  119  Millionen  zur  Folge 
haben.  Daraus  lässt  sich  erkennen,  mit  welchen  Summen 
bereits  bei  der  bestehenden  Arbeiterschutzgesetzgebung 
1 Deutsche  Industriezeitung,  32.  Jahrg.,  2.Aug.  1913. 
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zu  rechnen  ist.  Jede  Neubelastung  der  Industrie  macht 
sich  wirtschaftlich  in  zweifacher  Weise  fühlbar,  einmal 
durch  die  Auferlegung  der  unmittelbaren  Barlasten  in- 
folge der  Steigerung  des  Lohnes  um  den  Versicherungs- 
beitrag des  Lohnarbeiters,  und  sodann  dadurch,  dass 
hierdurch  der  Sparkapitalbildung  und  damit  der  Bildung 
neuen  Wirtschaftskapitals  stets  erneut  gewaltige  Sum- 
men entzogen  werden,  die  nunmehr  lediglich  dem  un- 
produktiven Kreislauf  zwischen  Abgabe  und  Rente 
dienen.“  In  seinen  weiteren  Ausführungen  bringt 
Dr.  Schweighoffer  wieder  eine  Reihe  Zahlenmaterials, 
welches  geschickt  gewählt  ist  und  seinen  Zwecken 
dient,  so  z.  B.  dass  seit  Bestehen  der  Versicherungs- 
gesetzgebung bis  1911  den  Lohnarbeitern  über  9 Mil- 
liarden: aus  der  Krankenversicherung  4749  Millionen, 
aus  der  Unfallversicherung  mehr  als  2139V2  Millionen, 
aus  der  Invalidenversicherung  mehr  als  2272^/2  Mil- 
lionen Mark  gezahlt  worden  sind.  Oder  dass  das 
thesaurierte  Vermögen  der  Versicherungsträger  sich 
auf  21/2  Milliarden  Mark  belaufe.  Weiter  führte  der 
Redner  etwa  aus:  „Die  materiellen  Zuwendungen  aus 
der  Versicherung  an  die  Lohnarbeiterschaft  sind  nahezu 
doppelt  so  hoch  gewesen  wie  die  Versicherungsbeiträge 
der  Versicherten,  Die  Gesamtbelastung  der  deutschen 
Volkswirtschaft  ist  etwa  vom  Jahre  1914  ab  auf  rund 
1400—1500  Millionen  Mark  jährlich  anzunehmen.“ 
Ferner  führte  der  Redner  aus,  dass  die  Summe  aller 
öffentlichrechtlfchen  Lasten,  als  da  sind  Staats-,  Kreis-, 
Gemeindesteuern,  Schulbeiträge,  Kirchensteuern,  Han- 
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delskaiiimerbeiträge.  stiegen,  z.  B.  beim  Oberschlesi- 
scheii  Bergbau,  auf  die  Tonne  geförderter  Kohlen  und 
auf  den  Kopf  der  Gesamtbelegschaft  berechnet,  von 
1883  bis  1909  von  0,55  auf  0,98  M.  oder  um  750/^ 
für  die  Tonne  und  von  172  auf  287  M.  oder  um  47% 
auf  den  Kopf  des  Arbeiters;  sie  betrugen  absolut  im 
Jahre  1909  etwa  273/^  Millionen,  wovon  HV2  Millionen, 
also  mehr  als  die  Hälfte,  auf  Zwangsversicherungs- 
beiträge  entfielen.  Hieran  knüpfte  der  Redner  die 
Bemerkung,  es  sei  der  Waruungsruf  berechtigt,  dass 
das  Tempo,  in  welchem  bisher  die  Neubelastnng  mit 
sozialen  Lasten  erfolgt  sei,  zu  verlangsamen  sei  und 
dass  der  Zeit  des  bisher  unentwegten  Fortschritts 
nunmehr  eine  Zeit  der  Beharrung  • folge.  Der  Vor- 
tragende schloss  mit  folgenden  Sätzen : ,. Die  grossen 
Lichtseiten  unserer  deutschen  Arbeiterversicherung 
werden  von  den  Unternehmern,  die  als  Männer  der 
Praxis  gewohnt  sind,  alle  Verhältnisse  sachlich  und 
objektiv'  abzuwägen,  in  jeder  Weise  gewürdigt,  aber 
es  wird  aus  dem  gleichen  Grunde  auch  nicht  verkannt, 
dass  eine  Überspannung  des  Versicherungs- 
gedankens schwere  Gefahren  in  persönlicher  und 
sachlicher  Beziehung  mit  sich  bringt,  für  welche  in 
der  ruhelosen  Kritik  unserer  Tage  das  richtige  Verständ- 
nis leider  nur  allzuleicht  beengt  wird,  oder  sogar  schon 
vielfach  ganz  verloren  gegangen  ist.“  Diese  Tatsache 
ist  wohl  selten  schärfer  und  geistreicher  gekennzeichnet 
worden,  als  in  dem  gerade  in  den  letzten  Tagen  von 
Professor  Cornicelius  neu  herausgegebeneu  denkwür- 
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digen  Aufsatz  von  Treitschke  „Der  Sozialismus  und 
seine  Gönner“,  in  dem  sich  am  Schluss  die  auch  j 

heute  noch  für  die  Beurteilung  unserer  ganzen  Sozial- 
politik überaus  treffenden  Worte  finden:  „Jeder  refor-  | 

matorische  Schritt  des  Staates  bleibt  fruchtlos  ohne  j 

den  tapferen  Frohmut  der  Arbeit,  ohne  den  gemessenen 
Sinn  der  Pietät,  der  die  aristokratische  Gliederung 
der  Gesellschaft  als  eine  heilsame  Notwendigkeit  ehrt.  \ 

Sorgen  wir  redlich  für  Bildung  und  Wohlfahrt  des 
kleinen  Mannes,  aber  hüten  wir  uns,  auch  nur  durch  j 

unbestimmte  Zukunftsträume,  durch  gefühlvolle  Kla-  j 

gen  das  Evangelium  des  Neides  zu  unterstützen,  das  j 

jene  erhaltenden  Kräfte  der  Gesellschaft  zerstören  will.“  -J 

Hierher  gehört  auch  der  Vortrag,  den  am  14.  März  | 

1913  der  Stellvertretende  Geschäftsführer  des  Zentral-  ' 

Verbandes  Deutscher  Industrieller,  Herr  Dr.  von  Stojen- 
tin,  in  der  Bezirksgruppe  Magdeburg  des  Vereins 
für  zeitgemässe  Rechtspflege  und  Verwaltung,  „Recht 
und  Wirtschaft“,  gehalten  hat  b Auch  der  Schluss  dieses  j 

Vortrages  weist  auf  das  Drückende  der  sozialen  Be-  , 

lastung  hin,  wenn  der  Redner  u.  a.  folgendes  ansführt:  j 

„Meine  Herren,  unsere  Industrie  hat  bisher  durch 
fortgesetzte  technische  Verbesserungen  und  durch 
ihren  Zusammenschluss  von  Verbänden  und  der-  j 

gleichen  mehr  vermocht,  alle  jene  Lasten  zu  tragen.  ! 

r 

■ ]' 

1 Vgl.  den  Vortrag  in  der  Deutschen  Industriezeitung,  Organ  i 

des  Zentralverbandes  Deutscher  Industrieller  zur  Förderung  und  I 

Wahrung  nationaler  Arbeit,  32.  Jahrg.,  1913,  Nr.  19,  S.  383ff., 
und  Nr.  20,  S.  403  ff. 

i 
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Es  kann  aber  einem  aufmerksamen  Auge  heute  nicht 
mehr  verborgen  bleiben,  dass  wir  in  dieser  Beziehung 
recht  bedrohlichen  Zeiten  entgegengehen.  Es  dürfte 
dringend  geboten  sein,  dass  der  auch  hier  nachgerade 
über  jedes  vernünftige  Mass  hinausgehenden  staat- 
lichen Fürsorge  endlich  eine  Grenze  gezogen  wird 
durch  die  Notwendigkeit,  das  deutsche  Unternehmer- 
tum; Industrie,  Handel  und  Gewerbe,  gegenüber  dem 
Auslande,  das  nicht  annährend  solche,  wenn  überhaupt 
sozialpolitische  Fasten  zu  tragen  hat,  auf  dem  Welt- 
märkte konkurrenzfähig  zu  erhalten.  Unsere  soziale 
Rüstung  könnte  sonst  in  Anbetracht  der  Wechsel- 
beziehungen zwischen  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik 


scnen  ludustriezeitungi,  betitelt  „Die  angebliche 
sozialpolitische  Mehrbelastung  der  englischen  Arbeit- 
geber und  die  Wahrheit  (Ein  Irreführungsversuch 
des  Vorwärts) 2“.  Auch  hier  wieder  soll  der  Streit 
mit  statistischem  Material,  dessen  Unzulänglichkeit 
und  Ungenauigkeit  wir  wiederholt  betont  haben,  zur 
Austragung  gebracht  werden.  Die  Deutsche  Industrie- 
zeitung stützt  sich  auf  Ausführungen  Prof.  Bernhards, 
die  dieser  im  Frühjahr  1912  in  der  Hauptversamm- 
lung des  Vereins  Deutscher  Eiseuhüttenleute  gemacht 
hat,  und  in  denen  er  vor  einem  Übermass  der  sozialen 

1 Deutsche  Industriezeitung,  31.Jahrg.,  1912,  Nr.  28,  S.  477  f. 

2 Vorwärts  vom  7.  Juli  1912. 
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Arbeiterfürsorge  warnt,  weil  sie  dem  Arbeiter  Tüchtig- 
keit (1)  und  Selbstvertrauen,  dem  Unternehmer  die 
Konkurrenzfähigkeit  auf  dem  Weltmarkt  und  damit 
-die  Existenz  nehmen  könne.  Der  Vorwärts  seinerseits 
beruft  sich  auf  die  schon  angeführten  Untersuchungen 
des  Berliner  Statistikers  Prof.  Ballod.  Diese  Aus- 
einandersetzung bietet  wiederum  ein  klassisches  Bei- 
spiel, was  Zahlen  nicht  alles  beweisen  können,  wenn 
sie  nur  für  den  besonderen  Zweck,  dem  sie  dienen 
sollen,  zurechtgestellt  werden.  Erwähnen  möchte 
ich  noch  vier  Entschliessungen  von  Unternehmer- 
verbänden zur  Privatangestellten-Versicherung  h Die 
erste  betrifft  eine  Entschliessung  der  Kommissionen 
für  Sozialpolitik  und  für  Kleinhandel  des  Deutschen 
Handelstags,  die  diese  am  4.  April  1911  gefasst  haben, 
und  die  die  von  der  Regierung  im  Sinne  der  heutigen 
Reichsversicherungsordnung  vorgeschlagene  Lösung 
mit  aller  Entschiedenheit  ablehnt,  da  damit  das  Grund- 
prinzip unserer  ganzen  Sozialversicherung,  den  wirt- 
schaftlich schwachen  Schutz  vor  Not  zu  gewähren, 
verlassen  würde,  und  die  Entfaltung  des  Triebes  der 
Selbsthilfe,  dieses  wichtigen  Faktors  jeden  Fortschritts, 
unterbunden  sei.  Zwei  weitere  Erklärungen,  die  der 
Delegiertenversammlung  des  Zentralverbandes  deut- 
scher Industrieller  vom  28.  April  1911  und  die  des 
Deutschen  Eisenhüttentags  in  Düsseldorf  am  30.  April 
1911,  sprechen  sich  gegen  die  von  der  Regierung 

1 Soziale  Praxis  und  Archiv  für  Volkswohlfahrt,  20.  jahrg., 
1911,  Spalte  1034ff. 
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vorgeschlageue  lyösung  der  Sozialfrage  aus.  Im  Gegen- 
satz hierzu  stehen  die  Äusserungen  des  Verbands 
thüringischer  Industrieller  (Weimar  29./30.  April  1911), 
der  die  Regierung  um  Beschaffung  weiterer  Unter- 
lagen bittet,  um  dann  noch  eine  bestimmte  Stellung- 
nahme in  Fragen  der  Sozialgesetzgebung  einnehmen 
zu  können. 

An  Schriften,  die  sich  mit  dem  Ausbau  und  der 
Vertiefung  der  sozialen  Gesetzgebung  befassen  und 
ihnen  das  Wort  reden,  wären  noch  die  Schriften  der 
Gesellschaft  für  soziale  Reform  zu  besprechen,  ferner 
eine  Abhandlung  von  Prof.  Richard  Ehrenberg.  Zu 
erwähnen  wäre  auch  noch  eine  Schrift  von  Dr.  Georg 
Sydowh  „Sozialgesetzgebung  und  Sozialreform  in 
Deutschland“ ; endlich  bietet  wohl  mehr  historisches 
wie  rein  wissenschaftliches  Interesse  ein  Schriftchen 
von  Julius  Becker^  aus  dem  Jahre  1895,  betitelt 
„Grossiudustrie  und  Sozialreform“,  das  auf  dem  Boden 
der  konfessionellen  Arbeitervereine  eine  Sozialreform 
predigt.  Weitere  Schriften  und  Eiteratur  werden 
wir  im  Rahmen  des  zweiten  Hauptteils  noch  anführen 
und  einer  kritischen  Würdigung  unterziehen. 


* „Sozialgesetzgebung  und  Sozialreform  in  Deutschland“  von 
Dr.  Georg  Sydow,  in  „Sozialer  Fortschritt,“  Hefte  und  Flugschriften 
für  Volkswirtschaft  und  Sozialpolitik,  Heft  Nr.  19,  Leipzig,  Felix 
Dietrich  1904. 

„Großindustrie  und  Sozialreform“,  Vortrag  gehalten  am 
4.  Februar  1895  im  Evangelischen  Arbeiterverein  zu  Gera  von 
Julius  Becker.  Leipzig  1895,  bei  Reinhold  Werther. 
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Die  oben  erwähnte  Schrift  der  Gesellschaft  für 
Soziale  Reform'  gibt  den  Bericht  einer  öffentlichen 
Kundgebung  für  Fortführung  der  Sozialreform,  ver- 
anstaltet am  10.  Mai  1914  in  Berlin,  wieder.  Bedeu- 
tende Persönlichkeiten,  wir  nennen  nur  Staatsmiuister 
Dr.  Frhr.  von  Berlepsch,  Prof.  Dr.  Franke,  Wirklicher 
Geheimer  Rat  Prof.  Dr.  von  Schmoller,  waren  neben 
einer  Reihe  von  Vertreterinnen  und  Vertretern  von 
Gewerk-  nnd  Angestelltenvereinen  erschienen,  und 
die  zum  Teil  sehr  rege  verlaufende  Sitzung  zeigt 
den  einmütigen  Wunsch,  am  Prinzip  des  Weiteraus- 
baus  der  Sozialgesetzgebung  festzuhalten  und  nach 
Kräften  zu  fördern.  — Die  ebenfalls  erwähnte  sehr 
lesenswerte  und  anregende  Abhandlung  von  Prof. 
Richard  Ehrenberg  2 beschäftigt  sich  mit  der  Sozial- 
reform. Er  nennt  seine  Ausführungen  „unparteiische 
Betrachtungen“  und  bemüht  sich,  beiden  Teilen,  dem 
Arbeiter  wie  dem  Unternehmer,  gereeht  zu  werden. 
Die  ersten  Abschnitte  beschäftigen  sich  mit  der 
historischen  Entwicklung  des  Sozialgedankens  und 
bringen  einen  internationalen  Vergleich  zwischen 
deutscher  und  englicher  sozialpolitischer  Entwicklung. 

1 Schriften  der  Gesellschaft  für  soziale  Reform,  Heft  51, 
6.  Band,  Heft  3,  „Öffentliche  Kundgebung  für  Fortführung  der 
Sozialreform,  veranstaltet  am  10.  Mai  1914  in  Berlin  von  der 
Gesellschaft  für  soziale  Reform“.  Jena,  bei  Fischer,  1914. 

2 „Sozialreformer  und  Unternehmer.“  Unparteiische  Be- 
trachtungen von  Richard  Ehrenberg,  Professor  der  Staatswissen- 
schaft. Jena,  bei  G.  Fischer,  1904. 
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Sehr  treffend  charakterisiert  Ehrenberg  dann  in  einem 
„Unternehmer  und  Lohnarbeiter“  überschriebenen  Ab- 
schnitt, worin  die  Gründe  der  Feindschaft  zwischen 
Arbeiter  und  Unternehmer  liegen.  Es  heisst  dort 
wörtlich  S.  21 : „Unter  den  folgenschweren  Irrtümern, 
welche  unsere  bürgerlichen  Sozialpolitiker  kritiklos 
von  den  Sozialisten  übernommen  haben,  sei  heute 
nur  die  allgemein  verbreitete  Anschauung  besprochen, 
dass  es  sich  bei  der  sozialen  Bewegung  unserer  Tage 
um  einen  Klassenkampf  zwischen  „Kapital“  und 
„Arbeit“  handelt.  Diese  Anschauung  ist  in  der  Wurzel 
falsch.  Der  Gegensatz  von  Besitzenden  und  Nicht- 
besitzenden ist  uralt ; aber  der  Klassenkampf,  welcher 
mit  der  Grossindustrie  entstanden  ist,  wird  ausschliess- 
lich gekämpft  zwischen  Kopfarbeitern  und  Handarbei- 
tern.“ Ehrenberg  tritt  hier  also  scharf  der  gedanken- 
losen Unterscheidung  von  „Kapital“  und  „Arbeit“ 
gegenüber  und  setzt  an  ihre  Stelle  „Kopfarbeiter“ 
und  „Handarbeiter“.  Er  fährt  dann  fort:  „Der  Unter- 
nehmer ist  als  solcher  lediglich  ein  Arbeiter,  der 
seine  Willens-  und  Geisteskraft  darauf  verwendet, 
Unternehmungen  zu  begründen  und  zu  leiten.  Als 
Handwerker  leistet  er  daneben  noch  Handarbeit.  Aber 
durch  Entstehung  des  Grossbetriebes  ist  die  Tätigkeit 
des  Unternehmers  so  schwierig  geworden,  dass  er 
sich  besonders  für  sie  ausbilden  und  auf  sie  beschränken 
muss.  Seitdem  kann  die  Mehrzahl  der  Lohnarbeiter 
nicht  mehr  Unternehmer  werden,  nicht  etwa  deshalb, 
weil  sie  das  dafür  erforderliche  Kapital  nicht  besitzen  — 
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das  ist  bei  den  mit  dem  Kopf  arbeitenden  Hilfsar- 
beitern meist  auch  der  Fall  — , sondern  ausschliesslich 
deshalb,  weil  die  Aufgaben  eines  Grossunternehmers 
so  schwierig  sind,  dass  nur  verhältnismässig  wenige 
Menschen  sie  erfolgreich  lösen  können,  und  diese 
Wenigen  in  der  Regel  nur  auf  Grund  langer  Er- 
fahrungen. Seitdem  gibt  es  die  beiden  scharf  von- 
einander gesonderten  Klassen  der  lediglich  mit  dem 
Kopf  arbeitenden  Unternehmer  und  der  mit  der 
Hand  arbeitenden  Lohnarbeiter.“  Soweit  Ehrenberg. 
Es  kommt  nun  in  der  Hauptsache  darauf  an,  diese 
beiden  Kategorien,  die  immer  zusammen  auftreten 
und  abhängig  voneinander  sind,  sich  näherzubringen, 
Vorurteile  und  Gegensätze  zu  beseitigen,  dann  wird 
auch  der  Unternehmer  einer  weiteren  Vertiefung  der 
Sozialgesetzgebung  nicht  feindlich  gegenüberstehen. 
Dies  glaubt  Ehrenberg  dadurch  zu  erreichen,  dass  das 
sozialpolitische  Gewissen  des  Bürgertums,  nicht  zuletzt 
des  Unternehmers,  geschärft  werde,  durch  eine  auch 
die  sittlichen  Momente  stark  betonende  Berufsaus- 
bildung, wie  sie  z.  B.  in  den  Handelshochschulen  der 
angehende  Diplom-Kaufmann  erhält,  da  es  hier  nicht 
darauf  ankommt,  das  „Profitmachen“  zu  lernen,  son- 
dern vor  allem  die  Pflichten  des  einzelnen  dem 
einzelnen  und  der  Gesamtheit,  dem  Volk,  gegenüber 
deutlich  zum  Bewusstsein  gebracht  wird. 
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Eine  kurze  Gegenüberstellung  der  deutschen  und 
grossbritannis  dien  Sozialpolitik. 

In  den  kritischen  Iviteraturbetrachtuugen  sind 
wir  häufig  Hinweisen,  Würdigungen  und  Heranzie- 
hungen der  grossbritanuischen  Sozialversieherung  be- 
gegnet, und  es  erscheint  nicht  unzweckmässig,  wenn 
hier  im  Rahmen  der  Darstellung  eine  kurze,  zusammen- 
fassende und  vergleichende  Betrachtung  der  deutschen 
und  grossbritanuischen  Sozialversichung  geboten  wird. 
Als  wesentliches  Moment  ist  zu  beachten,  dass  nur  die 
grossbritannische  Sozialgesetzgebung,  die  ja  auch  bei 
der  Beeinträchtigung  der  Wettbewerbsfähigkeit  am 
stärksten  ins  Gewicht  fallt,  Berücksichtigung  gefun- 
den hat,  da  die  irländische  Sozialgesetzgebung  noch 
nicht  so  weit  gediehen  ist.  Die  der  Sonderbeilage  zum 
Reichs- Arbeitsblatte  Nr.  12,  Dezember  1912,  behan- 
delnd „Die  Sozialversicherung  in  Europa  nach  dem 
gegenwärtigen  Stande  der  Gesetzgebung  in  den  ver- 
schiedenen Staaten“,  entnommenen  und  zusammen- 
gestellten Tabellen  mögen  zur  erläuternden  Übersicht 
dienen.  Neben  der  Arbeitslosenversicherung  vereinigt 
die  durch  das  englische  Gesetz  vom  16.  Dezember 
1911  geschaffene,  am  15.  Juni  1912  begonnene  Zwangs- 
wersicherung  die  Kranken-  und  Invalidenversicherung. 
Alle  Arbeiter  und  Angestellten,  letztere  mit  Jahres- 
gehalt bis  3264  M.,  unterliegen  der  Kranken-  und 
Invalidenversicherungspflicht.  Daneben  besteht  eine 
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Versicherungsberechtigung  für  Personen,  welche  nicht 
unter  den  Versicherungszwang  fallen,  jedoeh  mit  der 
bereits  angegebenen  Eiukommeusgrenze.  Träger  der 
Versicherung  sind  staatlich  zugelassene  Arbeiter- 
kassen und  -vereine,  und  nur  für  Personen,  welche 
diesen  Vereinen  nicht  angehören,  die  Postämter. 
In  die  Aufbringung  der  Lasten  teilen  sich  Arbeiter 
und  Arbeitgeber  (Unternehmer)  und  Staat.  Männ- 
liche Arbeiter  zahlen,  sofern  sie  mehr  als  2,50  M. 
täglieh  verdienen,  wöchentlich  33  Pf.,  weibliche  Ar- 
beiter 25  Pf.  Die  Unternehmer  zahlen  ebenfalls  25  Pf. 
für  jeden  Arbeiter,  und  der  Staat  gibt  per  Woche  und 
für  jeden  Versicherten  17  Pf.  dazu.  Sind  die  Arbeits- 
löhne niedriger  wie  2,50 M.  täglich,  so  zahlen  Staat  und 
Unternehmer  höhere  Beiträge.  Freiwillig  Versicherten 
gibt  der  Staat  ^/g  der  Beiträge,  während  der  Rest  zu 
Lasten  der  Versicherten  geht.  Unter  das  Gesetz  fallen 
nahezu  15  Millionen  Personen.  Gewährt  wird  freie 
Arztbehandlung  und  Arznei,  ferner  ein  Krankengeld 
bis  zu  26  Wochen,  nachdem  26  Beiträge  geleistet  sind. 
Die  Höhe  des  Krankengelds  beläuft  sich  bei  männ- 
lichen Personen  auf  10,20  M.,  bei  weibliehen  Personen 
auf  7,65  M.  wöehentlich.  Nach  104  Beitragswochen 
wird  eine  Invalidenrente  bei  Arbeitsunfähigkeit  bis 
zur  Wiederherstellung  von  5,10  M.  wöchentlich  ge- 
währt. Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  Mutterschafts- 
Unterstützung  von  30,50  M.  für  versicherte  Mütter  und 
nicht  versicherte  Frauen  von  versicherten  Män- 
nern. Zudem  kennt  das  englische  Gesetz  ein  Heil- 
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verfahren  in  umfassendem  Masse.  Alle  diese  Lei- 
stungen sind  Regelleistungen,  deren  Erweiterung 
zulässig  ist.  Für  Irland  sind  alle  Beiträge  etwas  ge- 
ringer, weil  die  dortigen  Löhne  erheblich  unter  den 
in  England,  Schottland  und  Wales  gezahlten  stehen. 
Die  Beiträge  sind  vom  Arbeitgeber  für  sich  und  seine 
Arbeiter  zu  entrichten  und  der  auf  die  letzteren  ent- 
fallende Anteil  diesen  vom  Lohne  abzuziehen.  Die 
Beitragspflicht  für  Pflichtzahler  erlischt  mit  der  Er- 
reichung des  siebzigsten  Lebensjahres. 

In  mannigfachen  Beziehungen  unterscheidet  sich 
das  englische  Gesetz  vom  deutschen.  Abgesehen  davon, 
dass  die  Kranken-  und  Invalidenversicherung  organisch 
miteinander  verbunden  sind,  ist  die  Höhe  des  Gesamt- 
beitrags unabhängig  von  der  Lohnhöhe,  und  nur  bei 
der  Verteilung  der  Beiträge  auf  Arbeiter,  Unternehmer 
und  Staat  werden  einige  Skalen  unterschieden.  Aus- 
länder erhalten,  wenn  nicht  Staatsverträge  ein  anderes 
bestimmen,  keinen  Zuschuss,  sofern  sie  sich  weniger 
als  o Jahre  in  England  aufgehalten  haben. 

Nun  die  Hauptpunkte  der  Belastungsfrage.  Wäh- 
rend in  Deutschland  ein  Unternehmer  im  Durchschnitt 
für  einen  in  der  Kranken-  und  Invalidenversicherung 
versicherten  Arbeiter  19  M.,  der  Arbeiter  30  M.  zahlt, 
entrichtet  der  englische  Unternehmer  nur  12,70  M., 
der  englische  Arbeiter  nur  17  M.  Der  Zuschuss  des 
Reiches  zur  Invalidenversicherung  und  Altersversiche- 
rung betrug  1912  etwa  55  Millionen  Mark,  inzwischen 
hat  dieser  Zuschuss  durch  die  Einführung  der  Reichs- 
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Täbelle  VIH. 

Die  Sozialversicherung  in  Deutschland  und  Grossbritannien : I.  Krankenversicherung, 


Umfang 


Form 


Zwanj  sversicherung  für  j 
(RVO  vom  19.  7.  1911, 
gülti ; ab  1.  1.  1914) : 

Alle  Lohnarbeiter  und  Angestellte 
(letztere  mit  Jahresgehalt  bis  2500  M.) 
sowie  Hausgewerbetreibende. 

Freiw.  Versicherung  für: 

Nichtversicherungspflichtige  Arbeiter, 
Angestellte,  Familienangehörige  des 
Arbeitgebers  und  Kleinunternehmers. 

Statist  k (1910): 

65  Mill.  Einwohner  — 

16,5  Mill.  Lohnarbeiter. 

1 

1 

I 

1 

Zwan)  sversicherung  für 
(G.  V.  16.  12.  1911): 

Alle  Arbeiter  und  Angestellte  (letztere 
mit  jahresgehalt  bis  3264  M.). 

1 

Freiw  Versicherung  für: 

1 

1 Nichtversicherungspflichtige  mit 
Jahreseinkommen  bis  3264  M. 

Statisäk  (1911): 

1 

i 45,2  Mill.  Einwohner  — 

j 14  Mill.  Lohnarbeiter. 

1 

Selbstverwaltung).  Da- 
neben Ersatzkassen  (Ver- 
sicherungsvereine auf 
Gegenseitigkeit). 


23009  Kassen  — 14  Mill. 
Versieh,  (nach  dem  In- 
krafttreten des  zweiten 
Buches  der  RVO.  etwa 
1000  Kassen  — 20  Mill. 
Versicherte. 


Staatlich  zugelassene 
Vereine  mit  Postkassen. 


Nähere  Statistik  fehlt 
etwa  14,7  Mill. 


Beiträge 
Arbeiter  2/3 

Arbeitgeber  Va  Lohnes 

Arbeitgeber  der  Ersatz- 
kassenmitglieder zahlen 
ihren  Beitragsanteil  an  die 
zuständige  Krankenkasse. 

Versicherungsberechtigte 
haben  die  Beiträge  allein 
zu  tragen. 


Leistungen 

a)  Freie  Kur  und  Krankengeld  (50®/o  des  Durch- 1 

Schnitts-  oder  Tagelohns)  oder  I für  26 

Freie  Krankenhauspflege  und  halbes  Kranken- 1 Wochen, 
geld  für  Angehörige  (Hausgeld)  ' 

b)  Gleiches  für  Wöchnerinnen  (8  Wochen). 

c)  Sterbegeld  (das  20fache  des  Durchschnitts-  oder  Tage- 
lohnes). 

Erweiterung  dieser  Regelleistungen  durch  Satzungen  zulässig 
(auch  Genesendenfürsorge,  Hebammendienste,  ärztliche  Ge- 
burtshilfe, Schwangerengeld,  Stillgeld,  Familienhilfe  usw. 


397,5  Mill.  M. 

(pro  Versieh.  28,3  M.). 


357,4  Mill.  M. 

(pro  Erkrankten  62,7  M.,  pro  Krankentag  3,2  M.). 


I 

Weitere  Belastung  nach  dem  Inkrafttreten  des  zweiten  Buches  der  RVO.  durch  die 
Ausdehnung  der  Versicherungspflicht  etwa  60  Mill.  M.  jährlich. 


(Staatszuschuss.) 

Arbeiter  Wöchenti. 

pro  Ver- 
männlich 35  Pf.  sicherten 

bei  einem 

weiblich  25  „ täglichen 

Arbeitgeb.  25  „ Verdienste 

Staat  17  „ als  2,50  M. 

(Bei  niedrigeren  Löhnen 
erhöhte  Beiträge  d.  Arbeit- 
geber und  des  Staates.) 

Beiträge  der  Versicherten. 
Staat  2/9  des  Betrags  zu 
versichernde  Personen. 


a)  Freie  Arztbehandlung  und  Arznei. 

b)  Krankengeld  (nach  26  Beitragswochen  wöchenti.  10,20  M. 
für  Männer,  7,65  M.  für  Frauen)  bis  zu  26  Wochen. 

c)  Invalidenrente  (nach  104  Beitragswochen  wöchenti.  5,10  M.) 
bei  Arbeitsunfähigkeit  bis  zur  Wiederherstellung  oder  zum 
70.  Lebensjahre. 

d)  Mutterschaftsunterstützung  (nach  26,  bei  freiw.  Versicherung 
52  Beitragswochen  30,50  M.)  f.  vers.  Mütter  u.  nichtvers. 
Ehefrauen  versicherter  Männer. 

e)  Freie  Heilstättenbehandlung  (bei  Tuberkulose  oder  anderen 
bestimmten  Krankheiten)  und  sonstige  Anstaltspflege  nebst 
Angehörigenunterstützung. 

Erweiterung  dieser  Regelleistung  zulässig. 

Kein  Krankengeld  bei  selbstverschuldeter  Krankheit;  Be- 
schränkung der  Leistungen  bei  Personen,  die  mit  den  Bei- 
trägen im  Rückstand  sind. 

Das  Gesetz  ist  am  15.  7.  1912  in  Kraft  getreten. 


Streitverfahren 

Kostenfrei. 

Versicherungsamt,  Ober- 
versicherungsamt, 
Reichs-,  Landesversiche- 
rungsamt bei  gleicher 
Vertretung  der  Versicher- 
ten und  Arbeitgeber. 
Nur  das  Oberversiche- 
rungsamt legt  dem  unter- 
liegenden Teil  eine  Ge- 
bühr von  1 — 20  M.  auf. 


Versicherungs- 
kommissare, Amts- 
gericht, Obergericht. 


Tabelle  IX. 


Die  Sozialversicherung  in  Deutschland  und  Grossbritannien:  II.  Unfallversicherung. 


Umfang 


Form 


Beiträge 


Leistungen 


Streitverfahren 


Zwai  gsversicherung  für  Arbeiter  und  Betriebsbeamte  (letztere  Berufs^^enossenschaft  Umlage  der  Jahresaus- 
(RVO.  vom  19.  7.  1911,  mit  Jahresgehalt  bis  5000  M.)  in  üe-  (auf  Gegenseitigkeit  mit  i gäbe  auf  die  Unternehmer 
gül  ig  ab  1.  1.  1913):  werbe,  Landwirtschaft  und  See-  Selbstverwaltung).  gemäss  Arbeitslohn  und 

Schiffahrt.  ' ■ Unfallgefahr. 


Durcl  Satzung  zulässig  ; Betriebsbeamte  mit  jahresgehalt  über 
für:  5000  M.,  Kleinunternehmer  und 

i Hausgewerbetreibende. 


Daneben  Sonderorgane 
für  Staatsbetriebe  usw. 


a)  Freie  Kur  und  Unfallrente  (bis  öö-'/s  desl  vom  Wegfall  des 
Jahreslohns)  oder  freie  Heilanstaltspflege  \ 


nebst  Angehörigenrente  (bis  60°/o)  I 14.  Woche, 

b)  Sterbegeld  (20facher  Tagelohn)  und  Hinterbliebenenrente 
bis  60"/o  des  Jahreslohns. 

Alle  Unfälle  werden  entschädigt,  außer  bei  Vorsatz. 


Kostenfrei. 

Oberversicherungsamt, 
Reichs-,  Landesversiche 
rungsamt  bei  gleicher 
Vertretung  der  Ver- 
sicherten und  Arbeit- 
geber. 


Freiw  Versicherung  für:  | Für  Unternehmer  und  nichtversiche- 

i rungspflichtiges  Personal. 


Statistik  (1910): 


65  Mill.  Einwohner  — 
16,5  Mill.  Lohnarbeiter. 


114  Berufsgenossen- 
schaften usw.  mit  6,2  Mill. 
Betrieben  und  24,2  Mill. 
Versicherten. 


119,9  Mill.  M. 

(pro  Versieh.  8,3  M.). 


164,4  Mill.  M.  an  907971  Verletzte. 
87640  Witwen  i 

112572  Kinder  | Getöteter  usw. 
4297  Eltern  J 


Freiw  Versicherung  für 
(G.v.d.  8.1897,30.7.1900, 
un  I 21.  12.  1906): 


Statistik  (1911); 


Arbeiter  und  Dienstboten 
(unbeschränkt). 

Betriebsbeamte  und  Angestellte  (mit 
jahresgehalt  bis  5000  M.)  in  Gewerbe 
und  Landwirtschaft. 

(Gewerbekrankheiten  einbegriffen.) 

45,2  Mill.  Einwohner  — 

14  Mill.  Lohnarbeiter. 


Nach  Wahl  des  Unter- 
nehmers bei  Staats-, 
Gegenseitigkeits-  oder 
Privathaushalten. 


Etwa  13  Mill.  zu  vers 
Personen. 


Zu  Lasten  der  Unter- 
nehmer. 


Allgemeine  Statistik  fehlt. 


a)  Nur  für  Unfallrente  (bis  50%  des  Lohnes  wöchentlich) 
oder  Kapitalabfindung. 

b)  Hinterbliebenenabfindung  bis  3fachen  Jahreslohn,  sonst 
Sterbegeld  bis  200  M. 

Bei  Vorsatz  oder  grobem  Verschulden  des  Verletzten  keine 

Entschädigung. 


Schiedsgericht,  sonst 
ordentliches  Gericht 
(ermässigte  Gebühren). 


Deutschland. 


Staat 


Tabelle  X. 

D ie  Sozialversicherung  in  Deulschland  und  Orossbritannien : 111.  Invaliden-,  Alters-  und  Hinterbliebenenversicherung. 


Zwangsversicherung  für 
(RVO.  V.  19.  7.  1911,  in 
Kraft  s(  it  1.  1.  1912): 


Umfang 

Alle  Lohnarbeiter  und  Angestellte 
(letztere  mit  Jahresgehalt  bis  2000  M.), 
Kleinunternehmer  und  Hausgewerbe- 
treibende (durch  Beschluss  des 
Bundesrats). 


Freiw.  Ve  rsicherung  für:  Nicht  oder  nicht  mehr  versicherungs- 
pflichtige Arbeiter,  Angestellte  und 
Kleinunternehmer. 


Form 

Landesversicherungs- 
anstalten (auf  Gegen- 
seitigkeit mit  Selbst- 
verwaltung). 

Daneben  Sonder- 
anstalten für  Staats- 
bahnen, Knappschaften, 
Seewesen. 


Beiträge 


Arbeilyber-_p^-^,^j^,,^ 

Versicherten- 

Wochenbeiträge  je  nach 
Lohnklasse  16,  24,  32,  40, 
48  Pf. 

Reichszuschuss  50  M.  für 
jede  Invaliden-,  Alters-, 
Witwen-  u.  Witwerrente, 
25  M.  für  jede  Waisenrente, 
einmal. 50  M.f.jed.  Witwen- 
geld und  16-/3  M.  für  jede 
Waisenaussteuer. 

Beiträge  der  Versicherten 
u.  Reichszuschuss  wie  oben. 


Leistungen 


Invalidenrente  für  ^/3-Erwerbsunfähige  (nach  200  od.  500  Bei- 
tragswochen) nebst  Kinderzuschuss. 

Altersrente  für  70jährige  (nach  1200  Beitragswochen). 
Hinterbliebenenbezüge:  Witwen-  oder  Witwerrente  und 
Waisenrente  bis  zum  U/.2fachen  der  Invalidenrente,  Witwen- 
geld, Waisenaussteuer. 

Freies  Heilverfahren,  insbesondere  Anstaltspflege  nebst 
Hausgeld  für  Angehörige  zur  Verhütung  oder  Beseitigung 
der  Invalidität. 


Statistik  (1910): 


65  Mill.  Einwohner  — 
16,5  Mill.  Lohnarbeiter. 


41  Anstalten  — 
15,7  Mill.  Versicherte. 


249  9 Mill  M.  196,8  Mill.  M. 

• V,  t iA  M\  (pro  Invalidenrente  177  M.,  pro  Altersrente  164  M., 

ipro  Versichert.  16,-  M.).  'P  , 

Weitere  Belastung  durch  die  Hinterbliebenenversicherung  etwa  67  Mill.  M.  jährlich, 


Zwangsv^rsicherung  für 
(An  jestellten- 
versiche  'ungsgesetz  v. 
20.  12.  1911): 


Freiw.  V irsicherung  für 


Freiw.  V ersicherung  für 
(Ges.  V.Ü.2.U.7.8.1896): 

Zwangs  ersicherung  für 

(Ges. ' . 16.  12.  1911): 
Freiw'.  Versicherung  für: 


Statistik  (1911): 


Angestellte  mit  Jahresgehalt  bis  i Reichsversicherungs- 
5000  M.  anstalt  (örtliche  Organe: 

' Rentenausschüsse). 

Daneben  zugelassene 
Ersatzkassen. 

i Etwa  2 Mill.  zu  ver- 
sichernde  Personen. 

I 

Nicht  mehr  Versicherungspflichtige 
(Weiterversicherung),  gewisse  An- 
gestellte bis  unter  10000  M.  Jahres-  ; 
verdienst  und  einige  selbständige  F’er- 
sonen  Beitritt  nur  im  ersten  Jahre 
nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes. 

Alle  Staatsbürger.  Staatsanstalt. 

Altersversorgung  für  Hilfsbedürftige  Staatlich  (G.  v.  1. 8. 1908). 

über  70  Jahre.  ' 1910: 908000 Altersrenten. 

Alle  Arbeiter  und  Angestellte,  letztere  Staatlich  zugelassene 
mit  Jahresgehalt  bis  3264  M.  Vereine  und  Postkassen. 


Arbe^eb^p^.^,^  je  ■,>. 
Versicherten- 

Monatsbeiträge  je  nach  Ge- 
haltsklasse 1,60,  3,20,  4,80, 
6,80,  9,60,  13,20, 16,60,  20,- 
26,60  M.  ohne  Reichs- 
zuschuss. 

Beiträge  der  Versicherten. 


Prämien  der  Versicherten. 
Lediglich  zu  Lasten  des 
Staates  190  Mill.  M. 


a)  Ruhegeld  vom  66.  Lebensjahre  ab,  oder  für  dauernd  Be- 
rufsunfähige vom  Beginne  der  Berufsunfähigkeit  ab,  oder 
für  vorübergehend  Berufsunfähige  von  der  27.  Woche  ab. 
(W'artezeit  für  männliche  Vers.  120  bzw.  150,  für  weibliche 
Vers.  60  bzw.  90  Beitragsmonate.) 

b)  Hinterbliebenenrente  (nach  120  Beitragsmonaten  bis  lOO^io 
des  Ruhegeldes),  und  zwar  Witwen-,  Witwer-  und  Waisen- 
renten (für  Kinder  unter  18  Jahren). 

c)  Heilverfahren  (insbes.  Anstaltspflege  nebst  Hausgeld  für 
Angehörige)  zur  Verhütung  oder  Beseitigung  der  Berufs- 
unfähigkeit. 

d)  Beitragserstattung  bei  Tod  oder  Ausscheiden  weiblicher 
Vers,  (gegebenenfalls  Leibrente  an  letztere). 

Leibrenten  bis  200  M. 

(1865—1890:  21000  Renten;  Durchschnitt  350  M.). 

Witwerrenten  von  5 bis  1 M.  bei  Jahreseinkommen  unter 

420  bis  630  M. 


Streitverfahren 


Kostenfrei. 

Oberversicherungsamt, 
Reichs-,  Landesversiche- 
rungsamt bei  gleicher 
Vertretung  der  Ver- 
sicherten u.  Arbeitgeber. 


Schiedsgericht, 
Oberschiedsgericht  bei 
gleicher  Vertretung  der 
Versicherten  und  Arbeit- 
geber. 


Rentenausschuss. 
Ministerium  des  Innern 


Nichtversicherungspflichtige  mit 

Jahreseinkommen  bis  3264  M. 

45,2  Mill.  Einwohner  — 

14  Mill.  Lohnarbeiter. 


Das  Gesetz  vom  16.  12.  1911  umfasst  neben  der  Krankenversicherung  gleichzeitig  die  Invalidenfürsorge. 
Zu  versichernde  Personen.  — Das  Gesetz  vom  16.  12.  1911  ist  am  15.  7.  1912  in  Kraft  getreten. 


Nähere  Statistik  fehlt 
etwa  14,7  Mill. 
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Versicherungsordnung  eine  weitere  nicht  unbeträcht- 
liche Steigerung  erfahren,  der  Zuschuss  des  englischen 
Staates  soll  — statistische  Angaben  fehlen  — 1912  zwar 
nur  35  Millioneu  betragen,  was  prozentual  dem  deut- 
schen Staatszuschuss  nicht  erheblich  nachstäude,  wird 
aber  schätzungsweise  1915/16  bereits  auf  92  Millionen 
augewachseu  sein.  Schon  jetzt  trägt  die  englische 
Staatskasse  die  Kosten  der  Altersrente,  für  welche 
1909  etwa  160  Millionen  Mark  zu  zahlen  waren.  Zu 
erwähnen  wäre  noch,  dass  der  englische  Gesetzgeber 
das  Arbeiterkassenwesen  dadurch  gefördert  hat,  dass 
er  sie  zu  Trägern  der  Versicherung  gemacht  hat. 
Hiermit  stellt  er  sich  in  schroffen  Gegensatz  zur 
Feindschaft  des  deutschen  Gesetzgebers  gegenüber 
unseren  jetzt  fast  ganz  entrechteten  Hilfskassen. 

Diese  kurze  Übersicht  mag  die  wesentlichen  Unter- 
schiede zwischen  deutscher  und  engli.scher  Sozial- 
gesetzgebung gezeigt  haben,  und  wir  möchten  jetzt  im 
zweiten  Hauptteil  au  Hand  der  schon  in  der  Einleitung 
erwähnten  Schrift  von  Prof.  Dr.  F.  Zahn^  den  von  ihm 
betretenen  Weg  beschreiten,  d.  h.  untersuchen,  inwie- 
weit die  Sozialversicherung  einen  Einfluss  auf  das 
Budget  des  Arbeitgebers  ausübt.  Wie  gross  die  Be- 
einflussung des  Arbeiterbudgets  ist,  spielt  nur  eine 
sekundäre  Rolle,  im  Rahmen  der  vorliegenden  Unter- 
suchungen, da  die  Klagen  über  ein  Zuviel  von  seiten 
der  Unternehmer  geführt  werden. 

1 F.  Zahn,  „Wirkung  der  deutschen  Sozialversicherung“. 
München,  Berlin  und  Leipzig  1915. 


II.  Hauptteil. 

Wirkungen  der  deutschen  Sozialpolitik. 

Wie  hoch  die  gesetzliche  Beitragssumme  ist,  die 
der  Arbeitgeber  auf  Grund  der  Sozialversicherungs- 
gesetze zu  leisten  hat,  zeigt  folgende  Tabelle.  Danach 
entrichtete  der  Unternehmer: 


• 

1912 

1 1885/1912 

Millionen  Mark 

Für  Krankenversicherung 

152 

1 

1774 

„ Unfallversicherung 

193 

j 2785 

„ Invaliden-  und  Hinterbliebenen- 

Versicherung  (seit  1891  bzw.  1912) 

137 

1611 

Insgesamt 

482 

1 

6170 

Durch  die  Reichsversicherungsordnung  und  die 
Angestelltenversicherung  erfahren  diese  Summen  seit 
1913  noch  eine  erhebliche  Steigerung.  Für  die  Ar- 
beiterversicherung wird  schätzungsweise  ein  An- 
schwellen auf  850  Millionen  Mark,  für  die  An- 
gestelltenversicherung auf  ca.  95  Millionen  Mark,  im 
ganzen  auf  rund  950  Millionen  Mark  angenommen. 
Von  1914  ab  dürfte  sich  die  Gesamtprämie  der  Arbeit- 
geber auf  600  Millionen  Mark  jährlich  stellen. 
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Diese  Zahlen  geben  jedoch  kein  klares  Bild  über 
die  Höhe  der  tatsächlichen  Belastung,  die  dem  Unter- 
nehmer durch  die  Sozialversicherung  aufgebürdet  wird. 
Vielfach  tragen  die  Unternehmer  durch  Übernahme 
der  Beitragsanteile  ihrer  Arbeiter  die  vollen  sozialen 
Lasten. 

Wie  sich  die  Belastung  für  die  einzelnen  Betriebe 
gestaltet,  darüber  liegt  ziemlich  umfangreiches  Material 
vor.  Wir  verweisen  in  diesem  Zusammenhänge  auf 
die  bei  der  Literaturbesprechung  erwähnten  Artikel 
in  der  Deutschen  Industriezeitung,  ferner  auf  die 
Schriften  von  Scheller  u.  a.  Auch  über  die  Wertung 
dieses  Materials  haben  wir  uns  schon  geäussert,  indem 
wir  die  Vergleichsmassstäbe  nicht  als  gleichwertig 
hiiistellten.  Nach  dem  Gesagten  verstand  sich  von 
selbst,  dass  je  nach  dem  benutzten  Vergleichsmoment 
das  Bild  von  der  sozialen  Belastung  verschieden  aus- 
fallen  musste  und  verschiedenen  Wert  hatte  b 

Der  Hansabund  gibt  in  dem  Werke  „Die  öffentlich- 
rechtliche  Belastung  von  Gewerbe,  Handel  und  In- 
dustrie“, 1911,  Seite  7 ff.,  Nachweise  über  die  Belastung 
durch  die  Sozialversicherung  im  Verhältnis  zum  Aktien- 
kapital und  zur  Dividende.  Die  soziale  Belastung  ist 
für  304  Industrie-,  Verkehrs-  und  Bergw^erksaktien- 
gesellschaften  mit  einem  Gesamtaktienkapital  von 

1 Vgl.  die  Arbeit  von  Dr.  Jüngst,  „Arbeitslohn  und  Unter- 
nehmergewinn im  Rheinisch-Westfälischen  Steinkohlenbergbau“, 
! sowie  Friedrich  Lenz,  „Zur  Frage  der  sozialen  Belastung  unserer 

I Industrie“.  Schmollers  Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung 

1 und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reich,  1911. 

! 

1 

I 


:<4 
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1^2  Milliarden  Mark,  einmal  für  die  verschiedenen  Ver- 
sicherungszahlungen und  dann  zusamnienfassend  fest- 
gestellt worden.  Die  betreffenden  absoluten  wie 
relativen  Zahlen  sind  nachstehend  angeführt.  (Siehe 
Tab.  XI  u.  XII.) 

Nach  diesen  Zahlen  beträgt  die  Versicheruiigs- 
last  jener  304  Aktiengesellschaften  einschliesslich 
der  Pensionsversicherung  der]  Angestellten  und  son- 
stiger privater  Arbeiterversicherung  2,14%  des  Aktien- 
kapitals, 23,37%  der  Dividende  im  Jahre  1909,  während 
die  Gesellschaften  an  direkten  Steuern  (Reichs-,  Staats-, 
Kreis-  und  Gemeindesteuern)  l,360/o  des  x\ktien- 
kapitals,  an  weiteren  öflfentlichen  Lasten  (Handels- 


Gesellschaft 

1 

t907 

°/o 

1908 

°/o 

Hibernia  

5,83 

6,05 

Essener  Steinkohlen 

4,80 

' 6,14 

Consolidation 

6,28 

8,05 

Arenberg 

14,68 

10,11 

Mühlheimer  Bergwerk 

5,35 

6,71 

Dahlbusch 

4,97 

6,35 

Königsborn 

5,70 

7,22 

Concordia 

10,12 

11,17 

König  Wilhelm 

7,05 

9,05 

Massen 

5,17 

6,54 

Kölner  Bergwerk 

7,40 

9,35 

Bochumer  Bergwerk 

4,97 

7,01 

Neuessen 

7,50 

9,75 

Magdeburger  Bergwerk 

8,45 

10,82 

Aplerbecker  Verein 

8,01  1 

9,85 
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kammerbeiträge  u.  dgl.  m.)  0,05%  des  Aktienkapitals, 
14,8  bzw.  0,5  der  Dividende  zu  entrichten  hatten. 
Über  die  hier  gebrauchten  Vergleichsmassstäbe  wurde 
sich  bereits  geäussert. 

Nach  Dr.  Jüngst  ^ gestaltet  sich  für  einzelne  Firmen 
des  Ruhrbergbaues  das  Verhältnis  der  sozialen  Zwangs- 
leistungen zum  Aktienkapital  folgendermassen  (siehe 
Tabelle  S.  74). 

Folgende  Tabellenzahlen  veranschaulichen  die 

o 

V ersicherungslasten  einiger  Betriebe  der  N orddeutschen 
Knappschafts-Pensionskassen  im  Verhältnis  zur  Lohn- 
summe und  zur  Arbeiterzahl.  Danach  stellte  sich  die 
Belastung  des  Unternehmers  durch  die  Sozialversiche- 


rung im  Jahre  1913: 


Tabelle  XL 
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Tabelle  XII. 


Prozent  der 

Lohnsumme  Arbeiter 

Sektion  V der  Knappschaftsberufs- 
genossenschaft zu  Waldenburg  in 

1 

Schlesien 

1,67 

20,38 

und  zwar: 

1 

beim  Steinkohlenbergbau  .... 

1.71 

20,91 

beim  Braunkohlenbergbau  . . . 

1,43 

17,51 

bei  metallischen  Hütten  und  Zechen 

1.12 

11,65 

bei  den  selbständ.  Tiefbohrbetrieben 

und  den  landwirtsch.  Nebenbetr. 

0,07  i 

0,40 

Im  Allgemeinen  Knappschaftsverein 

Bochum 1912 

7,34 

126,48 

1910 

8,62 

119,69 

1905 

7,52 

90,86 

1900 

5,33 

69,52 

1890 

5,33 

55,21 

1880 

— 

27,69 

Wie  aus  den  Tabellen  ersichtlich  ist,  stellt  sich 
die  Höhe  der  Belastung  bei  einzelnen  Betrieben  sehr 
verschieden.  Teilweise  wird  der  Unterschied  durch  die 
„gemischten  Betriebe“  bedingt,  teilweise  tritt,  und 
dies  besonders  in  der  Motanindustrie,  neben  die 
reichsrechtliche  eine  landesrechtliche  Fürsorge. 

Nach  Dr.  SchweighofFer  i hatte  an  sozialen  Ver- 
sicherungskosten der  einzelne  Betrieb  auf  den  Kopf 
des  Arbeiters  zu  tragen  (siehe  Tabelle  XVII): 


1 Dr.  Schweighoffer,  „Die  Belastung  der  Industrie  durch 
die  Sozialversicherung“.  Vorträge  der  Kölner  Fortbildungskurse 
für  Kommunal-  und  Sozialbeamte,  2.  Kursus, Tübingen  1913,  S.289. 
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Tabelle  XIV. 


Die  Lasten  der  Gelsenkirchener  Bergwerksaktiengesellschaff*. 


1 

1 

Soziale  Versicheruneslast 

Jahr 

Zahl  der 

jährliche 

Steuerlast 

FUr  den  Arbeiter 

1 Für  den  Arbeitgeber 

Arbeiter 

Lohnsuntme 

absolut 

pro  Kopf  d. 
Arbeiters 

absolut 

pro  Kopf  d. 
Arbeiters 

in  “/ödes 

absolut 

pro  Kopf  d. 
Arbeiters 

in%des 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

Lohns 

M. 

M. 

Lohns 

1880 

1910 

— 

123731 

64,78 

47894 

25,08 

49376 

25,85 

1890 

5655 

— 

380575 

67,29 

224  327 

39,67 

— 

362239 

63,94 

— 

1900 

19088 

— 

757076 

39,66 

1 207  402 

63,25 

1471452 

76,83 



1905 

23905 

30215290 

1 256  382 

52,56 

1676966 

70,15 

5,65 

2282123 

94,85 

5,98 

1906 

24234 

36205596 

1 347  849 

55,61 

1 805  470 

74,50 

4,99 

2665503 

109,29 

7,36 

1907 

40911 

66785435 

2097486 

51,27 

2677749 

65,45 

4,01 

3906534 

99,30 

5,85 

1908 

44843 

70549392 

2337589 

52,72 

3240302 

73,07 

4,59 

4728006 

110,26 

6,70 

1909 

44589 

65050235 

2954603 

66,24 

3217457 

72,16 

4,93 

4467974 

103,28 

6,87 

1910 

45094 

— 

3469176 

76,93 

3341158 

74,09 

— 

5026723 

111,48 

— 

1911 

47077 

— 

3292296 

69,92 

3601875 

74,39 

— 

5401602 

114,75 

— 

1912 

48986 

— 

3366770 

68,73 

3924503 

80,12 

— 

6056013 

123,62 

— 

‘ lubiiaumsschriff  der  Gelsenkirchener  Bergwerksaktiengesellschaft  1873—1915. 


Tabelle  XV. 

Lasten  der  Sozialversicherung  für  die  Gußstahlfabrik  Friedrich  Krupp,  Essen. 


1910 

1911 

1912 

1913 

1.  Aktienkapital 

180000000 

180000000 

180000000  j 

180000000 

2.  Lohnsumme 

93265462 

95188668  | 

103385384  j 

115758084 

3.  Arbeiterzahl 

62 199 

62201  i 

65012 

69775 

4.  Soziale  Versicherungskosten : 

a)  Krankenversicherung 

1937532 

1958073 

2091146 

2231925 

b)  Unfallversicherung 

1 907  942 

2005014 

2045018  j 

2039914 

c)  Invalidenversicherung 

545133 

1 

546  799 

770521  1 

826599 

d)  Angestelltenversicherung  .... 

— 

i 

— 

Zusammen 

4 390  607 

4509886 

1 

4 906  685 

5695642 

In  ®/o  des  Aktienkapitals 

2,44 

1 

2,51 

2,73 

3,16 

Iti  % der  Lohnsumme 

4,71 

4,74 

4,75 

4,92 

Per  Kopf  der  Arbeiterzahl 

70,59 

72,51 

75,47 

1 

, 81,63 

1 

( 

Tabelle  XVI. 

Die  rcichsrcchtlichc  und  landcsrcchtlichc  Belastung  beim  Allgemeinen  Knapp 

schaftsverein  in  Bochum. 

(Nach  Bericht  des  Generaldirektors  Geh.  Bergrat  Dr.  Weidtmann.) 
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raAe/Ze  A'K/Z. 


Gesellschaften 


Aktiengesellschaft  Schlesische  Leinen- 
industrie in  Freiburg  i.  Schl.  ^ . . . 

Betriebsgesellschaft  der  Vopeliusschen 
und  Wenzelschen  Glashütten  in  Sulz- 
bach a.  S 

Aktiengesellschaft  für  Eisenindustrie  und 
Brückenbau  von  Harkort  in  Duisburg 

Chemische  Fabrik  von  Merk  in  Darmstadt 

Eisenwerk  Wülfel  in  Hannover  . . . . 

Tapetenfabrik  von  Flammerheim  & Stein- 
mann in  Köln-Zollstock 

Firma  Th.  Goldschmidt  in  Essen-Ruhr^  . 

Glasfabrik  Hirsch  & Co.,  Hermannhütte 
bei  Pirna 

Firma  H.  Rönsch  in  Radeberg  . . . . 

Firma  Bergmann  & Siemens  G.  m.b.  H.  in 
Mülheim-Ruhr 


In  den 

Jahren 

1900 

1 1910  bzw. 

! 1911 

in  Mark 

14,66 

21,11 

37,- 

% 

76,- 

36,90 

62,70 

25,65 

34,60 

14,54 

1 1 

24,63 

19,- 

30,— 

31,06 

68,10 

25,- 

45,- 

25,- 

45,— 

32,- 

58, — 

Auch  Dawson^  bringt  weitere  ausführliche  An- 
gaben über  die  Belastung  des  Arbeitgebers  im  Ver- 
hältnis zum  Arbeitslohn.  Interesse  bietet  hier  folgende 
Zusammenstellung : 


1 Die  freiwilligen  sozialen  Aufwendungen  betrugen  pro 
Kopf  1909:  4,88  M.,  1910:  11  M. 

2 Die  freiwilligen  sozialen  Aufwendungen  betrugen  pro 
Kopf  1909:  16  M.,  1910:  69  M. 

3 W.HarbuttDawson,  „Social  Insurance  in  Germany  1883  bis 
1911“.  London  1912. 


6 


— 82  — 


Tabelle  XVIII. 


Kranken- 

vcrsicli. 

Unfall- 

versich. 

Invaliden- 

versieh. 

Zus. 

Prozent  vom  Arbeitslohn 

Stahl  

1,04 

1,76 

0,60 

3,4 

Eisen  und  Stahl  . . . 

— 

— 

— 

3,9 

Lokomotiv.  u.  Waggons 

— 

— 

— 

4,2 

Lokomotiven  .... 

— 

— 

— 

3,7 

Maschinengerät  . . . 

— 

— 

— 

4,0 

Maschinen 

0,9 

2,2 

0,6 

3,7 

» 

1,1 

1,1 

0,8 

3,1 

» 

— 

— 

— 

3,5 

Elektroing.-Branche . . 

— 

— 

— 

2,6 

w • 

1,1 

0,7 

0,6 

2,4 

Automobile 

— 

— 

— 

2,6 

Schiffbau 

0,9 

2,4 

0,7 

4,0 

Kohlengrube  .... 

— 

— 

5,4 

» .... 

2,6 

— 

8,2 

Chemische  Industrie  . 

— 

— 

— 

2,9 

» n 

— 

— 

— 

3,0 

M » 

— 

— 

— 

4,0 

Glas 

1,9 

2,9 

0,7 

5,1 

Papier 

— 

— 

— 

4,0 

Baumwollspinnerei  und 
-Weberei 

4,0 

Baumwollspinnerei  . . 

1,0 

0,5 

# 

0,7 

2,2 

1 

Gesamtdurchschnitt 


1,13 


1,72 


0,67 


3,8 
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Um  nun  ein  klares  Bild  über  die  Versichenings- 
ausgaben  des  Arbeiters  zu  erhalten,  vergleiche  man 
diese  Ausgaben  mit  den  Gesamtausgaben  und 
Roheinnahmen  eines  Betriebes.  Friedrich  Uenz^ 

Tabelle  XX. 

ln  ”|o  der  Roheinnahmen  (a)  und  in  ®/o  des  Reingewinns  (b). 


Beiträge 
zur  Sozial- 
zwangs- 
vcrsich. 

M. 


Steuern 

M. 


Abschrei- 

bungen 

M. 


Gesamt- 

ausgaben 

M. 


Jahr 


Betriebs- 
unkosten 
einschl. 
freiw.  soz. 
Lasten 

M. 


48,7  95,0 

65.0  186,0 
63,3  172,2 

65.1  186,5 

66.2  196,0 

1913  I 12,7  34,9  | 9,3  25,7  | 6,8  18,7  | 35,0  { 96,6  I 63,8  175,9 


1 Friedrich  Lenz  in  Schmollers  Jahrbuch  usw.  1911,  S.  93. 


hat  nun  auf  Grund  der  Geschäftsberichte  der  Gelsen- 
kirchener  Bergwerksaktiengesellschaft  (Gelsenkirchen) 
eine  derartige  Berechnung  angestellt.  Die  Gesamt- 
ausgaben der  Gelsenkirchener  Bergwergsaktiengesell- 
.schaft  gestalteten  sich  in  den  Jahren  1905 — 1913 
folgendermassen  (siehe  Tabelle  XIX). 

Nach  obiger  Tabelle  (Tabelle  XX)  betrugen  im 
Jahre  1913  die  Beiträge  für  Sozialversicherung  14,6% 
der  Gesamtausgaben,  während  auf  die  Steuern  10,7, 
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die  Betriebsunkosten  einschliesslich  freiwilliger  Lasten 
19,9  und  auf  die  Abschreibungen  54,8%  entfallen. 
Die  Beiträge  für  Sozialversicherung  sind  in  der  Zeit 
von  1905  bis  1913  nicht  mehr  als  die  übrigen  Be- 
triebsunkosten, d.  h.  um  171%,  gestiegen,  dagegen 
die  Steuern  um  260,  die  Abschreibungen  um  263, 
die  Gesamtausgaben  um  225%.  Von  der  Gesamt- 
ausgabe verzehrten  im  Jahre  1913  Versicherungs- 
kosten und  Steuern  14,6  -\-  10,7  % (1905  : 17,5  -j-  9,6%). 


Tabelle  XXI. 


Jahr 

Pro  100  M.  Produk- 
tionswert beim 
privaten  ober- 
schlesischen  Stein- 
kohlenbergbau' 

M. 

Pro  100  M.  Rein- 
gewinn bei  der 
Gelsenkirchener  | 
Bergwerksaktien- 
gescllschaft^ 

M. 

Pro  100  M.  Divi- 
dende nach  der 
Statistik  des 
Hansabundes  bei 
der  Montan- 
industrie^ 

M. 

1900^ 

7,35  j 

23,6 

25,0 

190D 

6,88 

31,0 

32,3 

1902 

00 

Ins 

36,8 

41,5 

1903 

00 

00 

38,6 

38,0 

1904 

9,22 

42,3 

38,3 

1906 

9,32 

1 44,6 

34,2 

1906 

— 

46,8 

30,9 

19074 

7,84 

34,8 

33,8 

1908 

8,12 

! 54,2 

51,8 

1909 

8,98 

1 56,9 

63,5 

1910 

— 

53,1 

1 

l 

1 

i 

^ Freiwillige  und  Zwangslast,  einschl.  Arbeitnehmerbeiträge. 

2 Steuern  und  Versicherung,  ausschl.  Arbeitnehmerbeiträge. 

3 Einschliesslich  Pensionsvcrsichcrung. 

^ Jahre  steigender  Konjunktur. 
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von  den  Roheinnahmen  9,3 -f  6,8%  (1905: 8,5 -[-4,7%) 
(nach  F.  Zahn  a.  a.  O.).  Es  wäre  also  irrig  und  ein- 
seitig, wollte  man  die  in  den  letzten  Jahrzehnten 
erfolgte  Ausgabensteigerung,  die  mit  dem  Auschwelleu 
der  Gewinne  immer  gleichen  Schritt  gehalten  hat, 
lediglich  den  sozialen  Versicherungskosten  zur  East 
legen.  Das  Gesamterträgnis  wird  eben  noch  wesent- 
lich durch  eine  Reihe  anderer  Faktoren  bestimmt. 
Konjunktur  und  Steuern  spielen  eine  nicht  unwesent- 
liche Rolle.  Mit  Bezug  auf  die  Konjunktur  zeigt 
Friedrich  Lenzi,  dass  bei  starker  absoluter  Zunahme 
der  sozialen  Versicherungslast  und  steigender  Kon- 
junktur der  Anteil  der  Versicherungskosten  der 
Unternehmer  am  Produktionswert,  am  Reingewinn, 
an  der  Dividende  usw.  sinkt,  bei  zurückgehender 
Konjunktur  dagegen  aber  steigt.  Die  Höhe  der  Sozial- 
belastung ist  aus  Tabelle  XXI  ersichtlich. 

Was  nun  die  Steuern  anbelangt,  so  machen  sie 
nach  der  Denkschrift  des  Hansabundes  »Über  öffent- 
lich-rechtliche Belastungen  von  Gewerbe,  Handel 
und  Industrie“  bei  der  Gelsenkirchener  Bergwerks- 
aktiengesellschaft im  Jahre  1913  4 Millionen  gegen 
6 Millionen  Versicherungskosten  aus,  was  ein  Ver- 
hältnis von  2 : 3 ergibt.  Manche  Industrien,  z,  B. 
die  Brauindustrie,  hat  ein  anderes^ Verhältnis  zwischen 
Steuern  und  Versicherungskosten,  wie  folgende,  eben- 
falls obiger  Denkschrift  entnommene  Übersicht  zeigt: 

1 Friedrich  Lenz,  „Sozialpolitik  und  Unternehmertum“. 
Preuss.  Jahrbücher,  Bd.  152,  S.  313ff.,  Berlin  1911. 
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(In  1000  M.) 


— 

Beiträge  zur 

Freiwillige 

Jahr 

Steuern 

Sozial- 

soziale 

Versicherung 

Aufwendungen 

1900 

594 

150 

1 

150 

1909 

1058 

296 

j 

173 

i 

Die  Schultheissbrauerei  Berlin  hatte  zu  entrichten: 

(In  1000  M.) 


Jahr 

Steuern 

Beiträge  zur 
Sozial- 
versicherung 

Freiwillige 

soziale 

Aufwendungen 

1900/01 

1303 

105 

455 

1909/10 

5670 

221 

741 

Vorstehende  Übersichten  zeigen  deutlich  den 
bedeutenden  Unterschied  zwischen  Steuerkonto  und 
Versicherungskonto.  Noch  augenfälliger  tritt  dieser 
Unterschied  zutage,  wenn  wir  die  Berechnungen  von 
Friedrich  Eenz  (s.  a.  a.  O.)  wiedergeben.  Es  ent- 
fielen bei  der  Schultheissbrauerei  vom  Hundert  der 
„sozialen  Easten“  (d.  h.  Sozialversicherungen  und 


Steuern)  auf: 


Jahr 

Sozialver- 

sicherung 

Steuern 

! 

WM 

0,5 

99,5 

1896/1 

MMKM 

1.2 

98,8 

1901/ 

2,6 

97,4 

1906/ 

5,6 

94,4 

1909/ 

1891/95 

7,7 

92,3 

1 

■ 


! Sozialvcr- 
i Sicherung 


Steuern 
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Zwar  sind  die  Versicherungslasten  absolut  wie 
relativ  gestiegen,  doch  liegt  der  Grund  zu  einem 
verhältnismässig  kleinen  Teil  in  der  erweiterten 
Gesetzgebung,  Konjunktur,  Lohnhöhe  und  die  Lohn- 
erhöhung, die  im  Laufe  der  letzten  Dezennien  an- 
gewachsen sind,  üben  hier  auf  das  Auschwellen  der 
Versicherungslasten  ihren  Einfluss  aus.  Mit  wach- 
sendem Lohne  erhöhen  sich  die  Beiträge  des  Arbeit- 
gebers wie  Arbeitnehmers  und  damit  Hand  in  Hand 
die  Leistungen  der  Versicherungen.  Hinzu  kommt 
noch  die  Erweiterung  des  Versicherungskreises  durch 
Einführung  neuer  versicherbarer  Leistungen  und 
ferner  der  Rückgang  des  mittleren  Leistungsertrages, 
der  hauptsächlich  bedingt  durch  den  Maximalarbeits- 
tag, welcher  die  zur  Produktionsherstelluug  erforder- 
liche Arbeiterzahl  vergrössert  und  auch  bei  demselben 
Bestand,  besonders  bei  steigenden  Löhnen,  die  Lohn- 
summe in  die  Höhe  treibt.  Es  ist  nun  nicht  anzu- 
nehmen, dass  die  Arbeitgeber  die  Versicherungslasten 
vollständig  aus  dem  Geschäftsgewinn  entrichten, 
sondern  ein  grosser  Teil  wird  durch  Verbesserung 
der  Produktion  und  Steigerung  des  Umsatzes  wett- 
gemacht. Anderseits  dürfte  eine  Überwälzung  durch 
Erhöhung  der  Preise  nach  H.  Potthoffs  Ansicht  statt- 
finden. Vielfach  zum  Nachteil  des  Inlandsverkaufs; 
denn  wir  finden  häufig,  dass  eine  und  dieselbe  Ware 
im  Inland  teurer  abgesetzt  wird  wie  im  mitkon- 
kurrierenden Auslande.  Oft  findet  auch  ein  Ausgleich 
durch  Zölle  und  Meistbegünstigungsverträge  statt. 
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Auch  Friedrich  Lenz  (Preuss.  Jahrbücher,  s.  a.  a.  0.) 
weist  darauf  hin.  Statistisch  lässt  sich  diese  Tatsache 
schwer  erfassen,  weil  auf  die  Preisbewegung  vielfach 
andere  Faktoren  einwirken.  Dieser  Einfluss  ist  oft 
noch  grösser  als  der  Einfluss  der  Soziallasten.  End- 
lich haben  die  Unternehmer  einen  vielfach  nicht 
hoch  genug  bewerteten  Vorteil  durch  die  Sozial- 
gesetzgebung, der  im  folgenden  auseinandergesetzt  I 

werden  soll. 

Was  nun  die  Vorteile  anbetriflft,  die  für  die  Arbeit- 
geber aus  der  Sozialversicherung  resultieren,  so  sind 
diese  materieller  wie  ideeller  Art.  Erstere  lassen 

I 

sich  leicht  erfassen  und  zahlenmässig  wiedergeben.  ' 

Was  die  ideellen  Vorteile  anbelangt,  so  sind  sie  vor-  j 

handen  und  werden  auch  von  der  Masse  der  Unter-  i 

nehmer  anerkannt,  lassen  sich  aber  nicht  auf  eine  l! 

Formel  bringen.  Z.  B.  sind  die  Arbeiterversicherungs-  ! 

I 

ausgaben  für  die  mittleren  und  Kleinunternehmer 

nichts  anderes  als  eine  Selbstversicherung  seiner  selbst 

und  seiner  Angehörigen,  die  so  die  gleichen  Wohl-  j 

taten  wie  der  Arbeiter  gemessen.  Ferner  sind  j 

ganze  Gruppen  von  Arbeitgebern  selbstversicherungs-  | 

pflichtig,  teils  auf  Grund  der  RVO.,  teils  auf  Grund 

von  Satzungen  des  Versicherungsträgers  b Besonders 

ausgedehnt  ist  die  Unfallversicherung  der  landwirt- 

1 Vgl.  RVO.  § 548,  550,  551  (Gew.-Unf.-Vers.);  § 925,  926, 

927,  928,  1034  (Landw.  Unf.-Vers.);  § 176  Ziff.  3 (Kranken-Vers.); 

§1058—1062  (See-Unf.-Vers.);  § 1243  (Invalid.-  u.  Hinterbliebenen- 
Vers.). 
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schaftlichen  Unternehmer  und  ihrer  Familien  h In- 
dessen fällt  dies  hier  nicht  so  sehr  in  die  Wagschale, 
da  es  sich  hauptsächlich  um  industrielle  Unterneh- 
mungen handelt. 

Die  Bedeutung,  die  die  Arbeiterversicherung  als 
Selbstversichefung  hat,  wird  in  der  Zukunft  noch  be- 
deutend wachsen.  Ein  weiteres  wichtiges,  nicht  zu 
unterschätzendes  Moment  besteht  darin,  dass  die 
früher  zwangs versicherten  Kleinunternehmer  in  Han- 
del, Landwirtschaft  und  Gewerbe  mit  ihrer  Selb- 
ständigkeit die  bisherige  gesetzliche  Versicherung 
freiwillig  fortsetzen  können;  ferner  können  die 
bisher  nicht  zwangsversicherten  Kleinunternehmer, 
sofern  sie  das  40.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet 
haben  und  keinen  oder  nicht  mehr  als  zwei  Ver- 
sicheruugspflichtige  beschäftigen,  eine  Selbstver- 
sicherung bei  der  Invaliden-  und  Hiuter- 
bliebenenversicherung  nehmen.  Weiter  sind 
auf  die  Bedürfnisse  des  Mittelstandes  von  der  RVO. 
durch  die  Neueinführung  der  freiwilligen  Zusatz- 
versicherung weitgehendste  Rücksichten  genommen 
worden.  Hier  ist  die  Möglichkeit  geboten,  durch  die 
Verwendung  von  Zusatzmarken  im  Falle  der  Invali- 
dität sich  eine  höhere  Rente  zu  sichern.  Als  ein 


1 Vgl.  F.  Zahn  „Wirkung  der  deutschen  Sozialversicherung“, 
München  1915,  S.  59f.;  ferner  Zeitschrift  des  Bayrischen  Statis- 
tischen Landesamts  1914,  S.  495,  und  F.  Zahn  „Deutschlands 
wirtschaftliche  Entwicklung“,  J.  Schweitzer,  Verlag,  München 
1911,  S.  81  ff. 
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weiterer  Vorzug  unserer  Sozialgesetzgebung  ist  der 
Umstand  anzusprechen,  dass  unsere  Unternehmer  in 
weitem  Masse  von  einer  Haftpflicht  frei  sind,  der  sie 
nach  dem  BGB.  für  die  verunglückten  oder  erkrankten 
Arbeiter  ihres  Betriebes  unterlegen  hätten.  Bei  der 
strengen  Auslegung  der  Haftpflichtbestimmungen  be- 
stand für  sie  hier  die  Gefahr,  viel  grössere  pekuniäre 
Opfer  bringen  zu  müssen,  als  die  Arbeiterversicherung 
ihnen  auferlegt.  Diese  Entlastung  der  Betriebsunter- 
nehmer von  der  Schadenersatz-  und  Haftpflicht  Hess 
seinerzeit  die  Arbeitgeber  sich  für  die  zwangsweise 
Unfallversicherung  einsetzen.  Durch  die  solidarische 
Unfallversicherung,  wie  wir  sie  heute  haben,  ist  es 
ausgeschlossen,  dass  der  einzelne  kleine  Unternehmer 
bei  vorkommenden  schweren  Unfällen  wirtschaftlich 
zusammenbricht,  zumal  die  Haftpflichtversicherung 
eine  ziemlich  hohe  Belastung  zeitigt.  Die  Gegen- 
leistung für  die  Entlastung  von  der  Haftpflicht  besteht 
für  die  Unternehmer  darin,  dass  sie  allein  die  Kosten 
für  die  Durchführung  der  Unfallversicherung  zu  tragen 
haben. 

Ein  weiterer  Vorteil,  den  die  Sozialversicherung 
schuf,  besteht  darin,  dass  der  Unternehmer  Gehälter- 
und  Fürsorgekosten  für  diejenigen  seiner  Angestellten 
spart,  die  erkrankt  oder  arbeitsunfähig  geworden  sind, 
und  so  sind  die  Arbeiter  nicht  darauf  angewiesen, 
ein  höchst  unsicheres  und  vielfach  auch  unzureichendes 
Gnadenbrot  zu  gemessen.  Hiermit  Hand  in  Hand 
gehend  kann  ein  stets  arbeitskräftiges,  von  frischen 
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Elementen  verjüngtes  Personal  beschäftigt  werden, 
und  da  die  Arbeiterfürsorge  gesetzlich  geregelt  ist 
und  somit  im  Inland  alle  Arbeitgeber  trifft,  besteht 
nicht  die  Gefahr,  dass  der  inländische  Konkurrent 
durch  geringere  Fürsorge  billiger  produzieren  kann. 
Bis  hierher  die  Vorteile  materieller  Art. 

Was  die  Vorteile  ideeller  Art  anbelangt,  so  kommt 
dem  Unternehmertum  ein  durch  die  Sozialgesetz- 
gebung mittelbar  und  unmittelbar  gehobener  Arbeiter- 
stand mit  seinen  höheren  materiellen,  sozialen,  hygie- 
nischen und  intellektuellen  Niveau  zustatten.  Eine 
von  D.  Eloyd  George,  dem  englischen  Schatzkanzler, 
vor  Einführung  der  englischen  x\rbeiterversicherung 
an  deutsche  Industrielle  gerichtete  Rundfrage  bestä- 
tigt das  oben  Gesagte.  Bezeichnend  sind  folgende 
Antworten  „Der  Beweis,  dass  die  Versicherungs- 
gesetze von  finanziellem  Nutzen  für  die  Arbeitgeber 
sind,  liegt  in  der  Tatsache,  dass  der  Arbeitgeber  daran 
interessiert  ist,  eine  gesunde  und  leistungsfähige 
Arbeiterschaft  zur  Verfügung  zu  haben.“  (Werkzeug- 
maschinen- und  Munitionsfabrik  mit  1500.)  „Die 
Arbeitgeber  gewinnen  direkt  und  in  beträchtlichem 
Umfange  durch  die  Schaffung  und  Erhaltung  einer 
produktiveren  und  leistungsfähigeren  Arbeiterschaft.“ 
(Elektrizitäts-  und  Maschinenbaugesellschaft.)  „Es 
muss  anerkannt  werden,  dass  eine  gesunde  Arbeiter- 

1 H.A.  Walter,  London,  „Die  neuere  englische  Sozialpolitik, 
mit  einem  Geleitwort  des  englischen  Schatzkanzlers  D.  Lloyd 
George“.  München,  Berlin  1914,  S.  139/140. 
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Schaft  für  die  Industrie  weit  nützlicher  ist  als  eine 
physisch  geschwächte.“  (Elektrizitätsindustrie.)  „Vom 
Standpunkt  des  Arbeitgebers  aus  machen  sich  diese 
Gesetze  bezahlt  dadurch,  dass  die  Leistungsfähigkeit 
der  Arbeiter  sich  erhöht.“  (Chemische  Fabrik  mit 
7500  Arbeitern.)  Unserer  Sozialgesetzgebung  ist  es 
mit  zum  guten  Teil  zu  verdanken,  dass  die  deutsche 
Arbeiterschaft  imstande  war,  die  umfassenden  und 
schwierigen  Aufgaben  im  modernen  Produktions- 

o o 

prozess  zu  bewältigen  und  so  ist  sie  indirekt  an 
unserem  neuzeitlichen  wirtschaftlichen  Aufschwung 
beteiligt,  ganz  abgesehen  davon,  dass  auf  ihrer  Grund- 
lage die  Hebung  des  intellektuellen  Niveaus  unserer 
Arbeiterschaft  und  damit  erst,  eben  wegen  der  Sozial- 
versicherung, unsere  internationale  Wettbewerbstätig- 
keit im  immer  schärfer  sich  zuspitzenden  Konkurrenz- 
kampf erfolgreich  ermöglicht  wurde.  Weiterhin  übt 
eine  so  gehobene  Arbeiterschaft  mit  ihrer  Konsum- 
und  Kaufkraft  auf  den  einheimischen  Markt  einen 
stark  belebenden  Einfluss  aus.  Weite  Schichten 
zeigen  eine  lebhafte  Kaufkraft,  die  ihnen  durch  die 
Versicherungsrenten  ermöglicht  wird,  und  die  sonst 
gezwungen  wären,  ihren  Verbrauch  stark  eiuzuschrän- 
ken.  Dies  kommt  besonders  bei  wirtschaftlichen 
Krisen  in  Frage.  Diesen  Gedanken  führt  A.  Pohlmann  ^ 
in  einem  Artikel  treffend  aus,  wenn  er  schreibt: 
„Während  früher  bei  solchen  Katastrophen  für  weite 
Kreise  von  Unbemittelten  jede  Einnahmequelle  und 
1 A.  Pohlmann,  „Tag“  vom  8.  August  1912. 
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somit  auch  jede  Kaufkraft  versiegte,  fliesst  jetzt  der 
ruhige  Strom  der  Unterstützungsgelder  weiter  wie 
aus  einem  grossen  Reservoir,  ganz  ähnlich  wie  aus 
einem  Staubecken  in  Zeiten  der  Dürre  das  leben- 
erhaltende Wasser  über  die  dürstenden  Felder  geleitet 
werden  kann,  um  totalen  Misswachs  zu  verhindern. 
Dadurch  werden  wirtschaftliche  Krisen  leichter  über- 
wunden, als  wenn  man  die  untersten  Konsumenten- 
schichten einfach  ihrem  Schicksal  überlässt.“ 

Zu  berücksichtigen  wäre  weiterhin,  dass  die 
Kapitalien  der  Versicherung  gleich  den  Renten  dem 
Erwerbsleben  nicht  entzogen  sind,  sondern  im  Dienste 
desselben  stehen.  Beispielsweise  werden  die  Reserven 
der  Versicherung  als  Hypotheken  dem  Baugewerbe 
zur  Verfügung  gestellt,  oder  mit  ihrer  Hilfe  ermög- 
lichen sie  in  Form  von  Darlehen  (Wertpapiere) 
städtischer  und  staatlicher  Natur  den  öffentlichen 
Körperschaften  die  Erteilung  von  Aufträgen.  Neben- 
stehende Tabelle  veranschaulicht  eiue  derartige  Ver- 
wendung der  Reserven  h 

Zwischen  den  zuständigen  Stellen  schweben  Ver- 
handlungen 2,  um  auf  Grund  der  RVO.  die  Reserve- 
fonds der  Berufsgenossenschaften  für  den  genossen- 

1 Vgl.  H.  Potthoff,  „Untersuchungen  über  das  Versicherungs- 
wesen“ in  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  137, 
4.  Teil,  S.  353;  H.  Hilbert,  „Die  deutsche  soziale  Gesetzgebung 
und  der  Geld-  und  Kapitalmarkt“  in  Conrads  Jahrbuch  für  National- 
ökonomie 1913,  S.  201  ff, 

2 Vgl.  F.  Zahn,  „Wirkung  der  Deutschen  Sozialversicherung“, 
München  Berlin  und  Leipzig,  F.  Schweitzer,  Verlag,  1915,  S.  63. 
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Inval.- 

Vers. 

Unfall- 

Vers. 

Krank. - 
Vers. 

Knapp- 

schafts- 

Vers. 

Sozial- 

Vers. 

Millionen  Mark 

Vermögen 

davon  angelegt  in: 

1662 

351 

) 

268 

i 

325 

! 

2606 

Grundbesitz 

85 

10 

24 

10 

129 

Bodenanleihe 

416 

37 

37 

60 

550 

Wertpapieren  und  öffentl. 
Darlehen 

1121 

270 

157 

235 

( 

1783 

Banken,  Sparkassen,  bar, 
Wechsel 

40 

34 

50 

j 

20 

144 

Von  den  Mitteln  der  Reichsversicherungsanstalt  für  An- 
gestellte wurde  im  Jahre  1913  angelegt  in: 


Millionen  Mark 

Bodenanleihe 

auf  landwirtschaftliche  Grundstücke  .... 

3,1 

sonstige 

27,8 

Wertpapiere  und  öffentliche  Darlehen  . . . 

88,0 

schaftlichen  Personalkredit  der  Mitglieder  der  Berufs- 
genosseuschaften,  unter  besonderer  Berücksichtigung 
des  Handwerks  und  des  Kleingewerbebetriebes,  nutzbar 
zu  machen.  In  Bayern  werden  bereits  die  Kranken- 
kassen ermächtigt,  ihre  zeitweiligen  verfügbaren  Be- 
stände bei  einer  Genossenschaft  anzulegen  L 


V 


1 Vgl.  die  Entschließung  des  Bayr.  Staatsministeriums  des 
Innern  vom  12.  August  1914,  Bayr.  Staatszeitung,  18.  August  1914. 
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Indirekt  sind  die  Versicherungslasten  beteiligt 
an  der  Hebung  unserer  heimischen  Produktion.  Die 
erhöhten  Gestehungskosten  suchte  der  Arbeitgeber 
durch  verbesserte  Betriebseinrichtungen,  durch  tech- 
nische Neuerungen  auszugleichen,  um  so  mit  weniger 
Arbeitern  bei  verbessertem  Betrieb  die  gleiche  Qualität 
und  Quantität  wie  bisher,  oder  mit  geringerer  Arbeiter- 
zahl bei  verbesserten  technischen  wie  hygienischen 
Einrichtungen  Besseres  und  mehr  zu  produzieren. 
Man  denke  nur  an  die  grösstmögliche  Einschränkung 
der  Unfallmöglichkeiten  (Schutzbrillen  usw.),  die  der 
Unternehmer  im  ureigensten  Interesse  einführte  und 
sich  damit  eine  arbeitsfreudige  und  leistungsfähige 
Arbeiterschaft  schuf.  F.  Zahn*  gibt . das  Urteil  der 
Berliner  Firma  M.  Löwe  & Co.  wieder,  das  wir  hier 
wörtlich  anführen:  „Um  die  höchste  Leistungsfähigkeit 
und  die  besten  Arbeiter  zu  erzielen,  hängt  eine  Fabrik 
von  ihren  Arbeitern  mehr  ab  als  von  irgendeinem 
anderen  Faktor.  Wir  glauben  nicht,  dass  schlechte 
Umgebung  in  den  Werkstätten  dazu  dienen  kann, 
die  besten  und  geschultesten  Arbeiter  zu  halten. 
Folglich  tun  wir  alles  mögliche,  was  zur  Gesundheit, 
zum  Wohlbefinden  der  Angestellten  beitragen  kann.“ 
Die  'segensreiche  Wirksamkeit  der  von  der  Sozial- 
gesetzgebung geschaffenen  Einrichtungen  hat  die 
Unternehmer  erst  zu  obiger  Erkenntnis  gebracht,  und 
besonders  die  Berufsgenossenschaften  sind  dauernd 

1 Vgl.  F.  Zahn,  „Wirkung  der  Deutschen  Sozialversicherung“. 
Berlin  und  Leipzig  1915,  S.  64. 
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bestrebt,  die  besten  Methoden  zur  Erhaltung  von 
Leben  und  Gesundheit  der  Arbeiter  auszuarbeiten, 
um  so  die  Unfälle  und  sonstige  Schädigungen,  die 
dem  Arbeiter  aus  seinem  Beruf  resultieren,  auf  ein 
Minimum  zu  beschränken. 

Aber  auch  die  Unternehmer  selbst  wenden  ihr 
Augenmerk  auf  eine  weitere  Verbesserung  der  Ar- 
beiterlage. Neben  den  gesetzlichen  Lasten  übernehmen 
sie  freiwillig  eine  nicht  unbedeutende  eigene  soziale 
Belastung,  wie  dies  eine  Reihe  der  im  ersten  Teil  dieser 
Darlegungen  gebrachten  Tabellen  zeigte.  Als  diese  frei- 
willigen Wohlfahrtseinrichtungen  kämen  hier  in  Be- 
tracht: Arbeiterwohnungen,  weitere  Erleichterung  des 
Arbeitgebers  bei  Anschaffung  von  Wohnungsein- 
richtungen und  Haushaltsgegenständen  für  Arbeiter, 
Krankenhäuser,  Genesungs-  und  Erholungsheime, 
Säuglingsfürsorge-  und  Mütterberatungsstellen,  Wöch- 
nerinnenheime, Krippenanstalten,  Kinderschulen, 
Haushaltungsschulen,  Näh-,  Strick-,  Kochschulen, 
Beamten-  und  Arbeiterspeisehäuser,  Bäder,  Spielplätze, 
Gartenanlagen,  Förderung  von  Musik  und  Theater, 
Bibliotheken,  Konsumanstalten,  Überlassung  von 
Ackerland,  Unterstützungskassen  aller  Art,  Sparkassen, 
Gratifikationen,  Gewinnbeteiligung,  Urlaub  usw.  In 
manchen  Betrieben  unterstehen  die  sämtlichen  Wohl- 
fahrtseinrichtungen der  Selbstverwaltung  der  Werk- 
angehörigen durch  frei  zu  wählende  Ausschüsse  von 
Beamten,  Arbeitern  und  Arbeiterinnen,  und  sind  von 
der  Fabrikleitung  zur  Erledigung  und  Kontrolle  der 
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Wohlfahrtsarbeiten  besondere  Spezialsekretäre  und 
Fabrikpflegerinnen  bestellt 

Die,  wie  schon  oben  angedeutet,  keineswegs  ge- 
ringen Kosten,  die  der  Arbeitgeber  für  die  freiwillige 
Wohlfahrtspflege  aufwendet,  belaufen  sich  für  die 
„Gute-HofFnungshütte“  Oberhausen  auf  folgende 
Zahlen  2; 


Jahr 

Für 

freiwillige  | gesetzliche 
Wohlfahrtspflege 

Pro  Kopf  des  Personals 
freiwillig  gesetzlich 

M. 

M. 

1888189 

21510 

250841 

2,47 

28,47 

1898/99 

100995 

546023 

7,72 

41,75 

1911/12 

584776 

2384613 

23,16 

94,43 

Ein  Beispiel  weitgehender  Arbeiterfürsorge  bieten 
die  Wohlfahrtseinrichtungen  der  5127  Personen  be- 
schäftigenden Firma  Cornelius  Heyl  in  Worma^. 

Es  besteht  dort  neben  der  allgemeinen  Betriebs- 
krankeukasse  eine  freiwillige  Krankenkasse,  die  ihren 
Mitgliedern  ein  tägliches  Krankengeld  von  60  Pf.  bis 
zu  1,25  M.  und  ein  Sterbegeld  von  15—25  M.  gewährt. 

1 Nach  F.  Zahn,  „Wirkung  der  deutschen  Sozialversicherung“, 
München,  Berlin  und  Leipzig  1915,  S.  65. 

2 Brandt-Most,  „Heimats-  und  Wirtschaftskunde  für;Rhein- 
land  und  Westfalen“.  Essen  1914,  Bd.  1,  S.  191. 

3 Vgl.  Monatsblätter  für  Arbeiterversicherung,  7.  Jahrg.,  Nr  2 
vom  15  Februar  1913,  S.  27  ff.  — Über  die  Wohlfahrtseinrichtungen 
der  Firma  Friedrich  Krupp  vgl.  Jubiläumsschrift  „Krupp  1812 
bis  1912“,  S.  385  ff. 
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Seit  dem  Jahre  1858  erhalten  die  arbeitsunfähig  ge- 
wordenen Angestellten  der  Firma  Pensionen.  Die 
Pensionsfähigkeit  der  Arbeiter  beginnt  nach  minde- 
stens zehnjähriger  Dienstzeit  und  schliesst  auch  ihre 
Witwen  ein.  Für  aussergewöhnliche  Unglücksfälle 
und  für  unverschuldet  eintretende  Notlage,  sowie  für 
die  zu  militärischen  Übungen  einberufenen  Arbeiter 
sind  bestimmte  Unterstützungsfonds  gegründet  wor- 
den, aus  denen  je  nach  Eage  des  einzelnen  Falles 
grössere  oder  kleinere  Beträge  gewährt  zu  werden 
pflegen. 

Eine  besonders  eigenartige,  in  der  Produktion 
(Herstellung  von  Eack-,  Wichsleder  u.  dgl.)  begrün- 
dete Einrichtung  bildet  das  sogenannte  „ W”artegeld“. 
Die  Gleichmässigkeit  der  Arbeitsverhältnisse  wird 
nämlich  wesentlich  von  der  Witterung  beeinflusst. 
In  sonnenarmen  Wochen  stockt  die  Arbeit,  da  das 
mit  Lack  frisch  überzogene  Leder  zum  Trocknen 
des  Sonnenlichts  bedarf.  Die  Firma  gewährt  den 
infolgedessen  zeitweilig  ausser  Dienst  gestellten  Ar- 
beitern feste  Beträge  während  dieser  Zeit,  täglich 
1,25 — 1,50  M.  für  weibliche,  1,50—  3,00  M.  für  unver- 
heiratete männliche  und  3,50  M.  für  verheiratete  männ- 
liche Arbeiter,  ohne  diese  Bezüge  bei  Wiederaufnahme 
der  Arbeit  auf  den  alsdann  verdienten  Lohn  anzu- 
rechnen. Ausserdem  widmet  die  Firma  ihr  Augen- 
merk der  Wohnungsfürsorge,  der  Wöchnerinnen-  und 
Säuglingspflege,  ferner  unterstützt  sie  Warenverkaufs- 
Stellen  und  Speiseanstalten. 
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Dass  die  freiwilligen  sozialen  Lasten  häufig  weit 
grösser  sind  als  die  gesetzlichen  Versicherungsaus- 
gaben, wurde  schon  mehrfach  erwähnt,  es  sei  hier 
nur  auf  die  freiwillige  wie  gesetzliche  Belastung  der 
Farbenfabriken  vorm.  Friedrich  Bayer  & Co.,  Lever- 
kusen und  Elberfeld,  hingewiesen.  Die  Ausgaben 
für  die  gesetzliche  Versicherung  der  Werkangehörigen 
betrugen  271 000  M.,  für  die  freiwillige  Wohlfahrtstätig- 
keit wurde  der  fast  10 fache  Betrag  von  2203000  M. 
ausgeworfen.  Wie  sich  diese  Wohlfahrtstätigkeit 
in  Gewerbe,  Handel  und  Industrie  Deutschlands  ^ in 
den  letzten  Dezennien  entwickelt  hat,  zeigt  neben- 
stehende Tabelle  über  freiwillige  bzw.  aussergesetz- 
liche^  Zuwendungen  für  Arbeiter  und  Volkswohl- 
fahrt. 

Zu  erwähnen  wäre  noch,  das  die  Unternehmer, 
zum  Teil  freiwillig,  selbständige  Betriebs-  und  Bau- 
krankenkassen einrichteten.  Aus  alle  diesem  spricht 
deutlich,  dass  die  Lasten  der  Arbeiterversicherung 
erträglich  waren.  Die  Arbeiten  von  Potthof  und 


* Vgl.  „Die  freiwilligen  sozialen  Fürsorge-  und  Wohlfahrts- 
einrichtungen in  Gewerbe,  Handel  und  Industrie;  anlässlich  des 
25jährigen  Regierungsjubiläums  Seiner  Majestät  Wilhelm  II., 
Deutschen  Kaisers,  König  von  Preussen,  herausgegeben  vom 
Hansabund  für  Gewerbe,  Handel  und  Industrie“.  Halle  a.  S.  1913. 

2 Darunter  befinden  sich  auch  staatliche  und  gemeindliche 
Wohlfahrtsaufwendungen.  Die  staatlichen  Aufwendungen  haben 
im  Jahre  1911  59716765  M.  nach  den  Ermittlungen  des  Hansa- 
bundes betragen. 
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Branchart^  zeigen  deutlich,  dass  in  den  Kreisen  der 
mittleren  und  Kleiiiunternehmer  die  Höhen  der  Ver- 
sicherungskosten, besonders  die  Unfallversicherungs- 
kosten, nicht  zu  Härten  führen  und  ihnen  die  Wett- 
bewerbsfähigkeit erhalten  bleibt,  denn  hierhin  muss 
für  den  Gesetzgeber  ein  Hauptaugenmerk  liegen, 
nämlich  den  Bogen  der  sozialen  Belastung  nicht  zu 
überspauneu.  Dies  ist  auch  bei  der  weiteren  Aus- 
gestaltung unserer  Sozialgesetzgebung  streng  beobach- 
tet worden.  Kaiser  Wilhelm  II.  betont  in  seinem 
Erlass  vom  4.  Februar  1890  an  den  Reichskanzler 
ausdrücklich 2;  „Ich  bin  fest  entschlossen,  zur  Ver- 
besserung der  Lage  der  deutschen  Arbeiter  die  Hand 
zu  bieten,  soweit  die  Grenzen  es  gestatten,  welche 
meiner  Fürsorge  durch  die  Notwendigkeit  gezogen 
werden,  der  deutschen  Industrie  auf  dem  Weltmarkt 
Konkurrenzfähigkeit  zu  erhalten  und  dadurch  ihre 
und  der  Arbeiter  Existenz  zu  sichern.  Der  Rückgang 
der  heimischen  Betriebe  durch  Verlust  ihres  Absatzes 
im  Ausland  würde  nicht  nur  die  Unternehmer,  sondern 

* H.  Potthoff,  „Die  Kosten  der  sozialen  Versicherung  und 
ihre  Überwälzung“.  Assekuranz-Jahrb.  1913,  S.  98ff.  — Branchart, 
„Zur  Frage  der  deutschen  Verelendung  durch  die  Arbeiterver- 
sicherung“. Zeitschrift  für  die’gesamte  Versicherungswissenschaft, 
1914,  S.  475  ff. 

2 Vgl.  hierzu  F.  Zahn,  „Deutschlands  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung“, München  1911,  und  A.  Manes,  „Deutschlands  wirt- 
schaftlicher Aufschwung  und  Arbeiterversicherung“,  Assekuranz- 
Jahrbuch  1913,  S.  97ff. 
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auch  ihre  Arbeiter  brotlos  machen  . . . .“  Wie  die 
deutsche  wirtschaftliche  Entwicklung  nun  durch  die 
Sozialversicherung  beeinflusst  worden  ist,  zeigen  am 
besten  die  Tabellen  S.  104 — 108^. 

Diese  Tabellen  veranschaulichen,  wie  wirtschaft- 
licher Aufschwung  und  Sozialgesetzgebung  parallel 
gehen,  ja  direkt  die  Grundlage  zu  diesem  Aufschwung 
bilden.  Unter  der  Beweiskraft  dieser  Tatsachen  kann 
nicht  mehr  die  Rede  davon  sein,  dass  die  vollkswirt- 
schaftliche  Produktivität  oder  die  privatwirtschaftliche 
Rentabilität  infolge  der  sozialen  Belastung  gelitten 
habe.  Friedrich  Lenz  betont  mit  Recht,  dass  die 
Linien  des  wirtschaftlichen  Aufschwungs  und  die 
Durchführung  der  Sozialversicherung  parallel  laufen 
und  sich  nicht  kreuzen.  In  einzelnen  wenigen  Fällen 
mag  die  Produktivität  und  Rentabilität  durch  sie 
beeinträchtigt  werden,  aber  es  liegt  nicht  im  Interesse 
des  Staates,  auf  Kosten  einzelner  Betriebe  die  Seg- 
nungen, die  die  Sozialversicherung  unserer  Arbeiter- 
schaft hat  zuteil  werden  lassen,  zu  beschneiden,  im 
ganzen  genommen  ist  eine  Beeinträchtigung  unseres 
Unternehmertums  und  damit  unserer  Volkswirtschaft 
nicht  nachweisbar.  Aus  obigen  Gründen  fällt  es 
auch  nicht  sonderlich  ins  Gewicht,  wenn  die  aus- 
ländische Konkurrenz  teilweise  frei  von  den  Arbeiter- 
versicherungsspesen arbeitet,  und  wir  können  Friedrich 

1 Vgl.  F.  Zahn,  „Wirkung  der  Deutschen  Sozialversicherung“,  • 
München,  Berlin  und  Leipzig,  1915,  S.  67. 


1 


Entwicklung  der  gcwcrbl.  Betriebe  1882-1907. 


Gewerbeabteilung 

jahr 

Zahl  der  gewerblichen 

Klein- 

Mittel- 

Betriebe 

j Gross- 

Gewerbe  überhaupt  i 

1907 

1895 

1882 

3124198 

2934723 

2882768 

1 

267430 

191301 

112715 

32007 
! 18953 

9974 

J 

A.  Gärtnerei,  Tierzucht 
und  Fischerei 

49200 

39698 

30673 

3970 

2571 

1183 

146 
' 52 

30 

B.  Industrie  einschliessl.  | 1907 

Bergbau  und  Bau-  j 1895 

gewerbe  | 1882 

1870261 

1989572 

2175857 

187074 

139459 

85001 

i 

29033 

17941 

9481 

t 

j 

C.  Handel  und  Verkehr  | 1907 
einschliessl.  Gast-  und  | 1895 

Schankwirtschaft  1 1882 

1 

1204737 

905453 

676238 

76386 

49271 

26531 

2828 

960 

463 

Gewerbeabteilung  i 

i 

jahr 

1 

Gewerbtätige  Personen  in  den 

Klein- 

Mittel- 

Betrieben 

Gross- 

Gewerbe  überhaupt* 

1907 

1895 

1882 

5 353576 
4770669 
4335822 

3644751 
2454333 
1 391 720 

5350025 

3044267 

1613247 

1 ; 

A.  Gärtnerei,  Tierzucht  | 

und  Fischerei  j 

j 1882 

V 

96378 

70091 

51437 

40820 

25853 

11422 

16913 

7184 

4559 

B.  Industrie  einschliessl.  j 1907  j 

Bergbau  und  Bau-  j 1895  | 

gewerbe  j 1882  | 

3200282  . 
3191125 
3270404  i 

2714  664 
1902049  ! 
1109128 

4937927 

2907329 

1554131 

C.  Handel  und  Verkehr 
einschliessl.  Gast-  und 
Schankwirtschaft 

1907 

1895 

1882 

2056916 

1509453 

1013981 

889267  i 
526431  1 
271170 

395 185 
129754 
54557 

^ Ohne  Musik-,  Theater-  und  Schaustellungrsgewerbe. 
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Deutscher  Aussenhandel  nach  Aus-  und  Einfuhr 

1895-1913. 


1 Ausfuhr 

Einfuhr 

Jahr 

(einschliessl.  Edelmetailverkehr) 

Millionen  Mark 

1895 

3424,1 

4246,1 

1900 

4752,6 

6043,0 

1901 

4512,6 

5710,3 

1902 

4812,8 

5805,8 

1903 

5130,3 

6321,1 

1904 

5315,4 

6854,5 

1905 

5841,8 

7436,3 

1906 

6478,0 

8438,6 

1 

1907 

7094,9 

9000,6 

1908 

6481,5 

8077,1 

1909 

6858,7 

8860,4 

1910 

1 

7644,2 

9310,0 

1911 

1 

8224,4  i 

10007,0 

1912 

I 9099,5  1 

11017,5 

1913 

10197,9 

11206,7 

1.  Halbjahr  1913 

4997,0  ! 

5650,2 

1.  Halbjahr  1914 

1 

1 

5115,9 

1 

1 

i 1 

5606,6 

''V—  -■-  rr;s«tr3WBC3fttgat3fe»-  *- 


Deutscher  Aussenhandel  nach  Warengruppen  1895—1913. 


1895 


19UÜ 


1905  1910 

Millionen  Mark 


1911 


1912 


1913 


Rohstoffe  und  Halbfabrikate  . . . 

722,4 

^ u s f u h 
1111,4 

r 

1500,0 

1976,7 

2087,7 

2395,3 

2657,4 

Fertigfabrikate 

2179,5 

2982,4 

3823,6 

4737,1 

5220,4 

5763,2 

6395,8 

Nahrungs-  und  Genussmittel,  Vieh 

416,0 

517,6 

507,4 

760,9 

798,0 

798,3 

1043,3 

Edelmetalle 

106,2 

141,2 

110,2 

169,5 

118,3 

142,7 

101,4 

Ausfuhr  zusammen 

3424,1 

4752,6 

5841,8 

7644,2 

8224,4 

9099,5 

10197,9 

Rohstoffe  und  Halbfabrikate . . . 

1805,4 

E i n f u h 
2803,1 

r 

3457,1 

5231,9 

5420,3 

6080,0 

6242,3 

Fertigfabrikate 

925,5 

1199,7 

1328,0 

1219,3 

1292,7 

1410,9 

1478,8 

Nahrungs-  und  Genussmittel,  Vieh 

1389,8 

1762,8 

2343,8 

2482,9 

2992,7 

3200,9 

3049,2 

Edelmetalle 

125,4 

277,4 

307,4 

375,9 

301,3 

325,7 

436,4 



Einfuhr  zusammen 

4246,1 

6043,0 

7436,3 

9310,0 

10007,0 

11017,5 

11206,7 

f- 

j 

Aussenhandel  der  wichtigsten  Länder  (Aus- 

verkehr  1886- 

und  Einfuhr  einschliessl.  Edelmetall- 
-1912). 

Deutschland 

Frankreich 


einschl.  der  wichtigsten  Kolonien 
Vereinigte  Staaten  von  Amerika  . 
Gesamter  Aussenhandel  der  wich- 


1886 

1896 

1900 

1905 

1910 

1911 

1912 

Millionen  Mark 

6287,8 

8551,1 

11088,9 

13574,8 

17614,8 

19 153,9 

21 256,6 

7 583,6 

7713,1 

9208,2 

9891,0 

13766,0 

14257,8 

14814,0 

12642,5 

15081,2 

17899,9 

19841,4 

24733,0 

25235,5 

27409,5 

18434,4 

21986,2 

29640,8 

30963,4 

39952,5 

41511,6 

46281,1 

5 522,8 

6981,7 

9426,6 

11071,6 

13868,1 

15021,4 

16201,9 

60845,5 

75490,0 

91807,9 

1 

113100,6 

i 146853,1 

154335,5 

164670,3 

< . 


. 


Gesamter  Aussenhandel  der  wich- 
tigsten Kulturstaaten 100  100 
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Zahn  nur  beipflichten,  wenn  er  Heinz  PottholF  an- 
führend, schreibt:  „Ob  das  Inland  im  Vergleich 
mit  dem  Ausland  sozial  vorausbelastet  ist, 
lässt  sich  überhaupt  nicht  lediglich  mit 
Bezug  auf  die  Arbeiterversicherung  beur- 

• I 

teilen;  man  müsste  auch  dieArbeiterschutz- 
gesetzgebung,  das  Arbeitsvertragsrecht, 
die  Armen-  und  Steuergesetzgebung,  das 
Familienrecht,  die  Zoll-  und  Wirtschafts- 
politik, sowie  die  Ivebensgewohnheiten,  die 
Sitten,  die  durch  die  Arbeitergewerkschaften 
herbeigeführten  Tarifverträge  oder  Ge- 
bräuche mit  berücksichtigen^“. 

H.  E.  Stärker  2 weist  mit  Recht  darauf  hin,  dass 
die  Leistungsfähigkeit  unserer  durch  die  Sozialge- 
setzgebung geschützten  Arbeiterschaft  grösser  ist  als 
dort  wo  das  freie  Spiel  der  Kräfte  waltet  und  nur 
die  Elitearbeiter  auf  Kosten  der  grossen  Masse  ihre 
Lebenshaltung  erhöhen  können.  Vielfach  finden  wir 
in  Ländern,  deren  Industrie  mit  uns  konkurrieren 
kann  und  die  frei  von  Sozialversicherung  sind,  höhere 
Löhne,  die  dann  dort  an  Stelle  der  Sozialversicherung 

1 Heinz  Potthoff,  „Die  Kosten  der  Sozialversicherung  und 
ihre  Überwälzung“.  Siehe  a.  a.  O.  S.  98  ff.  — H.  Herkner,  „Die 
öffentlichen  Lasten  der  deutschen  Industrie“.  Preußische  Jahr- 
bücher, Bd.  142,  S.  541. 

^ H.  E.  Stärker,  „Der  Einfluss  der  Industrie  auf  die  deutsche 
Arbeiterschutz-  und  Arbeiterversicherungsgesetzgebung“.  Mün- 
chener Dissertation. 
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treten.  Dass  aber  eine  gesetzlich  fixierte  Sozialver- 
sicherung die  gegebene  Lösung  des  sozialen  Problems 
bildet,  zeigt  die  immer  grösseren  Umfang  anuehmende 
Ausbreitung  der  Sozialversicherung  nach  deutschem 
Vorbild  im  Ausland. 


Schluss. 

Zusämmenfässendes  Ergebnis  der  Untersuchung. 

Wie  aus  vorliegender  Untersuchung  hervorgeht, 
lässt  sich  die  Frage  der  zifFermässigeu  Belastung  der 
deutschen  Industrie  durch  die  Soziallasten  nicht  exakt 
beantworten,  noch  lassen  sich  die  Aktiva,  welche  die 
Sozialversicherung  bedingt  hat,  ziffermässig  angeben 
und  der  Belastung  gegenüberstellen.  Erst  durch  eine 
solche  Gegenüberstellung  würde,  wie  auch  F.  Zahn 
betont,  ein  richtiges  Bild  von  der  wirklichen  Belastung, 
das  heisst  von  der  Nettobelastung  nach  Abzug  der 
kompensierenden  Vorteile,  möglich  sein.  Auf  beiden 
Seiten  der  Bilanz  sind  eine  Reihe  inkommensurabler 
Grössen  vorhanden,  welche  sich  auf  Gesundheit, 
körperliche  und  geistige  Leistungsfähigkeit,  auf  die 
Grundlagen  der  Wohlfahrt  des  einzelnen  und  der 
Gesamtheit  beziehen,  Güter  von  höchstem  V ermögens- 
wert,  welche  sich  aber  ziffermässig  nicht  erfassen 

lassen. 

Zahn»  führt  dann  aus;  „Immerhin  dürfte  alles, 
was  über  die  Lasten  der  Arbeiterversicherung  und 
über  die  von  ihr  gebrachten  Vorteile  ausgeführt  worden 

1 F.  Zahn,  „Wirkung  der  deutschen  Sozialversicherung“. 
München,  Berlin  und  Leipzig  1915,  S.  95. 
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ist,  das  Urteil  rechtfertigen,  dass  die  Uasteii  der  Ar- 
beiterversicherung weniger  als  Uasten,  sondern  viel- 
mehr als  notwendige  und  zugleich  reproduktive,  sich 
sehr  lohnende  Spesen  unserer  Volkswirtschaft  zu  be- 
werten sind.“  H.  PotthofF  („Tag“  vom  26.  Nov.  1910) 
und  namentlich  R.  Goldscheid  i sagen,  dass  die  Ar- 
beiterversicherung und  die  mit  ihr  gleichzeitig  sich 
entwickelnde  moderne  Sozialpolitik  und  Sozialhygiene 
keine  blosse  Belastung  der  Produktion  sind,  sie  sind 
vielmehr  Meliorierung,  sie  sind  biotechnische  Siche- 
rung, sie  sind  integrierender  Bestandteil  der  gesamten 
Nationalwirtschaft. 

Die  für  die  Zwecke  der  Sozialversicherung  aus- 
gegebenen Summen  rentieren  sich  reichlich  als  re- 
produktiv in  der  Hebung  der  Gesamtproduktion  des 
Volkes  und  der  einzelnen  Produktion  jedes  Betriebes. 
Dieser  Tatsache  gegenüber  hat  sich  auch  das  Ausland 
nicht  ablehnend  verhalten  können,  und  auch  dort 
hat  die  Sozialgesetzgebung  seit  der  Wende  dieses 
Jahrhunderts  einen  kräftigen  Ausbau  erfahren,  so  dass 
es  dem  vielfach  einseitig  voransbelasteten  deutschen 
Unternehmer  in  Zukunft  leichter  sein  wird,  auf  dem 
ausländischen  Markt  zu  konkurrieren. 

* R.  Goldscheid,  „Höherentwicklung  u.  Menschenökonomie“. 
Leipzig  1911. 
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